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EDITORIAL/086: Die Grenzen meiner Sprache ... (SB)
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Die Grenzen meiner Sprache ...

"Die Grenzen meiner Sprache

sind die Grenzen meiner Welt."

(Ludwig Wittgenstein)

Ein jeder ist der Sprache teilhaftig, soweit sie sich in den Archiven
des täglichen und perspektivischen Gebrauchs sammelt, strukturiert und
ablagert. Dennoch besteht ihre vorrangigste Eigenschaft und Funktion
wohl eher darin, niemals Besitz, Eigentum oder Vermögen werden zu
können.

Der Wunsch des Menschen nach wechselseitiger oder einseitiger
Verfügungsgewalt als Hilfsmittel oder Werkzeug in seinen Händen oder
gar in seinem Munde, um damit seine Interessen zu verfolgen, ist so
alt wie die doch äußerst beschränkte Reichweite eben dieses Ansinnens.
Nicht grundlos ist die Kultur der Werkzeuge und Hilfsmittel, also auch
die der Sprache, hoch innovativ und wird bestimmt durch ihre
fortschreitende Entwicklung. Soviel zu Ludwig Wittgenstein und seinem
Bekenntnis zur Unzulänglichkeit seines sprachlichen Vermögens als
Einsicht in die Grenzen ihrer Fassungs- und Entfaltungsmöglichkeiten.

Wenn also der Knüppel, wie uns die Volksweisheit verrät, beim Hund
liegt, warum sollte ich gerade auf diesen fixiert bleiben, um ihn im
Zweifelsfalle zu bezwingen? Die Grenzen der Sprache, also der Kehrwert
ihres Besitzes, bleiben am Ende dieser Betrachtungen deshalb ebenso
ungeklärt wie die Chance, sie zu besitzen oder sich ihrer unabweislich
zu bedienen. Auch die Fragefertigkeit, als ein Bestandteil
sprachlichen Vermögens erwiesen, wird in Anbetracht entgrenzender
Unwahrscheinlichkeiten dann auf ihre Gegenstandslosigkeit reduziert.

Jedes jedoch von Besitz- und Verfügungsstreben emanzipierte
Verständnis und der Folge ungetriebener Mühe nicht im Wege stehen zu
müssen, hebt die Beseitigung solcher Hindernisse in den Horizont der
Erreichbarkeit.

Fraglos allerdings müssen gerade diese Hindernisse zum Zwecke ihrer
Überwindung zuvor in ihrer ganzen Vollständigkeit und
Widersprüchlichkeit aufgerichtet und bis zur Erschöpfung verbraucht
werden. Nicht erst nach Wittgenstein muß dieser Preis sich
überstülpender Erkenntnisse neben den Schleifen andauernder
Wiederholung dennoch vollständig entrichtet werden, wollte man sich
denn ihrer Fesselgewalt endlich und gültig wirksam entledigen können.

Ihre Schattenblick-Redaktion


18. Mai 2018
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ATOM/163: Halbwertzeit - selbst der Abbruch würde dauern ... (Umweltinstitut München e.V.)


Umweltinstitut München - Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Forsa-Umfrage in Nordrhein-Westfalen: 

Zwei Drittel gegen Brennelement-Exporte und für Stilllegung der Atomfabriken



Eine breite Mehrheit der nordrhein-westfälischen Bevölkerung spricht
sich für einen Lieferstopp deutscher Brennelemente an ausländische
Atomreaktoren aus. Darüber hinaus befürworten ebenso viele Menschen die
Stilllegung der Atomfabriken in Gronau und Lingen. Das ist das Ergebnis
einer aktuellen repräsentativen Umfrage des Meinungsforschungsinstituts
forsa im Auftrag des Umweltinstituts.

In einer repräsentativen Studie hatte forsa 1.075 Menschen in
Nordrhein-Westfalen befragt. 67 Prozent der Bürgerinnen und Bürger
befürworten einen Lieferstopp von Brennelementen ins Ausland. 68 Prozent
sprechen sich für die komplette Stilllegung der zwei Atomfabriken in
Deutschland aus.

"Die deutschen Atomfabriken Gronau und Lingen beliefern unter anderem
die hochgefährlichen Risikoreaktoren Tihange und Doel in Belgien. Es
gibt in Nordrhein-Westfalen einen breiten Rückhalt dafür, die
Brennelement-Lieferungen an solche Reaktoren zu stoppen und die
Uranfabriken in Deutschland zu schließen. Dies ist ein klares Signal an
Ministerpräsident Armin Laschet, nun endlich wirkungsvoll auf die
Stilllegung der belgischen Pannenmeiler hinzuwirken", so Dr. Philip
Bedall, Referent für Energie- und Atompolitik beim Umweltinstitut
München zu den Ergebnissen der aktuellen forsa-Umfrage.

"Um das Risiko eines verheerenden Reaktorunfalls in Belgien zu bändigen,
braucht es einen sofortigen Exportstopp für die deutschen Atomfabriken.
Es liegt in der Hand von Bundesumweltministerin Svenja Schulze, künftige
Liefergenehmigungen zu verweigern", so Bedall. "Konsequent im Sinne des
deutschen Atomausstiegs wäre zudem die zeitnahe Stilllegung der
Atomfabriken. Auch diese Maßnahme, die erst in mehreren Jahren Wirkung
entfalten würde, muss bereits heute eingeleitet werden."

Die neue Bundesregierung will laut Koalitionsvertrag "[...] verhindern,
dass Kernbrennstoffe aus deutscher Produktion in Anlagen im Ausland,
deren Sicherheit aus deutscher Sicht zweifelhaft ist, zum Einsatz
kommen". Sie will dazu "prüfen, auf welchem Wege wir dieses Ziel
rechtssicher erreichen".

Ein Rechtsgutachten im Auftrag der Ärzte-Organisation IPPNW zeigt, dass
ein sofortiges Export-Verbot rechtssicher möglich ist. Zugleich
unterstützen Gutachten im Auftrag des Bundesumweltministeriums die
Einschätzung, dass auch die Stilllegung der Atomfabriken "mit hoher
Wahrscheinlichkeit"rechtssicher möglich wäre - in Einklang mit dem
Verfassungsrecht, mit dem Völkerrecht und mit dem Europarecht.


Anmerkung:
[1] https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/koalitionsvertrag_2018.pdf

Weitere Informationen und Quellenangabe:

Repräsentative forsa-Umfrage in Niedersachsen im Auftrag des
Umweltinstituts

http://www.umweltinstitut.org/fileadmin/Mediapool/Downloads/01_Themen/01_Radioaktivitaet/Atomfabriken/36275_q8363_text_Niedersachsen.pdf

Pressemitteilung zu den Ergebnissen einer themengleichen Forsa-Umfrage in
Nordrhein-Westfalen

http://www.umweltinstitut.org/presse/presse-details/aspresse/129/forsa-umfrage-in-nordrhein-westfalen-zwei-drittel-gegen-brennelement-exporte-und-fuer-stilllegung-d.html

Hintergrundinformationen zu den Atomfabriken und Brennstoff-Exporten
(inkl. Gutachten von IPPNW und BMU)

https://www.umweltinstitut.org/mitmach-aktionen/lieferstopp-fuer-risikoreaktoren.html?activeTab=1

 * 

Quelle:

Umweltinstitut München e.V.

Landwehrstr. 64a, 80336 München

Telefon: (089) 30 77 49-0, Fax: (089) 30 77 49-20

E-Mail: info@umweltinstitut.org

Internet: www.umweltinstitut.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2018 
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RAUBBAU/116: Fracking nicht mit uns - eine unausgewogene Kommission ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - 23. Mai 2018

Geplanter Startschuss für die Fracking-Kommission ist ein Schlag
ins Gesicht der Umweltbewegung



(Bonn, Berlin, 23.05.2018) Auf scharfe Kritik des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU e.V.) sind die Pläne der
Bundesregierung gestoßen, einen Beschluss über die Zusammensetzung der
Fracking-Kommission herbeizuführen. Die Kommission soll vier
Erprobungsvorhaben, bei denen die Fracking-Technik zum Einsatz kommen
soll, begleiten. Damit würden nicht nur vier umweltzerstörende Projekte
legitimiert. Es würde auch der Weg in Richtung der kommerziellen
Förderung von Schiefergas weiter beschritten. Dies ist ein Schlag ins
Gesicht der Umweltbewegung, die seit Jahren gegen die unbeherrschbare
Risikotechnik kämpft. Der BBU fordert die Bundesregierung auf, auf einen
Beschluss zur Besetzung der Fracking-Kommission zu verzichten und
stattdessen einen Gesetzentwurf einzubringen, mit dem die Einsetzung der
Fracking-Kommission endgültig aus dem Wasserhaushaltsgesetz gestrichen
wird.

Oliver Kalusch vom Geschäftsführenden Vorstand des BBU erklärt hierzu:
"Die Einsetzung der Fracking-Kommission und ihre zukünftige Arbeit ist
ein durchsichtiges Manöver, um der Bevölkerung das gefährliche Gasbohren
schmackhaft zu machen. Diese Kommission aus sechs Personen, die
überwiegend mit Vertretern frackingfreundlicher Stellen besetzt ist,
soll der Gasindustrie nun die Ungefährlichkeit der Technik attestieren.
Damit nichts schief geht, sind in dieser Kommission weder Umweltverbände
noch andere zivilgesellschaftliche Akteure vertreten. Die Arbeit einer
Kommission ist dabei völlig überflüssig. Bereits aus den USA ist
bekannt, dass Fracking zu Grundwasserkontaminationen und Erdbeben führt.
Der Austritt von Methan schädigt zudem das Klima. Statt einer
Fracking-Kommission ist ein ausnahmsloses Fracking-Verbot notwendig."

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

Informationen über den BBU und seine Aktivitäten gibt es im Internet
unter:

http://www.bbu-online.de

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung vom 23.05.2018

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax.: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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KOHLEALARM/434: Klimakampf und Kohlefront - Ausstieg zum Umstieg deuten ... (Fossil Free Aachen )


Fossil Free Aachen - Pressemitteilung vom 20. Mai 2018

Braunkohledinosaurier geriert sich an der RWTH Aachen als
Zukunftsprophet 



Am 23. und 24. Mai 2018 findet an der RWTH Aachen AIMS das Aachen
International Mining Symposium statt. Das Motto "Mines of the Future"
(Bergwerke der Zukunft) hat dabei durchaus seine Berechtigung. Es gilt
z.B. über die Nachnutzung alter Steinkohlebergwerke oder über
umweltverträgliche Erzgewinnung nachzudenken. Jedoch tritt unter dem
zukunftsweisenden Leitsatz auch eines der vergangenheitsorientiertesten
Energieunternehmen als Sponsor auf: Der Klimakiller RWE, der das
Rheinische Braunkohlerevier ausbeutet und die Kohle gleich vor Ort
verbrennt - das zerstört nicht nur das Weltklima sondern belastet auch
die Luft in der Region mit Feinstaub, Quecksilber und anderen Giften.

Anstatt die Konferenz zur Neuorientierung und Alternativensuche zu
nutzen, hält RWE an der Braunkohle fest und fabuliert von angeblich
sauberen neuen Kraftwerken. Der Konzern will die Nutzung der nach
CO2-Ausstoß pro erzeugter Kilowattstunde klimaschädlichsten Art der
Stromerzeugung noch weit in die Zukunft verlängern, sogar mit
Kraftwerksneubauten. Nach den üblichen Regeln der Abschreibung bedeutet
das, diese Stromerzeugungsart bis weit in die zweite Hälfte des
Jahrhunderts zu verfolgen. "Hier verschließt ein Konzern ganz fest die
Augen vor dem unausweichlichen Kohleausstieg", sagt Lea Heuser,
Sprecherin von Fossil Free Aachen. "Es gibt keine saubere
Kohleverstromung und unsere einzige Chance auf eine Abmilderung des
Klimachaos sind die erneuerbaren Energien."

Auf der Homepage der Konferenz [1] schreibt der Stromkonzern
dazu freimütig: "Mittelfristig liegt der Fokus auf der Weiterentwicklung
des Kraftwerksportfolios, insbesondere durch die Optimierung bestehender
Anlagen und durch gezielte Neubauten. Dazu gehören die Verlängerung der
wirtschaftlichen Nutzungsdauer bestehender Anlagen durch
Sanierungsmaßnahmen und Effizienzsteigerungen sowie gezielte
Kraftwerkserneuerungen". Außerdem heißt es, RWE könne als "großer
deutscher Stromerzeuger [...] weitgehend auf die eigene Rohstoffbasis
zurückgreifen". Mit der "eigenen Rohstoffbasis" können aber
ausschließlich die rheinischen Braunkohle-Tagebaue gemeint sein, die RWE
gehören. Braunkohle stellt mit 36,7% der Stromerzeugung den mit Abstand
größten Posten im "Energiemix" von RWE dar, gefolgt von Erdgas (26,7%),
Atomenergie (15,0%) und Steinkohle (14,5%). Von den Brennstoffen muss
lediglich die Braunkohle nicht importiert werden. - Erneuerbare Energien
firmieren bei RWE unter "ferner liefen" (5,6%). (Zahlen von 2017,
Quelle: de.statista.com)

Die RWTH Aachen schreibt sich "Thinking the Future" (die Zukunft denken)
auf die Fahnen. Statt rückwärtsgewandte Energiekonzerne als Sponsoren zu
gewinnen, täte die renommierte, technische Hochschule deutlich besser
daran, alternative Stromerzeugung und -speicherung zu erforschen und zu
lehren. Fossil Free Aachen bekräftigt daher anlässlich der
AIMS-Konferenz seine Forderung nach einem möglichst baldigen und
vollständigen Kohleausstieg Deutschlands und einer Neuausrichtung von
Forschung und Lehre an der RWTH Aachen. "Die Ingenieurinnen und
Ingenieure von morgen haben ein Recht darauf, zu lernen, wie sie die
Zukunft in ihre eigenen Hände nehmen können", betont Heuser.

Fossil Free Aachen unterstützt daher den Aufruf zu einer
Protestkundgebung auf dem Aachener Markt. Am Mittwoch, dem 23.05.18 um
18:30 Uhr, kurz bevor sich die Konferenzteilnehmenden in der Nähe zum
gemeinsamen Abendessen treffen, will die Initiative die Öffentlichkeit
über die ewig gestrigen Pläne der RWE AG informieren und ihren
Widerspruch zum Ausdruck bringen.


Anmerkung:

[1] http://www.aims.rwth-aachen.de/rwe-power-ag/

 * 

Quelle:

Fossil Free Aachen

c/o kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

Internet: http://kommunikatz.wordpress.com/
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ENGLISCH/937: Questions to Mrs Gobbledygook (201) silver spoon (SB)








Dear Mrs Gobbledygook

I found a very interesting idiomatic expression, but not being an
expert on this matter, I would like to ask you, what is the
meaning of "to be born with a silver spoon in the mouth"? And are
there any similar expressions with the same meaning?

Yours

A. S. (Mumbai, India)



[image: Raute]


Dear Mr S. 

Thank you for your letter and for your interest. The idiom "to be born
with a silver spoon in one's mouth" means, to be born with a lot of
advantages and privileges, that other people don't have and really to
be born into a very rich family. Well, you could say he really is
lucky devil.

The origin of this expression is from silver being such precious
metal. Babies usually have to be fed with spoons and godparents often
give spoons as a gift or as a present to their godchildren or to
their parents at christening ceremonies. There are special spoons for
feeding babies, which are available today in all possible
child-oriented designs and more or less valuable variations.

In former times among the British aristocracy it was popular to use
silver wear when dining and the phrase is speculated to have
originated from these feeding spoons particularly because wealthy
people would make such a precious gift, because they could afford it.

But the idiom stresses the fact, that this person was born with a
lot of advantages. That means he or she was either born to parents who
are rich and have a high social standing, or someone who was born into
a privileged and wealthy life, where everything is done for him or
her, and unlike others this one doesn't have to fight for it. So with
a little sympathy you could also call this individual a very "lucky
devil".

You would never use this expression for yourself of course.
"I was born with a silver spoon in my mouth" is very rarely used.
Usually it is used with a note of envy, if the speaker doesn't
have the same opportunities as the one he is talking about.

There aren't any similar expressions you could use instead.
Even "lucky devil", "a child of fortune", or "a Sunday's child", which
stand for the same lucky circumstances, wouldn't indicate the wealthy
family background.

In other countries, Germany for example, the same phrase is used but
only the other way round: "not to be born with a silver spoon in the
mouth". This means that one had to work and fight for everything he
had achieved and didn't get anything for granted.

But native speakers of English only use the silver spoon in a
positive statement, to describe someone who gets everything he
wants without any effort.

So if you are not born with a silver spoon in reach, you are in the
good company of people who fight their way through life and also
strengthened for the hard times, the world has to face in the future.

Yours

Miranda Gobbledygook



24. Mai 2018
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KURSUS/4960: Bielefeld - VHS-Wochenendkurse für Portugiesisch, Türkisch und Russisch, 1.-3.6.


VHS-Wochenendkurse: Portugiesisch, Türkisch und Russisch



Bielefeld (bi). Wer eine Reise nach Portugal, in die Türkei oder nach
Russland plant oder sich für die Sprache und Kultur dieser Länder
interessiert, hat dazu am Wochenende vom 1. bis 3. Juni in der
Volkshochschule im Ravensberger Park entsprechende Möglichkeiten. Die
Teilnehmer lernen hilfreiche Redewendungen und Strukturen und erfahren
von den muttersprachlichen Kursleitungen viel Wissenswertes zu Land
und Leuten. Infos und Anmeldung zu den einzelnen Kursen unter
www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 68 11.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 18. Mai 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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LESUNG/4074: Berlin - Hausgäste lesen, A. Arudpragasam, A. Koslova, E. Vodolazkin, 13.06.2018


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juni 2018

Mittwoch, 19.30h, 13.06.2018

Hausgäste

Anuk Arudpragasam, Anna Koslova und Evgenij Vodolazkin

in Lesung und Gespräch



Mit Anuk Arudpragasam dürfen wir im Juni erstmals einen tamilischen
Autor im LCB begrüßen. »Die Geschichte einer kurzen Ehe« (Hanser
Berlin, 2017, Ü: Hannes Meyer) ist der Titel seines Debütromans, der
vor dem Hintergrund des Bürgerkriegs in Sri Lanka spielt. Mit Lakonie
und Poesie, harten Schnitten zwischen drastischen Kriegsszenen und
Gegenbildern größter Mitmenschlichkeit erzählt er von Dinesh und
Ganga und ihrem einen gemeinsamen Tag als Ehepaar. Die russische
Roman- und Drehbuchautorin Anna Kozlova stellt eine schizophrene
junge Frau in den Mittelpunkt ihres Romans »F20« - ein in Russland
vielgelesenes Buch, das derzeit verfilmt wird. Einen "russischen Eco"
hat man Evgenij Vodolazkin nach seinem historischen Roman-Erstling
»Laurus« genannt. Mit »Aviator« hat er zuletzt einen das 20.
Jahrhundert umspannenden Roman vorgelegt, aus dem wir erste
übersetzte Kostproben hören. Das Buch wird im kommenden Jahr im
Aufbau Verlag erscheinen (Ü: Ganna-Maria Braungardt).

Eintritt frei

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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TAGUNG/2368: Heidelberg - Iwan Turgenjew und die europäische Musikkultur, 31.05.-02.06.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Heidelberg

Symposium: Iwan Turgenjew und die europäische Musikkultur

Internationale Tagung anlässlich des 200. Geburtstags des russischen
Schriftstellers

Die Veranstaltung findet vom 31. Mai bis bis 2. Juni 2018 statt und
wird von zwei öffentlichen Konzerten umrahmt.



Die enge und vielschichtige Verbindung des russischen Schriftstellers
Iwan Turgenjew (1818 bis 1883) zur Musik steht im Mittelpunkt eines
interdisziplinären Symposiums, zu dem das Musikwissenschaftliche
Seminar und das Slavische Institut der Universität Heidelberg
einladen. Mit diesem bislang wenig erforschten Themenfeld werden sich
15 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus fünf Ländern
auseinandersetzen. Die Veranstaltung "Iwan Turgenjew und die
europäische Musikkultur" findet vom 31. Mai bis 2. Juni 2018 statt und
wird von zwei öffentlichen Konzerten umrahmt.

"Der mehrsprachige und kosmopolitisch ausgerichtete Schriftsteller, an
dessen 200. Geburtstag in diesem Jahr vielfach erinnert wird, gehört
zu den großen russischen Romanciers des 19. Jahrhunderts und war
zugleich in der deutschen und französischen Kultur tief verankert",
betont Prof. Dr. Dorothea Redepenning vom Musikwissenschaftlichen
Seminar. Das wissenschaftliche Interesse der Symposiums-Teilnehmer
gilt einerseits der dramaturgischen Bedeutung von Musik in Turgenjews
literarischem Schaffen, andererseits der musikalischen Rezeption
seiner Werke. Der außergewöhnlichen Zusammenarbeit mit der
französischen Sängerin und Komponistin Pauline Viardot (1821 bis 1910)
kommt dabei eine besondere Rolle zu. Das Symposium wird von der Fritz
Thyssen Stiftung gefördert.

Zum Rahmenprogramm gehören zwei öffentliche Konzerte, die mit
Unterstützung der Stadt Heidelberg veranstaltet werden. Am 31. Mai
findet eine moderierte Konzertveranstaltung statt, die in die
musikalische Welt Turgenjews und Pauline Viardots einführen wird. Es
musizieren Ina Kancheva (Gesang) und Maria Sofianska (Klavier). Zu den
Highlights des Konzerts gehören zwei klavierbegleitete
"Melodeklamationen" von Anton Arenskij, die Pjotr Olev rezitieren
wird. Durch den Abend in der Aula der Alten Universität, Grabengasse
1, führt die Musikwissenschaftlerin Prof. Dr. Beatrix Borchard. Beginn
ist um 19 Uhr.

Zum Abschluss des Symposiums am 2. Juni erklingt in einem weiteren
Konzert Kammermusik aus Turgenjews und Pauline Viardots Freundeskreis.
Aufgeführt werden unter anderem Stücke aus der Familie Viardot sowie
Werke französischer Komponisten, darunter Ernest Chaussons bekanntes
"Poème", das durch eine Erzählung Turgenjews inspiriert wurde. Natasha
Korsakova an der Violine wird von Maria Witoschynskyj am Klavier
begleitet. Diese Veranstaltung findet im Konzertsaal der Hochschule
für Kirchenmusik, Hildastraße 8, statt und beginnt um 20 Uhr.

Ebenfalls im Rahmen des Symposiums wird eine Filmreihe im Karlstorkino
-Medienforum Heidelberg präsentiert. Das Universitätsmuseum zeigt
derzeit die von Studierenden der Musikwissenschaft und der Slavistik
gestaltete Ausstellung "Turgenjew und die Musik", die noch bis zum 20.
Oktober 2018 in der Alten Universität zu sehen sein wird.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg, 23.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1159: Berlin - Freigang #2, Flexible Geometrien der Mönchsrepublik, Claudiu Komartin, 22.06.18


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juni 2018

Freitag, 20h, 22.06.2018

Außer Haus: Das Baumhaus, Gerichtstr. 23 (S+U Bhf. Wedding)

Freigang #2: Flexible Geometrien der Mönchsrepublik

Claudiu Komartin im Gespräch mit Alexandru Bulucz



Im Juni begegnen sich der rumänische Dichter Claudiu Komartin und der
in Berlin lebende Autor und Übersetzer Alexandru Bulucz im Weddinger
Baumhaus zur zweiten Veranstaltung der Reihe »Freigang« des LCB. Im
gemeinsamen Gespräch stellen sie ihre Gedichte vor und befragen sich
gegenseitig zu ihrer dichterischen Arbeit: "neo-expressionistisches
Pathos" (Radu Vancu über Claudiu Komartin) trifft auf "polyphone
Dynamik" (Michael Braun über Alexandru Bulucz), Bukarest auf Berlin,
Geschichte auf Gegenwart und Zukunft der rumänischen Dichtung.

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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TREFF/1158: Berlin - Ein Abend mit Fiston Mwanza Mujila, 19.06.2018


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juni 2018

Dienstag, 19.30h, 19.06.2018

Die Tramatisierung des Lebens

Ein Abend mit Fiston Mwanza Mujila und seinen Übersetzerinnen
Katharina Meyer und Lena Müller

Am Saxofon: Ben Kraef

Moderation: Aurélie Maurin



Mit "Tram 83" (dt. Übersetzung im Zsolnay Verlag, 2016) wurde der
kongolesische Schriftsteller Fiston Mwanza Mujila zu einem
international gefeierten Autor. Der Roman über den einzigen Nachtclub
einer pulsierenden afrikanischen Großstadt fasziniert durch seinen
Stoff, seine vielstimmige Komposition, vor allem aber durch den
Rhythmus und Drive seiner Sprache. Im vergangenen Jahr wurde der
Autor zusammen mit Katharina Meyer und Lena Müller, seinen
Übersetzerinnen ins Deutsche, mit dem Internationalen Literaturpreis
des HKW ausgezeichnet; zur Zeit verbringt der in Graz lebende
Schriftsteller einen Monat als Gastautor im LCB. Wir widmen Fiston
Mwanza Mujila, der mit Swahili, Französisch und Deutsch drei
Sprachen, wie er es nennt, "bewohnt", einen Spaziergang durch die
Variationen seines Schaffens, erleben ihn im »TOLEDO-Talk« als
Interviewer seiner Übersetzerinnen und als Performer im Zusammenspiel
mit dem Berliner Saxofonisten Ben Kraef.

Mit freundlicher Unterstützung des Auswärtigen Amts.

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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TREFF/1157: Berlin - »Grenzgänger«-Abend, Unterwegs in Russland, Lesung und Film, 15.06.2018


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juni 2018

Freitag, 19.30h, 15.06.2018

Unterwegs in Russland

Ein »Grenzgänger«-Abend

Lesung: Olga Martynova

Moderation: Christine Hamel

Filmvorführung: »Im freien Fall«

Susanne Schüle, Elena Levina

Moderation: Petra Palmer



Seit nunmehr 15 Jahren verfolgen die Robert Bosch Stiftung und das
LCB im Rahmen des Grenzgänger-Programms das Ziel, über
Rechercheförderung die Entstehung künstlerischer Werke zu
unterstützen, die neue Perspektiven auf die Vielfalt und
Vielschichtigkeit anderer Kulturen eröffnen. Jedes Jahr im Sommer
laden wir Grenzgänger*innen ein, ihre abgeschlossenen Werke zu
präsentieren; 2018 richten wir den Blick nach Russland: Olga
Martynova hat Künstler und Intellektuelle in ihrer Heimatstadt St.
Petersburg und auf der Krim getroffen; in ihrem Essayband »Über die
Dummheit der Stunde« (S. Fischer, 2018) begeht sie literarische
Grenzgänge zwischen Gegenwart und Vergangenheit und bringt
Momentaufnahmen aus einem unruhigen Europa hervor. Im Mittelpunkt des
Films »Im freien Fall« (D 2017) von Susanne Schüle und Elena Levina
stehen Boris und Marina: Den Geschwistern einer ehemaligen
Hirtenfamilie aus dem Altaigebirge wurde nach dem Zusammenbruch der
Sowjetunion die Lebensgrundlage entzogen. Wie ihre Geschichte um die
Welt geht, als radioaktiver Weltraumschrott neben ihrer Hütte
aufschlägt und sie Schadenersatz von der russischen
Weltraumorganisation fordern - und wie ein ganzer Landstrich und
seine Menschen nach politischen Veränderungen schlicht vergessen
werden, zeigt der Dokumentarfilm auf eindrückliche Weise.

Eine gemeinsame Veranstaltung des LCB und der Robert Bosch Stiftung
im Rahmen des Förderprogramms Grenzgänger.

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1156: Berlin - Krieg im Frieden. Internationales Dramatiker*innenlabor, Werkstattgespräch, 12.06.18


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juni 2018

Dienstag, 19.30h, 12.06.2018

Krieg im Frieden. Internationales Dramatiker*innenlabor

Werkstattgespräch mit Ebru Nihan Celkan, Sivan Ben Yishai, Anastasiia
Kosodii und Mehdi Moradpour

Moderation: Maxi Obexer und Sasha Marianna Salzmann



Die Grenzen zwischen Krieg und Frieden sind brüchig geworden. Kriege
werden nicht mehr erklärt, sondern einfach geführt. Was ist noch
Konflikt, was schon Krieg? Was ist Befreiung, was Besatzung? Und was
ist mit dem Krieg in unserem Inneren? Für das Projekt »Krieg im
Frieden« haben das Literarische Colloquium Berlin, das Maxim Gorki
Theater, das Neue Institut für Dramatisches Schreiben und die Robert
Bosch Stiftung vier Theaterautor*innen eingeladen. Im Rahmen eines
Schreiblabors setzen sie sich mit den gesellschaftlichen Bedingungen
auseinander, die aus einem freien Leben ein Gefüge von Krieg im
Frieden oder Frieden im Krieg machen. Im Werkstattgespräch berichten
sie über die gemeinsame Arbeit an ihren Texten. Am 8. Juni 2018
werden die künstlerischen Ergebnisse der Begegnungen im Rahmen des
Future of Europe Festivals am Schauspiel Stuttgart in Lesung und
Gespräch und am 26. und 27. Oktober 2018 im Rahmen des Festivals War
or Peace: Global Perspectives 1918x2018 im Studio Maxim Gorki
Theaters in szenischen Lesungen präsentiert.

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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TREFF/1155: Berlin - Ein Sommerabend der Georgischen Literatur, 07.06.2018


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juni 2018

Donnerstag, 19.30h, 07.06.2018

Made by Characters

Ein Sommerabend der Georgischen Literatur.

Mit Nana Ekvtimishvili, Davit Gabunia,

Koti Jandieri, Gogi Dzodzuashvili & Rati Amaglobeli

Moderation: Doris Akrap

Deutsche Übersetzungen gelesen von Leo Solter



»Georgia Made by Characters« - unter diesem Motto steht der Auftritt
Georgiens als Gastland der diesjährigen Frankfurter Buchmesse. Nichts
ist schließlich so georgisch wie das georgische Alphabet, und vom
Charisma seiner Schriftsteller konnten uns in der letzten Zeit die
vielen LCB-Gastautorinnen und -autoren aus der kaukasischen Republik
bereits restlos überzeugen. Drei Protagonisten der georgischen
Gegenwartsliteratur stellen wir an diesem Abend vor: Die
international dekorierte Filmregisseurin Nana Ekvtimishvili, deren
Debütroman »Das Birnenfeld« (Ü: E. Teti und J. Dengg) im Sommer bei
Suhrkamp erscheinen wird; Davit Gabunia, der in seinem Roman »Farbe
der Nacht« (Rowohlt Verlag, 2018, Ü: R. Gratzfeld) mit Tabus und
Schablonen der georgischen Gesellschaft bricht; den Erzähler und
Filmregisseur Kote Jandieri, der in Werken wie dem Geschichtenband
»Globalisierung« (Klak Verlag, 2018, Ü: N. Mikeladze- Bachsoliani)
die sozialen Dramen der georgischen Gesellschaft in Szene setzt.
Außerdem erleben wir eine musikalisch-literarische Performance mit
Gogi Dzodzuashvili & Rati Amaglobeli.

Unsere Partner vom Georgian National Book Centre und dem Georgischen
Ministerium für Kultur und Sport laden im Anschluss zu georgischen
Spezialitäten und Weinen.

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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EUROPA/650: Europäischer Gerichtshof soll vor Wahlen in der Türkei Urteil fällen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 24. Mai 2018

Inhaftierter Kandidat für türkische Präsidentschaft wartet auf
Straßburger Richterspruch - Europäischer Gerichtshof für
Menschenrechte soll Demirtas-Urteil vorantreiben



Göttingen, den 24. Mai 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat ein zeitnahes Urteil des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte in dem Verfahren des inhaftierten kurdischen
Kandidaten für die türkischen Präsidentschaftswahlen, Selahattin
Demirtas, gegen die Türkei gefordert. "Millionen Wählerinnen und
Wähler, die im Juni über die zukünftige Führung ihres Landes
abstimmen sollen, sollten eine faire Chance erhalten zwischen allen
Kandidaten zu entscheiden. Aus seiner Gefängniszelle kann der
Vorsitzende der prokurdischen HDP keinen fairen und freien Wahlkampf
führen", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Donnerstag in
Göttingen. Demirtas und elf weitere HDP-Politiker haben Verfahren vor
dem Straßburger Gericht gegen ihre willkürliche Inhaftierung
angestrengt. Neun der zwölf Politiker sitzen noch immer im Gefängnis.

"Achtzehn Monate rechtswidrige Inhaftierung sind genug. Die
Straßburger Richter sollten nicht aus Angst vor möglichen türkischen
Reaktionen vor einem zügigen Urteil im Fall des Kurdenpolitikers
zurückschrecken", sagte Delius. "Sollten die Richter ein Urteil im
Frühsommer 2018 bewusst vermeiden, um nicht den Ärger der türkischen
Regierung zu provozieren, so wäre dies auch eine Einmischung in den
Wahlkampf. Denn durch Nichtstun ergreift man indirekt auch Partei und
entmündigt die Wählerinnen und Wähler." Unter Führung von Demirtas
hatte die HDP im Juni 2015 erstmals die Zehn-Prozent-Sperrklausel
überwunden und konnte in das türkische Parlament einziehen.

Erst am Montag hat ein Gericht in Ankara die Freilassung von Demirtas
abgelehnt. Der Politiker und Menschenrechtsanwalt war im November
2016 festgenommen worden und der "Terrorpropaganda" und der
"Mitgliedschaft in einer bewaffneten Terrororganisation" beschuldigt
worden. Zur Begründung der Vorwürfe verweist die türkische
Staatsanwaltschaft auf Parlamentsreden, Auftritte bei
Wahlkampfveranstaltungen sowie abgehörte Telefonate. Mitschnitte von
Telefongesprächen waren jedoch illegal, da sie vor der Aufhebung der
Immunität des Parlamentariers aufgezeichnet wurden. "Dies entspricht
auf keinen Fall rechtsstaatlichen Standards, und wir erwarten vom
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte ein deutliches Signal zur
Sicherung von Bürgerrechten in der Türkei", sagte Delius.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 24. Mai 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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TAGUNG/089: Dresden - Die neue Mitte? Rechte Ideologien und Bewegungen in Europa, 17.-19.09.2018


idw - Pressemitteilung: Stiftung Deutsches Hygiene-Museum

Die neue Mitte? Rechte Ideologien und Bewegungen in Europa

Tagung im Deutschen Hygiene-Museum Dresden - 17.-19. September 2018



Die Bedrohung von rechts ist deutlich vielfältiger und divergenter
geworden. Nicht mehr nur gewaltbereite Neonazis arbeiten an einer
Erneuerung des deutschen Reiches, auch nationalkonservative
Rechtspopulisten und völkische Nationalisten, Identitäre und
Reichsbürger agitieren gegen die Bundesrepublik Deutschland. Ziel der
Tagung ist es, diese Vielfalt zu thematisieren und zugleich nach den
verbindenden Elementen zu suchen.Sie richtet sich vor allem an jene,
die in ihren beruflichen und privaten Kontexten mit diesen neuen
Herausforderungen konfrontiert werden.

Die neue Mitte? Rechte Ideologien und Bewegungen in Europa

17.-19. September 2018

Eine Tagung des Deutschen-Hygiene Museum Dresden in Kooperation mit
der Bundeszentrale für politische Bildung, dem Mercator Forum
Migration und Demokratie an der TU Dresden, dem Institut für
Kommunikationswissenschaften der TU Dresden, dem TRAWOS-Institut der
Hochschule Görlitz/Zittau, dem Kulturbüro Sachsen e.V. und der
Katholischen Akademie des Bistums Dresden-Meißen.

Anmeldung bis 31. August 2018

veranstaltungen@dhmd.de

ZUR TAGUNG

Die Bedrohung von rechts ist deutlich vielfältiger und divergenter
geworden. Nicht mehr nur gewaltbereite Neonazis arbeiten an einer
Erneuerung des deutschen Reiches, auch nationalkonservative
Rechtspopulisten und völkische Nationalisten, Identitäre und
Reichsbürger agitieren gegen die Bundesrepublik Deutschland, jeweils
mit ganz eigenen Konzepten, Zielen und Strategien.

Das Ziel der Tagung ist es, diese Vielfalt zu thematisieren und
zugleich nach den verbindenden Elementen zu suchen: Welche Ideologien
bilden die Versatzstücke für die unterschiedlichen
Welterklärungsmodelle und welche gemeinsamen Ziele verbinden die
verschiedenen Aktionsfelder am rechten Rand der Gesellschaft? Wie
beeinflussen gesellschaftliche Transformationsprozesse die Zustimmung
zu oder die Ablehnung von diesen Erklärungsmodellen und Bewegungen?
Welche Wechselwirkungen gibt es über mediale Berichterstattung und
mediale Vernetzung zwischen Gesellschaften und dem rechten Spektrum?

Mit einem breiten Angebot aus Vorträgen und Workshops richtet sich die
Tagung vor allem an jene, die in ihren beruflichen und privaten
Kontexten mit diesen Herausforderungen konfrontiert werden. Auf der
Tagung erhalten sie Hintergrundinformationen zu den einzelnen Akteuren
und Strukturen und lernen Strategien für ihre tägliche Arbeit kennen.

DAS PROGRAMM

Montag, 17.09.2018

14.00 Uhr: Begrüßung und Einführung

Prof. Klaus Vogel, Deutsches Hygiene-Museum Dresden

Thomas Krüger, Bundeszentrale für politische Bildung

Panel 1: Aktionsfelder

Zu Beginn der Tagung wird das gesamte Feld rechter Spieler in den
Blick genommen. Es wird versucht, die Akteure und die Bewegungsformen
anhand ihrer Weltbilder und Aktionsfelder zu differenzieren, zugleich
aber auch die ideologischen Überschneidungen herauszuarbeiten und
personale Netzwerke und Beziehungsmuster aufzudecken. Damit lassen
sich die Gemeinsamkeiten, Unterschiede, Querverbindungen rechter
Akteure erfassen, um sie anschließend am Beispiel der Identitären
Bewegung durchzugehen und konkret die Problematik der Vielfalt und
Einheit rechter Akteure veranschaulichen zu können.

14.30 Uhr: Vielfalt und Einheit rechter Akteure

Alexander Häusler, Sozialwissenschaftler, Universität Düsseldorf

15.45 Uhr: Kaffeepause

16.00 Uhr: Herausforderungen durch neue Akteure: Das Beispiel der
Identitären Bewegung

Natascha Strobl, Politikwissenschaftlerin, Universität Wien

17.15 Uhr: Workshopphase I

Themen u.a.: Identitäre Bewegung und Metapolitik, Die AfD in den
Parlamenten, Reichsbürger, Pegida und Bürgerproteste, Terror von
rechts

19:00 Uhr: Abendessen

Dienstag, 18.09.2018

Panel II: Effekte sozialer Transformationen: Gesellschaft, Gemeinschaft, Individuum

Im zweiten Panel stehen die Ursachen für den aktuellen Auftrieb
rechter Bewegungen und Ideologien im Mittelpunkt der Tagung. Was sind
Faktoren, die die Entwicklung und Verbreitung von menschenfeindlichen
Vorurteilen, exkludierenden Identitätsvorstellungen und
Elitenverachtung stärken und die Bereitschaft zu symbolischer und
physischer Gewalt steigern? Dabei soll ein Blick auf die
Transformationsgesellschaften geworfen werden: Lässt sich der Zulauf
zu rechtspopulistischen und rechtsextremen Parteien und Bewegungen in
Europa und den USA durch die neoliberale Politik erklären? Welche
Rolle spielt der Umbruch in den postkommunistischen Gesellschaften für
das Erstarken des dortigen Rechtspopulismus und Rechtsextremismus?
Zugleich werden anhand von Detailstudien die individualpsychologischen
Faktoren in den Blick genommen und spezifische
Sozialisationserfahrungen und Vergemeinschaftungspraktiken als
Möglichkeitsbedingungen für die Übernahme rechter Ideologien erörtert.

9.00 Uhr: Ökonomische Notwehr oder autoritäre Wende? Kontroversen um
das Erstarken der neuen Rechten in Europa

Prof. Dr. Silke van Dyk, Soziologin, Universität Jena

10.15 Uhr: Workshopphase II

Themen u.a. Ökonomische und kulturelle Deprivation durch Umbrüche und
Krisen, Die radikale Rechte in den postkommunistischen Gesellschaften

11.45 Uhr Mittagspause

12.30 Uhr

Postkommunistische Gesellschaften im Vergleich

Prof. Dr. Raj Kollmorgen, Soziologe, Hochschule Görlitz/Zittau

13.45 Uhr: Workshopphase III

Themen u.a. Die radikale Rechte in den postkommunistischen
Gesellschaften, Globalisierung und Heimatbewusstsein, Die Neue Rechte
als autoritäre Konterrevolution

15.15 Uhr: Kaffeepause

15.30 Uhr: Die Sozialisation von Einstellungen: Gemeinschaftliche und
intergenerationelle Weitergabe

Dr. Jan Lohl, Sozialpsychologe, Sigmund-Freud-Institut, Frankfurt am
Main

16.45 Uhr: Workshopphase IV

Themen u. a.: Radikalisierung vor dem Hintergrund der individuellen
Erfahrung, Probleme in der Praxis pädagogischer Institutionen der
frühkindlichen Erziehung

18.15 Uhr: Abendessen

19.30 Uhr: Öffentliche Abendveranstaltung:

Theorien zur Praxis: Theorien der Neuen Rechten

mit Prof. Dr. Philipp Felsch, Kultur- und Wissenschaftshistoriker,
Humboldt-Universität zu Berlin Berlin und Danilo Scholz,
Ideenhistoriker, École des hautes études en sciences sociales, Paris

Mittwoch, 19.09.2018

Panel III: Der Link zur Gesellschaft: Die Rechte und die Medien

Im dritten Panel werden die Kommunikationsformen behandelt, mit denen
rechte Akteure nach innen und außen kommunizieren, aber auch diese, in
denen die rechten Ränder thematisiert werden. Das Internet ist der
Katalysator der extremen Rechten: Es bietet ihnen neue
Verbreitungsmöglichkeiten für ihre Ideologien und ermöglicht die
umfangreiche Vernetzung vielfältiger Akteure. Zum einen wird darüber
informiert werden, über welche Kanäle sich die unterschiedlichen
rechten Akteure verbinden und wie rechtspopulistische Parteien und
rechtsextreme Kameradschaften die digitalen Medien zur Vernetzung und
Inszenierung nutzen. Zum anderen soll aufgezeigt werden, wie die
medial produzierten Bilder von der extremen Rechten zur Wahrnehmung
und Aushandlung des Phänomens in der deutschen Gesellschaft beitragen.

9.00 Uhr: Politische Kommunikation im digitalen Zeitalter

Prof. Dr. Gerhard Vowe, Kommunikationswissenschaftler, Heinrich-Heine
Universität Düsseldorf

10.15 Uhr: Kommunikationsformen und Vernetzungsstrategien rechter
Akteure

Prof. Dr. Fabian Virchow, Sozialwissenschaftler, Fachhochschule
Düsseldorf

11.30 Uhr: Kaffeepause

11.45 Uhr: Workshopphase V

Themen u.a.: Hasskommentare im Internet als Radikalisierungsmoment
Rechte

Medienlandschaft und Orte rechter Hegemonie im Netz, Verknüpfung von
Demonstrationen, Bürgerprotesten und Kommentarspalten, Zehn Regeln für
erfolgreiche Kommunikation

13.15 Uhr: Mittagessen

14.00 Uhr: Podiumsdiskussion

15.30 Uhr: Tagungsende

Tagungsort

Deutsches Hygiene-Museum

Lingnerplatz 1

01069 Dresden

Veranstalter

Bundeszentrale für politische Bildung

Deutsches Hygiene-Museum Dresden

Mercator Forum Migration und Demokratie an der TU Dresden

Institut für Kommunikationswissenschaften der TU Dresden,

Hochschule Görlitz/Zittau

Kulturbüro Sachsen e.V.

Katholischen Akademie des Bistums Dresden-Meißen

Tagungsleitung:

Dr. Thomas Arnold, Katholische Akademie des Bistums Dresden-Meißen

Prof. Dr. Raj Kollmorgen, TRAWOS-Institut der Hochschule Görlitz/Zittau

Dr. Cornelia Mothes, Technische Universität Dresden

Michael Nattke, Kulturbüro Sachsen e.V.

Dr. Steven Schäller, Technische Universität Dresden

Dr. Johannes Schütz, Deutsches Hygiene-Museum

Anmeldung bis 31. August 2018

veranstaltungen@dhmd.de

Tagungsgebühr

60 EUR für Vollzahler

40 EUR für Ermäßigungsberechtigte gegen Vorlage des entsprechenden
Nachweises: Schüler und Schülerinnen, Studierende bis 35 Jahre,
Auszubildende, Personen im Bundesfreiwilligendienst bzw. FSJ, Bezieher
und Bezieherinnen von Arbeitslosengeld II sowie Inhaberinnnen und
Inhaber der Museumsjahreskarte

Weitere Informationen finden Sie unter

www.dhmd.de/veranstaltungen/

http://www.dhmd.de

http://www.bpb.de

https://tu-dresden.de/gsw/phil/powi/poltheo/die-professur/news/mercator-forum-migration-und-demokratie

https://tu-dresden.de/gsw/phil/ifk

http://www.hszg.de

https://kulturbuero-sachsen.de

http://www.katholische-akademie-dresden.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution620

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stiftung Deutsches Hygiene-Museum, 23.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/088: Berlin - 100 Jahre Frauen*wahlrecht, zur Geschichte der Frauen*bewegung, 26.05.2018


Symposium zur Geschichte der Frauen*bewegung

100 Jahre Frauen*wahlrecht

am Samstag, den 26. Mai 2018, Schwules Museum Berlin

Mit Dr. Gisela Notz, Nello Fragner, Katharina Oguntoye und Lisa
Weinberg



Das Schwule Museum hat 2018 nicht nur das Jahr der Frau_en ausgerufen,
sondern feiert auch 100 Jahre Frauen*wahlrecht! Zu diesem Anlass
findet als Teil der Reihe our own feminismS - Ein queer-feministisches
Zukunftslabor am Samstag, den 26. Mai, von 14 bis 20 Uhr ein Symposium
zur Geschichte der Frauen*bewegung statt. Das Symposium will einen
Raum für Menschen schaffen, die sich durch geführte Kämpfe - in der
Vergangenheit wie auch in der Gegenwart - zu eigenem Handeln
inspirieren lassen sowie soiziale und politische Allianzen bilden
möchten. Zugleich steht ein Frauen*bewegungssymposium in den
Räumlichkeiten des Schwulen Museums für mehr Solidarität unter allen
Queers und Nichtqueers, über jegliche Geschlechter, Begehrensformen,
Klassenunterschiede und Lebensentwürfe hinweg.

Vier Vorträge zeichnen den Kampf um das Frauen*wahlrecht nach,
verhandeln körperliche Selbstbestimmung vor dem Hintergrund der
Abtreibungsparagraphen 218 und 219 sowie Rassismus in der zweiten
Welle der Frauen*bewegung und nicht zuletzt die schon in den 1980er
Jahren geführte Debatte um Butch/Femme unter frauen*bewegten Lesben.
Dazu sprechen Dr. Gisela Notz, Nello Fragner, Katharina Oguntoye und
Lisa Weinberg.

Dr. Gisela Notz ist Sozialwissenschaftlerin und Historikerin sowie
Redakteurin verschiedener Zeitschriften und Verfasserin zahlreicher
Publikationen u.a. im Bereich der Arbeiter_innenbewegung und der
historischen Frauenforschung. Bis 2007 war sie wissenschaftliche
Referentin für Frauengeschichte Bis 2007 war sie wissenschaftliche
Referentin für Frauengeschichte im Historischen Forschungszentrum der
Friedrich-Ebert-Stiftung in Bonn und übernahm Lehraufträge und
Vertretungsprofessuren an verschiedenen Universitäten.

Nello Fragner beschäftigt sich mit Fragen zu Gender- und
Machtverhältnissen und schreibt, dichtet und organisiert Workshops
sowie Veranstaltungen zu kreativem Schreiben als Ausdrucksmöglichkeit
queer-feministischer Lebensrealitäten.

Katharina Oguntoye ist Historikerin und hat die afro-deutsche Bewegung
mitgeprägt, u. a. als eine der Herausgeberinnen des Buches Farbe
bekennen (1986) und als Gründungsmitglied der Initiative Schwarze
Menschen in Deutschland. Seit 1996 ist sie Leiterin von Joliba e. V.,
des von ihr mitbegründeten Interkulturellen Netzwerks in Berlin.

Lisa Weinberg studierte Geschichte mit den Schwerpunkten Frauen- und
Geschlechtergeschichte, Geschichte von LGBTIQ-Bewegungen, Queer
History und Sexualitätsgeschichte in Berlin und Wien. Als ehemalige
Mitarbeiter_in im Spinnboden Lesbenarchiv Berlin beschäftigte
sie_ sich auch außerhalb des Studiums viel mit der Berliner
Lesbengeschichte.

Symposium

24. Mai 2018, 14-20 Uhr, im Schwulen Museum

14:00 Uhr 

Dr. Gisela Notz: 100 Jahre Frauenwahlrecht in Deutschland

15:30 Uhr 

Nello Fragner: Körperliche Selbstbestimmung: Themen
und Kämpfe in der deutschen Frauenbewegung in den 1970ern/1980ern

17:00 Uhr

Katharina Oguntoye: Rassismus und die deutschen Frauenbewegung in den
1980er und 1990er-Jahren. Persönliche Erinnerung einer Aktivistin

18:30 Uhr

Lisa Weinberg: Lesbian Sex Wars auf Deutsch? Lesben
in der Frauenbewegung und die Diskussionen über Sexualität und
Butch/Femme in den 80er- und 90er-Jahren

Die Vorträge dauern jeweils 70 Minuten, inklusive Diskussionsblock.

Die Teilnahme am Symposium kostet regulär 7,50 / erm. 4 Euro

Im Eintrittspreis ist der Zugang zu den Ausstellungen LESBISCHES SEHEN
sowie Tapetenwechsel enthalten.

Um die Zugänglichkeit für alle zu ermöglichen, sind die
Veranstaltungen für Menschen mit Berlin Pass, Hartz-IV-Empfänger*innen
mit Nachweis und Menschen mit Fluchterfahrung kostenlos.

Das Symposium zur Geschichte der Frauen*bewegung findet in Kooperation
mit Joliba - Interkulturelles Netzwerk in Berlin e.V. und dem Queer
History Month statt.

Die Veranstaltung ist Teil des Jahresprogrammes Jahr der Frau_en -
eine konzertierte queerfeministische Intervention. Das Jahr der Frauen
wird gefördert von der Senatsverwaltung für Kultur und Europa.

 * 

Quelle:

Schwules Museum

Lützowstraße 73, 10785 Berlin

Tel: +49-(0)30-69 59 92 52, Fax: +49-(0)30-61 20 22 89

E-Mail: presse@schwulesmuseum.de

Internet: www.schwulesmuseum.de
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LESUNG/6081: Berlin - Laura Freudenthaler und Lucy Fricke in Lesung und Gespräch, 26.06.18


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juni 2018

Dienstag, 19.30h, 26.06.2018

Von Töchtern und Königinnen

Laura Freudenthaler und Lucy Fricke in Lesung und Gespräch

Moderation: Kristof Magnusson



Von ihrer Enkelin Hanna bekommt Fanny ein leeres Buch mit
gelb-goldenem Einband, sie soll ihre Erinnerungen aufschreiben.
Jedoch bleibt das Buch bis zum Ende von Laura Freudenthalers erstem
Roman »Die Königin schweigt« (Droschl, 2018) leer. Fanny weigert sich
einfach "gewisse Dinge" zu erzählen. Aber was sie den Menschen in
ihrer Umgebung verschweigt, wird dem Leser in der Fülle ihrer
Erinnerungen, Wahrnehmungen und Gefühle vermittelt. Einer sonderbaren
Frau mit einem sonderbaren Leben verleiht Freudenthaler so eine
Stimme, die ihre Figur selbst nicht beanspruchen will. Lucy Fricke
lässt in ihrem Roman »Töchter« (Rowohlt, 2018) die Protagonistin
Betty von einer Reise berichten. Mit ihrer Freundin Martha und ihrem
krebskranken Vater auf der Rückbank bricht sie in die Schweiz auf.
Die Fahrt verläuft aber nicht wie geplant, die Route ändert sich und
die Krisen, Ängste und Sehnsüchte der beiden Frauen kommen zum
Vorschein. Anders als Freudenthalers Fanny schweigen Betty und Martha
nicht, sondern begegnen dem Unglück mit klugem und selbstironischem
Humor. Beiden Autorinnen gelingt es, auf ganz unterschiedliche, für
die Generationen der Erzählerinnen charakteristische Erzählweisen das
Außerordentliche in scheinbar gewöhnlichen Frauenleben aufscheinen zu
lassen.

Über ihre Figuren und deren Geschichten sprechen Lucy Fricke und
Laura Freudenthaler mit dem Romancier, Theaterautor und Übersetzer
Kristof Magnusson.

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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LESUNG/6080: Berlin - Studio LCB mit Helmut Lethen, 25.06.2018


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juni 2018

Montag, 19.30h, 25.06.2018

Geistergespräche der Antihelden

Studio LCB

Lesung: Helmut Lethen

Gesprächspartner: Marcel Beyer und Stephan Schlak

Moderation: Katharina Teutsch



Herman Göring hatte 1933 den Preußischen Staatsrat ins Leben gerufen
und mit wichtigen Männern des Kultur- und Forschungslebens besetzt.
Die Staatsräte empfanden ihre Ernennung als Ehre. Gustav Gründgens,
Wilhelm Furtwängler, Ferdinand Sauerbruch und Carl Schmitt: Vier
Exzellenzen, die zwischen 1933 und 1945 Karriere machten - und die zu
Ikonen der jungen Bundesrepublik wurden. Helmut Lethen fragt in
seinem neuen Buch »Die Staatsräte. Elite im Dritten Reich« (Rowohlt
Berlin, 2018) nach den weltanschaulichen Voraussetzungen, die
künstlerische Empfindsamkeit einerseits und soziale Kälte
andererseits ermöglichten. Er knüpft dabei an seine früheren Arbeiten
an. »Verhaltenslehren der Kälte« war ein Klassiker, den Lethen in den
neunziger Jahren geschrieben hat. Jetzt wendet er die Theorie von der
kalten Generation auf seine Antihelden an. Und zwar, indem er
"Geistergespräche" zwischen Gründgens, Furtwängler, Schmitt und
Sauerbruch fingiert. Herausgekommen ist eine spannungsreiche
Dokufiktion über den Geist der Elite im NS-Staat. Beraten bei diesem
semiliterarischen Unternehmen hat ihn Marcel Beyer. Er wird gemeinsam
mit Stephan Schlak (Zeitschrift für Ideengeschichte) über unheimliche
Nachbarschaften im NS-Staat diskutieren.

In Zusammenarbeit mit dem Deutschlandfunk.

Sendetermin: Samstag, 30. Juni 2018, 20:05 Uhr.

Sendefrequenzen und Livestream

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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TREFF/1047: Berlin - Emphatische Lektüren, Kleist, Das Erdbeben in Chili, Workshop und Gespräch, 09.06.18


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juni 2018

Samstag, 20h, 09.06.2018

Außer Haus: Geodätenstand auf dem Hauptgebäude der TU Berlin, Straße
des 17. Juni 135

Emphatische Lektüren: Kleist

Mit Aris Fioretos, Felicitas Hoppe, Olga Martynova und Ulrich
Peltzer



Das Lesen von Literatur ist eine Schnittstellenkunst, die beides erst
erzeugt: den Text und seinen Leser. In unserem technischen Zeitalter
aber geht der utopische Kern dieser Kulturtechnik zunehmend verloren.
»Emphatische Lektüren« ist eine Veranstaltungsreihe von Thomas
Hettche an der TU Berlin, die sich daher mit ihrer Einübung
beschäftigt, und bei der in diesem Semester Heinrich von Kleists »Das
Erdbeben in Chili« im Mittelpunkt steht. Aris Fioretos, Felicitas
Hoppe, Olga Martynova und Ulrich Peltzer sind eingeladen, sich mit
Um-, Ein- und und Weiterschreibungen Kleists kanonischer Erzählung
anzunähern und sie in einem Workshop mit Studierenden zu diskutieren.
Wo sind wir selbst in dem Text, den wir lesend in uns erzeugen?
Welche Geschichte erfinden wir, wenn wir lesen? Welchen Sinn hat der
Sinn, den wir Literatur geben? Ein öffentliches Gespräch mit den vier
Schriftstellerinnen und Schrifstellern stellt sich als Abschluss des
Workshops im Geodätenstand der TU diesen Fragen.

Eine Veranstaltung des Fachgebiets Literaturwissenschaft der TU
Berlin in Zusammenarbeit mit dem Literarischen Colloquium Berlin, mit
Unterstützung der Alfried Krupp von Bohlen und Halbach-Stiftung. Der
Geodätenstand der TU ist nicht ganz leicht zu finden: Im Foyer des
Hauptgebäudes bitte ausschließlich den Fahrstuhl ganz links benutzen
und darin auf die "aus der Reihe tanzende" 3 drücken. Im 3. Stock
wird es eine Beschilderung geben.

Eintritt: 14 EUR / 9 EUR

(Ticket für die Lange Nacht der Wissenschaften, an der Abendkasse)

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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VORTRAG/803: Augsburg - Der 'Zauberberg' und Thomas Manns geistiger Wandel zum 'Zivilisationsliteraten', 5.6.


idw - Pressemitteilung: Universität Augsburg

Betrachtungen eines Politischen: Vierter Augsburger Zauberbergvortrag am 5. Juni 2018

Thea Dorn über den "Zauberberg" und Thomas Manns geistigen Wandel
zum "Zivilisationsliteraten" 



Augsburg/MM/KPP - Die Schriftstellerin, Dramaturgin und
Fernsehmoderatorin Thea Dorn ist am 5. Juni 2018 prominente Referentin
beim vierten "Augsburger Zauberbergvortrag" im Rokokosaal der
Regierung von Schwaben. Unter dem Titel "Betrachtungen eines
Politischen" spricht sie über den "Zauberberg" und Thomas Manns
geistigen Wandel zum "Zivilisationsliteraten".

vom Literarischen Quartett ...

Einem breiten Publikum bekannt ist Thea Dorn als festes
Ensemblemitglied in der ZDF-Reihe "Das Literarische Quartett", vielen
eventuell auch aus dem "SWR-Büchertalk", der Sendung "Literatur im
Foyer" oder als Moderatorin der Talkshow "Paris-Berlin" auf ARTE. Sie
amtiert derzeit als Jurorin beim Bayerischen Buchpreis und ist
Mitglied des PEN-Zentrums Deutschland.

 ... bis zum Tatort

Thea Dorn hat in Frankfurt, Wien und an der FU Berlin Philosophie und
Theaterwissenschaften studiert, arbeitete dann an der FU als
wissenschaftliche Mitarbeiterin, später dann als Dramaturgin am
Schauspielhaus Hannover. Im Jahr 2000 inszenierte sie in dem
Theaterstück "Marleni" eine Begegnung zwischen Leni Riefenstahl und
Marlene Dietrich. Als Sachbuchautorin reüssierte sie 2006 mit "Die
neue F-Klasse", einem Band der neben zwei Essays elf Gespräche mit
Frauen von Charlotte Roche bis Silvana Koch-Mehrin dokumentiert. Die
Krimi-Autorin Thea Dorn schließlich ist u. a. durch ihre Drehbücher
für die Bremer "Tatorte" "Der schwarze Troll" (2003) und
"Familienaufstellung" (2009) bekannt geworden.

Der Zauberberg und seine nicht nur literarische Bedeutung

Uwe Timm 2012, Wolfgang Frühwald 2014, Uwe Tellkamp 2016 - wie fügt
Thea Dorn sich als vierte in diese bisherigen Reihe der Augsburger
Zauberberg-Vortragenden? "Die bei uns an der Universität Augsburg
angesiedelte Zauberberg-Stiftung des Ehepaares Prof. Dr. Klaus W. und
Prof. Dr. Ilsedore Jonas will die Erforschung der Werke Thomas Manns
fördern und die historische Bedeutung gerade des 'Zauberbergs'
sichtbar halten, indem sie Personen des öffentlichen Lebens zu
Vorträgen über diesen Roman und seine nicht nur literarische Bedeutung
nach Augsburg einlädt", so Prof. Dr. Mathias Mayer, der als Inhaber
des Augsburger Lehrstuhls für Neuere Deutsche Literaturwissenschaft
die Reihe "Augsburger Zauberbergvorträge" seit 2012 organisiert.

Kultur und "Leitkultur": Nachdenken über die Rolle Deutschlands

"Ganz in diesem Sinne", so Mayer weiter, "ist Thea Dorns jüngst
erschienener 'Leitfaden für aufgeklärte Patrioten: deutsch, nicht
dumpf', nicht nur eine beherzte, kluge und weitgreifend informierte
Auseinandersetzung mit den Fragen unserer Zeit. Von der 'deutschen
Kultur' reicht der Blick auf Europa und zum Weltbürgertum, von
Identität und Heimat bis zur 'Leitkultur'-Debatte. Thea Dorns
imposanter Längsschnitt eines Nachdenkens über die Rolle Deutschlands
führt immer wieder zum Verhältnis von Kultur und Zivilisation, und
damit auch zu Thomas Mann." Er sei sich sicher, dass Thea Dorns
Reflexion über den "Zauberberg" dem Anspruch der Reihe, im Licht
dieses Jahrhundertromans Fragen der Gegenwart neu zu schärfen,
substantiell und mit hoher Aktualität gerecht werden wird.

Am 5. Juni um 19.00 Uhr im Rokokosaal bei freiem Eintritt

Thea Dorns Zauberbergvortrag "Betrachtungen eines Politischen. Der
'Zauberberg' und Thomas Manns geistiger Wandel zum
'Zivilisationsliteraten'" beginnt am Dienstag, dem 5. Juni 2018, um
19.00 Uhr im Rokokosaal der Regierung von Schwaben (Fronhof 10, 86152
Augsburg). Alle Interessierten sind herzlich eingeladen. Der Eintritt
ist frei.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution58

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Augsburg, 21.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSICHTEN/8286: Und morgen, den 25. Mai 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 25.05.2018 bis zum 26.05.2018 +++






[image: Jean-Luc 8286 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Jean genießt die Mückenkost,

Sonne strahlt und Wolken flocken

und der Wind kommt aus Nordost,

gut, im tiefen Gras zu hocken.
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MELDUNG/364: Archäologen der Uni Münster stellen Forschungsdaten aus dem Sudan online zur Verfügung (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 23.05.2018

Archäologen der Universität Münster stellen Forschungsdaten aus dem
Sudan online zur Verfügung



Das am Institut für Ägyptologie und Koptologie der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster (WWU) angesiedelte archäologische Projekt
"Wadi Abu Dom Itinerary" stellt seine bei einer Feldforschung im Sudan
erhobenen Daten jetzt online zur Verfügung. Wissenschaftler und die
interessierte Öffentlichkeit können die Befunde einsehen.

Gräber, kleine Hütten oder in Steinen eingefasste Schlafplätze aus der
Antike und dem Mittelalter: Das am Institut für Ägyptologie und Koptologie
der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster (WWU) angesiedelte
archäologische Projekt "Wadi Abu Dom Itinerary" stellt seine von 2009 bis
2016 bei einer Feldforschung im Sudan erhobenen Daten jetzt online zur
Verfügung. Durch ein browserbasiertes Geoinformationssystem
(WebGIS: http://wadi-abu-dom.de/web-gis-2/) können Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler sowie die interessierte Öffentlichkeit die Befunde
einsehen.




[image: Screenshot: © WWU/W.A.D.I.]

Interessierte können sich unter anderem Bilder von Felsformationen
anschauen, die - wie auf diesem Foto zu sehen - Rinder darstellen.

Screenshot: © WWU/W.A.D.I.



"Wir möchten durch den freien Zugang nicht nur heutigen Anforderungen an
die Transparenz von Forschung Genüge tun. Wir erhoffen uns auch einen
schnellen und unkomplizierten Datenaustausch", erläutert Projektleiterin
Prof. Dr. Angelika Lohwasser vom Institut für Ägyptologie und Koptologie.
Das WebGIS wurde in Zusammenarbeit mit dem Institut für Geoinformatik
entwickelt. Derzeit setzen es WWU-Archäologen auch bei Ausgrabungen von
Doliche der Forschungsstelle Asia Minor in der heutigen Türkei ein.

Im Rahmen des Forschungsprojekts "Wadi Abu Dom Itinerary" wurde eine
umfassende Geländebegehung und Fernerkundung der Uferzonen des
ausgetrockneten, nur noch sporadisch Wasser führenden Flusssystems "Wadi
Abu Dom" in der Bayuda-Wüste im Sudan durchgeführt. Dabei kartierte das
bis zu zwölfköpfige Team alle kulturhistorisch relevanten, an der
Geländeoberfläche sichtbaren Strukturen. Alle archäologischen Befunde
werden als raumbezogene Punkt- und Flächendaten im WebGIS dargestellt und
nach Kategorien geordnet. Darüber hinaus können Nutzer für jeden Befund
weitere Informationen und oft auch Fotos abrufen.

Bereits während der Feldforschungen spielten digitale Arbeitsmethoden eine
wichtige Rolle. Das Projektteam erfasste die archäologischen Daten mittels
Kleincomputer und eines mobilen GIS direkt im Gelände. Dies beschleunigte
nicht nur den Arbeitsprozess, sondern erleichtert auch die
wissenschaftlichen Auswertungen.

Wissenschaftler, aber auch interessierte Laien können eigene Daten
temporär in die Anwendung laden und mit den Daten des "Wadi Abu Dom
Itinerary"-Projekts vergleichen. So kann schnell und unkompliziert
festgestellt werden, ob und in welcher Form die entsprechenden
archäologischen Befunde durch die münstersche Forschungsgruppe bereits
erfasst worden sind. "Neben einer einfachen Organisation mit
Forschungsprojekten im In- und Ausland erhoffen wir uns auch eine
Beteiligung der Öffentlichkeit: Interessierte aus aller Welt, die im Sudan
touristisch unterwegs waren oder aber mithilfe von Programmen wie Google
Earth diese entlegenen Gebiete durchstöbern, können gefundene, eventuell
archäologisch relevante Strukturen mit den Ergebnissen der 'Profis'
vergleichen", betont Angelika Lohwasser. "Im Zweifelsfall können sie mit
uns Kontakt aufnehmen, um so im besten Sinne einer 'Bürgerwissenschaft'
unser Bild von der Kulturgeschichte des Sudan zu vervollständigen."

Gefördert wurde das Projekt durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft und
die Qatar Museums Authorities (Qatar-Sudan Archaeological Project).


Weitere Informationen unter:

http://wadi-abu-dom.de/web-gis-2/

Das WebGIS des Projekts "Wadi Abu Dom Itinerary"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution72

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Westfälische Wilhelms-Universität Münster, 23.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/733: Vechta - "Der Dreißigjährige Krieg im mittleren Hunteraum", 29.05.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Vechta

Vortrag "Der Dreißigjährige Krieg im mittleren Hunteraum"



Im Rahmen der Vortragsreihe "Krisen und Katastrophen aus
kulturhistorischer Perspektive", die gemeinsam von der Universität
Vechta und dem Museum im Zeughaus veranstaltet wird, referiert am 29.
Mai 2018 Dr. Herbert Bock von der Universität Vechta zum Thema "Der
Dreißigjährige Krieg im mittleren Hunteraum". Der Vortrag beginnt um
19.00 Uhr im Museum im Zeughaus. Alle Interessierten sind herzlich
eingeladen. Der Eintritt ist frei.

Zweifelsohne zählt der Dreißigjährige Krieg zu den größten
Katastrophen der deutschen und mitteleuropäischen Geschichte. Die
Ursachen waren vielschichtig und komplex: die politische
"Großwetterlage", die sich bereits in der Krisendekade vor dem Prager
Fenstersturz deutlich verschärfte, die weiterhin ungelöste
Konfessionsproblematik, innenpolitische Veränderungen, die soziale
Situation weiter Teile der Bevölkerung verbunden mit außergewöhnlichen
Existenzängsten.

Der Vortrag wird kurz die Vorgeschichte mit regionalem Schwerpunkt
beleuchten sowie den Verlauf des Krieges in mittleren Hunteraum
darstellen und bewerten. Hierzu wird eine Vielzahl von teilweise noch
unveröffentlichten Quellen herangezogen, die die katastrophalen Folgen
des Krieges und das Leid der Bevölkerung in unserer Region drastisch
aufzeigen.

Weitere Termine der Reihe

05.06.2018: Riccardo Terrasi (Universität Vechta): Zwangsmigration im
Reich der Staufer. Kriegs- und Wirtschaftsflüchtlinge in historischer
Perspektive

12.06.2018. Dániel Bagi (Universität Pécs, Ungarn): Gewalt und
Krisenerfahrung in der Fehdeführung des 13. Jahrhunderts

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution170

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Vechta, 23.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/1735: Berlin - LesArt zu Gast im LCB, »Despereaux« von Kate DiCamillo, 20.06.2018


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juni 2018

Dienstag, 10h, 20.06.2018

Was bewegt die Welt?

LesArt zu Gast im LCB

»Despereaux« von Kate DiCamillo für Leser*innen ab 9 Jahren 
(4.-5. Klasse)

Mit Sabine Ludwig



Seit 25 Jahren spürt LesArt Werke der Kinder- und Jugendliteratur auf
mit dem Ziel, qualitätsvolle Bücher und Medien kleinen und großen
Menschen ans Herz zu legen. Im Jubiläumsjahr 2018 trägt LesArt nun
seine Arbeitsweise in die gesamte Stadt hinaus und schafft neue Räume
für den kreativen Umgang mit Kinder- und Jugendliteratur in Berlin.
Unter der Überschrift »Was bewegt die Welt?« widmet es sich wichtigen
Zukunftsfragen und knüpft dabei an die Gefühls- und Erfahrungswelten
junger Menschen an. Zusammen mit der Autorin und Übersetzerin Sabine
Ludwig laden Michael Böhnisch und Juliane Eyermann Kinder im
Literarischen Colloquium dazu ein, einem Text zu folgen - von seiner
Schöpfung bis hin zur Wahrnehmung durch die Leser*innen und
Hörer*innen. Dabei probieren sich die Kinder in einer Talentschmiede
für Autor*innen und Übersetzer*innen selbst aus und gehen gemeinsam
den Fragen nach: Welchen Weg nimmt eine Geschichte, bevor sie das Ohr
der Zuhörer-*innen erreicht? Und was, wenn sie dabei noch in eine
andere Sprache übertragen wird?

Dauer ca. 3 Stunden.

Anmeldung ausschließlich per E-Mail an info@lesart.org.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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AUSSTELLUNG/9455: Bonn - Hans Hartungs Spätwerk vom 24. Mai bis zum 19. August 2018


Kunstmuseum Bonn zeigt Hans Hartungs Spätwerk



BONN - In seiner späten Schaffensphase griff Hans Hartung schon mal zu
Spritzpistole und Reisigbesen, um seine Farben auf die Leinwand zu
bringen. Einen umfassenden Einblick in sein expressives Werk der Jahre
1962 bis 1989 bietet das Kunstmuseum Bonn, Friedrich-Ebert-Allee 2,
von Donnerstag, 24. Mai 2018, bis Sonntag, 19. August 2018, in der
Ausstellung "Hans Hartung. Malerei als Experiment".

Das Kunstmuseum Bonn präsentiert die größte in Deutschland gezeigte
Malereiausstellung Hartungs seit mehr als 30 Jahren. Der Fokus, der
über vierzig gezeigten Gemälde, liegt dabei auf dem Spätwerk. Ob in
Acryl oder Vinyllack auf Leinwand, in seinen abstrakten Kompositionen
strahlen dem Betrachter gelbe, markant gesetzte Linien oder auch
schwarze, teiltransparente Balken entgegen.

Der in Deutschland geborene Künstler verließ die Heimat schon früh, um
in Spanien und Frankreich zu leben. Nach dem zweiten Weltkrieg wurde
Hartung einer der gefeierten Protagonisten der "École de Paris", deren
informelle Bildsprache die Malerei der späten 1940er- und 1950er-Jahre
prägte. 1973 zieht sich Hartung in das südfranzösische Antibes zurück.
Hier entstand sein experimentelles Spätwerk. Mit Hilfe von
selbstgebauten oder konstruktiv modifizierten Gerätschaften wie
Spritzpistolen, Reisigbesen oder Gummipeitschen wirft und schleudert
Hartung die Farbe nun auf die zunehmend größer werdenden Leinwände.
Die Werke der aktuellen Ausstellung gehören zum Kernbestand der
Fondation Hans Hartung et Anna-Eva Bergman aus Antibes. Die Schau
findet mit Unterstützung des Ministeriums für Kultur und Wissenschaft
des Landes Nordrhein-Westfalen und dem Institut francais Bonn statt.
Weitere Informationen gibt es unter www.kunstmuseum-bonn.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 22. Mai 2018

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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AUSSTELLUNG/9454: Bonn - Fotografien von Villen aus Historismus und Jugendstil vom 28.5.-29.6.


VHS stellt Villenviertel-Fotos aus



BN - Häuser aus Historismus und Jugendstil säumen das Bad Godesberger
Villenviertel. Schnappschüsse der architektonischen Schmuckstücke gibt
es von Montag, 28. Mai 2018, bis Freitag, 29. Juni 2018, in der VHS
Bad Godesberg, Am Michaelshof 2, zu sehen. Eröffnet wird die
Fotoausstellung "Das Godesberger Villenviertel" am 28. Mai 2018 um 18
Uhr.

Vor allem wohlhabende Pensionäre aus dem Kölner Raum errichteten Ende
des 19. Jahrhunderts zwischen Rüngsdorf und Plittersdorf
repräsentative Stadthäuser im Stil des Historismus, später auch im
Jugendstil. Nachdem Bonn 1949 zum Regierungssitz geworden war, wurden
viele der Häuser als Botschaftsgebäude oder von Organisationen und
Interessenverbänden genutzt. Die aktuelle Ausstellung findet
anlässlich des Halbjahresschwerpunkts "Stadtentwicklung" statt und
zeigt die Arbeiten des Foto Clubs Bad Godesberg. Dietmar Simsheuser,
Vorsitzender des Foto Clubs, und Stadtführer Toni Lankes, informieren
auf der Eröffnung über die ausgestellten Arbeiten. Der Eintritt ist
frei. Weitere Informationen gibt es unter www.vhs-bonn.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 22. Mai 2018

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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AUSSTELLUNG/9453: Nürnberg - Designers' Night 11. Ein Spiegelkabinett für Anna und Otto, 25.05.2018


idw - Pressemitteilung: Technische Hochschule Nürnberg Georg Simon Ohm

Designers' Night 11: Ein Spiegelkabinett für Anna und Otto

Am 25. Mai 2018 laden Design-Studierende der TH Nürnberg zur
Vernissage ein



Projektionsflächen und eine multisensuale Mischung von Werken: Die 11.
Ausgabe der Designers' Night stellt die Besucherinnen und Besucher ins
Zentrum der Werkschau. 'Otto' und 'Anna': Kunstwerke stehen im Dialog
mit den 'Anna- und Ottonormalverbrauchern', denn Design ist für jeden
gemacht. Gezeigt werden Semesterarbeiten aus allen Modulen der
Fakultät Design der TH Nürnberg sowie persönliche Werke der
Studierenden. Organisiert wird die Ausstellung von Studierenden des
Moduls Raum- und Eventdesign. Der DesignVerein kürt am Abend die beste
Arbeit mit einem Award.

Nürnberg, 23. Mai 2018. Für 'Anna- und Ottonormalverbraucher': Die
Designers' Night der Fakultät Design der TH Nürnberg geht am 25. Mai
in die 11. Runde. Im Fokus: Das Spiel mit der Spiegelung. Das Thema
visualisiert das Konzept der Schau. Ebenso wie die Zahl 11 ist das
Wort "Otto" ein Palindrom, das sich spiegeln lässt und damit von vorne
nach hinten und von hinten nach vorne gelesen dasselbe bedeutet.
Kunstwerke stehen im Dialog mit den 'Anna- und
Ottonormalverbrauchern', denn Design ist für jeden gemacht. In dieser
Schau stehen die Betrachterinnen und Betrachter im Zentrum. Die
Studierenden des Moduls Raum- und Eventdesign haben die
Ausstellungsräume in eine spiegelnde Projektionsfläche verwandelt, in
der die Besucherinnen und Besucher sich und die Arbeiten neu
betrachten und entdecken. Mit einem sogenannten Fotobooth haben die
Besucherinnen und Besucher die Möglichkeit, sich selbst zu
fotografieren.

Die Gäste erwartet ein breites Spektrum an Exponaten - die
Studierenden vom ersten bis zum letzten Semester stellen
Illustrationen und Fotografien aus, bieten Virtual Reality und
Augmented Reality Erlebnisse oder präsentieren Filme und
Filminstallationen.

Professorin Christine Albert, Dekanin der Fakultät Design: "Die
Designers' Night ist ein wunderbarer Anlass für unsere Studierenden,
ihre Potenziale zu zeigen und zu präsentieren, wohin sie sich
künstlerisch entwickelt haben, welchen Weg sie gegangen sind. Die
Schau reflektiert in diesem Jahr die Auseinandersetzung mit dem
Publikum auf neue, frische Weise."

Das beste von rund 80 Werken wird an diesem Abend vom DesignVerein,
dem Ehemaligen-Netzwerk der Fakultät, mit einem Award ausgezeichnet.
Wer mit den jungen Designerinnen und Designern ins Gespräch kommen
möchte, hat beim Get-together die Gelegenheit dazu. Für die Gäste
stehen eine Bar und vor dem Gebäude ein Food Truck bereit. Ab 21.00
Uhr gibt's Musik vom DJ.

Die Vernissage findet am 25. Mai 2018 um 19.00 Uhr an der TH Nürnberg
in der Fakultät Design in der Wassertorstraße 10 statt. Der Eintritt
ist frei. Die Ausstellung ist anschließend vom 26. bis zum 29. Mai
täglich von 11.00 bis 19.00 Uhr geöffnet.

Mehr Informationen unter: http://11.designersnight.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution132

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Nürnberg Georg Simon Ohm, 23.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEGENWIND/754: 11. Bundeskongress der Medibüros und Medinetze in Kiel 


Gegenwind Nr. 356, Mai 2018


Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Das Medibüro Kiel e.V. lädt ein zum:

11. Bundeskongress der Medibüros und Medinetze in Kiel



Weiterhin wird in Deutschland die Gesundheitsversorgung für Menschen
ohne Papiere durch die Angebote von zahlreichen Hilfsorganisationen
übernommen. Gleichzeitig positionieren sich alle Beteiligten
gemeinschaftlich gegen eine Parallelstruktur im Gesundheitsbereich und
arbeiten auf politischer Ebene vehement darauf hin, die Versorgung von
undokumentierten Menschen in das Regelsystem zu überführen. Am letzten
Maiwochenende (25.-27.) findet im Vinetazentrum in Kiel-Gaarden zum
11. Mal das große deutschlandweite Austauschtreffen der Medbüros und
Medinetze statt. Alle Organisationen, die mit Menschen ohne Papiere
zusammenarbeiten, sind herzlich eingeladen, an der Vielfalt von
Workshops und öffentlichen Veranstaltungen teilzunehmen und sich zu
ihrer Arbeit sowie ihren Aktionen auszutauschen. Der Kongress bietet
Raum, gemeinsame Arbeitsgrundlagen zu schaffen und eine bundesweite,
übergreifende Vernetzung innerhalb der Hilfsorganisationen zu
befördern.

Los geht es am Freitag, 25. Mai 2018, um 19:30 Uhr im Vinetazentrum
in Kiel-Gaarden, Elisabethstraße 64, 24143 Kiel mit einer öffentlichen
Auftaktveranstaltung. Alle interessierten Menschen sind
eingeladen.


"Schwanger ohne Papiere" 


- über dieses Thema diskutiert das Medibüro Kiel e.V. mit geladenen
Gästen aus Wissenschaft, Politik und Praxis am 25. Mai um 19.30
Uhr.

Alle Frauen haben ein Recht auf unentgeltliche Betreuung während der
Schwangerschaft sowie während und nach der Entbindung! Die
Frauenrechtskonvention der Vereinten Nationen lässt keinen Zweifel,
dass dieses Recht unabhängig vom Aufenthaltsstatus gewährleistet
werden muss. Die Erfahrung der Medibüros und Medinetze zeigt, dass
dieses Recht in Deutschland formal auch für Schwangere in der
Illegalität besteht. In der Praxis ist dies jedoch mit der Gefahr
einer Abschiebung verbunden und wird somit konterkariert.

Im Rahmen der öffentlichen Podiumsdiskussion sprechen spannende Gäste
über die Gesetzeslage und die praktische Umsetzung, die
UN-Frauenrechtkonvention, die Risiken mangelhafter Versorgung von
Schwangeren sowie landesspezifische und kommunale Herangehensweisen,
aber auch bundes- und europaweite Ansätze, zur Versorgung von
hilfesuchenden schwangeren Frauen. Uns interessiert neben der
bundesweiten Debatte auch die Erfahrung unserer Nachbarländer: Wir
freuen uns darüber, dass PICUM (Plattform for international
cooperation on undocumented migrants) aus europäischer Sicht zum Thema
berichtet und exemplarische Versorgungsmodelle, aber auch Hindernisse,
aufzeigt. Gemeinsam mit unterschiedlichen Akteur*innen aus Politik und
Wissenschaft schauen wir auf die Lage in Deutschland. In Kiel wird die
Versorgung von hilfesuchenden Schwangeren durch die Kooperation mit
dem Gesundheitsamt, dem Land und einem Krankenhaus ermöglicht. Gerne
möchten wir das "Modell" zur Versorgung in Kiel mit unseren
Kolleg*innen teilen und weitere Gesichtspunkte dazu besprechen sowie
Möglichkeiten einer Regelversorgung in den Blick nehmen. Die
stattfindende Parallelversorgung von Menschen ohne Papieren ist mit
großer Mühe, finanzieller Knappheit sowie langen Wartezeiten,
aufwendigen Akutbehandlungen und grundlegend mit prekären
Lebenssituationen verbunden.


Gemeinsam(e) Ziele in den Blick nehmen

Interne Workshop-Reihe der Medinetze und Medibüros

In den beiden darauffolgenden Tagen nach der Podiumsdiskussion wird es
im Rahmen von Workshops und Plena die Möglichkeit geben, sich
vertiefend zu dem Podiumsthema und weiteren relevanten Schwerpunkten
unserer Arbeit intern auszutauschen und sich punktuell im Gespräch mit
externe Referent/-innen in rechtlichen, gesundheitlichen, politischen,
strategischen Inhalten weiter zu schulen. Aus der Medibüro und
Medinetz-Reihe bringen unterschiedliche Kolleg*innen
Erfahrungsberichte in die Workshops ein und berichten zu den Themen
anonymisierter bzw. pseudonymisierter Krankenschein, Clearingstelle,
Arbeitsbedingungen und prekäre Lebenslagen von Menschen ohne Papiere,
Supervision und ehrenamtliche Arbeit, Netzwerk- und Lobbyarbeit sowie
sprachliche Barrieren in den Sprechstunden.


Medibüro-Solikonzert 


am Samstag, den 26. Mai 2018: Bewegungsfreiheit - Solidarisch mit
Menschen ohne Papiere, Einlass 20.30 Uhr in der Räucherei - Live-Musik
und Weitertanzen im Anschluss

Menschen haben Rechte: Gesundheit darf nicht zweitrangig sein oder auf
Umwegen geschehen! Alle Unterstützer*innen und Interessierte sind
eingeladen, sich nach Kiel-Gaarden zu bewegen und mit den 37 Medibüros
und -netzwerken für das Recht auf Gesundheit zu tanzen und
interessante aktive Menschen sowie unsere Arbeit kennenzulernen. Unter
anderem wird die Live-Band Cochilokos (World music, Kiel) sowie im
Anschluss die Djane's TineTheGun & LexiLove / Go On Grrrls unsere
Anliegen musikalisch mit einem bunten Set aus spanischen, englischen,
französischen, arabischen Tönen und Beats sowie vielen weiteren
Sprachen unterstützen. Die Veranstaltung steht ganz unter dem Motto:
TANZEN für Bewegungsfreiheit im medizinischen Bereich!

 * 

Quelle:

Gegenwind Nr. 356, Mai 2018, Seite 32

Herausgeber: Gesellschaft für politische Bildung e.V.

Schweffelstr. 6, 24118 Kiel

Redaktion: Tel.: 0431/56 58 99, Fax: 0431/570 98 82

E-Mail: redaktion@gegenwind.info

Internet: www.gegenwind.info

 

Der "Gegenwind" erscheint zwölfmal jährlich.

Einzelheft: 3,00 Euro, Jahres-Abo: 33,00 Euro.

Solidaritätsabonnement: 46,20 Euro
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GLEICHHEIT/6651: Frankreich - Streiks und Proteste im öffentlichen Dienst


World Socialist Web Site
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Frankreich: Streiks und Proteste im öffentlichen Dienst

Von Kumaran Ira

24. Mai 2018



Am Dienstag, den 22. Mai, wurde Frankreich von einem Streik im öffentlichen
Dienst erschüttert. Tausende von Beschäftigten demonstrierten gegen Macrons
Reformen, die im öffentlichen Dienst mit Arbeitsplatzabbau und Lohnstopp
einhergehen.

Im französischen öffentlichen Dienst sind etwa 5,4 Millionen Menschen
beschäftigt. Während die Bahnarbeiter ihre Streiks gegen Macrons Reform der
staatlichen französischen Eisenbahngesellschaft SNCF fortsetzen, wächst
auch die Wut unter den Mitarbeitern des öffentlichen Dienstes. Am Dienstag
protestierten sie gegen die geplanten Lohnkürzungen, den Abbau von 120.000
Stellen bis 2022 und Macrons Vorhaben, das Statut, das ihre Beschäftigung
regelt, abzuschaffen. Es wurde 1946 nach der Befreiung von der
Naziherrschaft eingeführt.

Mit der Abschaffung dieses Statuts von 1946 soll die Beschäftigung auf
Lebenszeit abgeschafft werden. Auch sollen unbezahlte Karenztage bei
Krankheit eingeführt und ausgeweitet, sowie viel mehr Zeitarbeiter als
bisher im Staatsdienst eingestellt werden. Bereits heute sind zwanzig
Prozent der Belegschaft Zeitarbeiter.

Am 22. Mai fanden im ganzen Land 130 Protestveranstaltungen statt. In Paris
demonstrierten laut Angaben der Gewerkschaften 50.000 Menschen (16.400 laut
der polizeinahen Behörde Occurence). In Marseille demonstrierten 45.000
Postbeschäftigte, Lehrer und Rentner (4.500 laut Occurence). Streikende
Bahnarbeiter schlossen sich dem Zug der öffentlichen Bediensteten an, und
laut Polizeiangaben demonstrierten in Nantes 4.300 Arbeiter, in Grenoble
2.500, in Caen 2.700, in Limoges 2.000, in Perigueux 2.200, in Rennes
2.800, und in Perpignan und Saint-Etienne jeweils 1.600.

In vielen Städten solidarisierten sich Studenten und Schüler, die gegen
Macrons Reform "Parcoursup" protestieren, mit den Demonstranten und
marschierten gemeinsam mit den öffentlich Bediensteten. Die 
Parcoursup-Reform wird den Zugang zu höherer Bildung einschränken.

Kindertagesstätten, Schulen, Arbeitsämter, Flughäfen, die Energiebranche
und das Gesundheitswesen waren von dem Streik betroffen. Die städtischen
Kindertagesstätten wurden teilweise oder auch ganz geschlossen. Laut dem
Kultusministerium nahmen 15,5 Prozent der Grundschullehrkräfte und zehn
Prozent der Lehrer an weiterführenden Schulen am Streik teil.

Durch einen Streikaufruf des Gewerkschaftsbunds Solidaires Unitaires
Démocratiques (SUD) wurde der Bahnverkehr schon am Dienstag behindert,
während die Bahnarbeiter ab Mittwoch einen weiteren zweitägigen Streik
vorbereiteten. Auch Flugzeuge mussten am Boden bleiben, da die Fluglotsen
streikten. Sie kämpfen für Lohnforderungen und bessere Bedingungen und auch
dagegen, dass trotz zunehmendem Flugverkehr Personal abgebaut wird. Auch
einige LKW-Fahrer demonstrierten und nahmen an den Streiks teil.

Auch die Arbeiter der Strom- und Erdgasbranche streikten, da Macrons Reform
auch ihre Verträge bedroht. Krankenhauspersonal und Sozialarbeiter
beteiligten sich in großer Zahl an Streiks und Protesten für bessere
Arbeitsbedingungen und mehr Personal. Auch die Arbeitsagentur Pôle Emploi
und der Wetterdienst Météo France streikten gegen Stellenabbau.

Die Streiks verdeutlichen, wie groß der Widerstand in Frankreich und ganz
Europa gegen die militaristische Politik und die Sparmaßnahmen von Macron
und der Europäischen Union ist. Die Streikentwicklung kommt 50 Jahre nach
dem Generalstreik von Mai bis Juni 1968, als zehn Millionen Arbeiter mit
einem Streik ganz Frankreich zum Erliegen brachten.

Die Streiks vom 22. Mai zeigen, dass es heute eine ähnlich starke
Opposition in der Arbeiterklasse gibt. Doch trotz der weit verbreiteten Wut
auf Macron unter Arbeitern ist ein erfolgreicher Kampf auf diese Weise
nicht möglich.

Die Proteste im öffentlichen Dienst und in der Privatwirtschaft bewegen
sich im Rahmen der Aktionen, zu denen die Gewerkschaftsbürokratien und ihre
politischen Verbündeten aufrufen. Zu diesen Verbündeten gehören u.a. die
Organisation La France insoumise (Unbeugsames Frankreich, LFI) von
Jean-Luc Mélenchons, sowie die Nouveau Parti anticapitaliste (NPA). Diese
Organisationen lehnen einen Kampf der Arbeiterklasse zum Sturz der
Macron-Regierung ab und tun alles in ihrer Macht Stehende, damit er seinen
Austeritätskurs durchsetzen kann.

Zum Beispiel rufen die Gewerkschaften nicht dazu auf, den Streik im
öffentlichen Dienst fortzusetzen. Damit isolieren sie faktisch den
derzeitigen Bahnarbeiterstreik. In der Chemieindustrie hat der
Gewerkschaftsbund CFDT bereits Tarifverträgen zugestimmt, die den
nationalen Mindestlohn unterlaufen.

Die Kräfte aus dem Umfeld von Mélenchon und der NPA behaupten, sie würden
(wie es die NPA formuliert) einen "Stützpunkt" für einen Generalstreik
aufbauen. Das ist eine politische Lüge. Genau wie 1968 ist der einzige Weg
vorwärts die Rebellion gegen die Rahmenbedingungen, die die Gewerkschaften
festgelegt haben. Sie verhandeln mit Macron über den Austeritätskurs und
stützen sich auf das reaktionäre Arbeitsgesetz der Sozialistischen Partei
(PS). Die Gewerkschaften und ihre politischen Verbündeten versuchen, die
wachsende oppositionelle Stimmung auf die fruchtlose Perspektive eines
Abkommens mit Macron zu richten, das die Austerität-Bedingungen regeln
soll.

In Paris führten Reporter der WSWS Interviews mit Demonstranten, die
sich gegen den Austeritätskurs und die imperialistische Politik im Nahen
Osten aussprachen.

Ein Universitätsabsolvent kritisierte Parcoursup mit den Worten: "Ich bin
einfach deshalb hier, weil sie mit den Universitäten machen, was sie
wollen, was die Finanzierung betrifft. Das trifft uns, mich und meine
Kollegen, ganz direkt. Ich finde es empörend, dass Studenten der Zugang zur
Universität verwehrt wird. Ich kenne viele Leute, darunter auch einige, die
bereits ihre Doktorarbeit schreiben, die nur studieren können, weil die
Universität bisher für alle offen war."

Weiter sagte er: "Der Kapitalismus will, dass die Reichen mehr Geld
bekommen und alle anderen weniger. Sie wollen auch eine weniger gebildete
Bevölkerung, die dann weniger rebelliert und sich weniger bewusst ist, was
mit ihr getrieben wird."

Er verurteilte auch die imperialistischen Kriege und das Massaker
israelischer Soldaten an Palästinensern letzte Woche im Gazastreifen: "Die
USA haben ihre Botschaft in Israel [nach Jerusalem] verlagert, das war ein
Geschenk Trumps an sich selbst ... Und Tatsache ist, dass keine Regierung
es verurteilt, weil es eigentlich in ihrer aller Interesse ist, auch in
Macrons."

Ein Schüler erklärte der WSWS, er sei "gegen die selektive Aufnahme
an den Universitäten. Dagegen kämpfen wir, und auch gegen all das, was er
[Macron] mit den Krankenhäusern und unseren ganzen sozialen Rechten macht,
vor allem im öffentlichen Dienst".

Ein Bahnarbeiter, der seit dem 3. April an den Streiks teilnimmt, erklärte
der WSWS: "Es ist wichtig für uns, auch an diesem Streik
teilzunehmen. Weil der Zugverkehr und die Züge Teil des öffentlichen
Sektors sind, durften wir bei dieser Protestaktion nicht fehlen."

Er fügte hinzu, wenn die SNCF und der Bahnverkehr völlig dem Markt
unterworfen würden, "dann gibt es keine Garantie, dass ich noch immer die
gleichen Arbeitsbedingungen habe wie heute. Ich bin Teil der
Reservebelegschaft; sie können meine Arbeitszeiten mit 24-stündiger
Vorlaufzeit verändern. Ich arbeite in unterschiedlichen Schichten und
verdiene höchstens 1.700 Euro. Aber morgen wäre nicht einmal das
garantiert, obwohl ich seit zwölf Jahren für die SNCF arbeite."

Er erklärte weiter, was es bedeutet, wenn die SNCF ein Privatunternehmen
wird: "Alles wird noch schlimmer. Dabei haben wir bereits in anderen
Bereichen gesehen, dass die Privatisierung zu mehr Unfällen führt, weil das
Personal dann nicht mehr so gut ausgebildet sein wird wie wir bei der
SNCF."

 * 
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Tödlicher Siegeszug

von Georg Rammer



Die Meldung verschwand rasch aus den Nachrichtensendungen: "Demokratie
unter Druck. Polarisierung und Repression nehmen weltweit zu." Die
Qualität von Demokratie, Marktwirtschaft und Regierungsführung sei
weltweit auf den niedrigsten Stand seit zwölf Jahren gefallen. Die
Daten für die Studie hat die Bertelsmann Stiftung in 126
Entwicklungs- und Schwellenländern erhoben und im Internet
veröffentlicht (22.3.2018).

Den "Bertelsmann-Transformationsindex" BTI, der den
ertelsmann-Urteilen zugrunde gelegt wurde, benutzen auch G7-Staaten
als offizielles Messinstrument; er basiert auf Kriterien wie Wachstum,
Kapitalmarktzugang, gutes Wirtschaftsklima und Durchführung von
Strukturreformen. Dieser Maßstab kommt nicht zufällig bekannt vor,
spiegelt er doch zentrale neoliberale Wirtschaftsziele.
Internationaler Währungsfonds (IWF) und Weltbank zwangen zahlreichen
Ländern "Strukturanpassungsprogramme" zur Privatisierung und
Deregulierung auf. Darüber hinaus erschöpft sich für Bertelsmann
Demokratie in der "Governance Performance" (Gestaltungsfähigkeit,
Ressourceneffizienz, Konsensbildung und internationale
Zusammenarbeit). So überrascht es nicht, dass die Demokratie dort am
ehesten verankert scheint, wo sich kapitalistische "Marktwirtschaft"
durchgesetzt hat (oder durchgesetzt wurde). Die Stiftung zaubert etwas
aus dem Hut, was sie vorher hineingeschmuggelt hat.

Einige Zahlen der Studie zeigen wachsende globale Zerrüttung: In 40
Staaten wurde danach in den letzten zwei Jahren die
Rechtsstaatlichkeit beschnitten, in 50 wurden politische Freiheiten
eingeschränkt. In 72 Ländern herrschen massive Angst und Ungleichheit,
und 3,3 Milliarden Menschen werden autokratisch regiert. Diese
Entwicklung nutzt die Bertelsmann Stiftung, die laut Eigenwerbung das
Ziel verfolgt, im "Dialog mit allen gesellschaftlichen Stakeholdern"
einen "Beitrag zur Gesellschaftsreform" zu leisten, als
Handlungsverpflichtung: Sie will mit den Daten "strategische
Empfehlungen für die Steuerung von Transformationsprozessen" liefern
und damit die "Außenunterstützung des Systemwandels optimieren".
Dienstleistung für Herrschende zugunsten eines neoliberalen Wandels?

Da drängt sich das Gegenargument auf, dass gerade die
Strukturanpassungsprogramme soziale Ungleichheit und die Abhängigkeit
vieler Staaten begünstigen und autoritäre und korrupte Herrschaft
erzeugen; dass es gerade die westlichen Demokratien sind, die in ihrem
rücksichtslosen Streben nach billigen Ressourcen und Arbeitskräften
und nach militärisch gestützter Hegemonie für die undemokratischen
Verhältnisse sorgen, die Bertelsmann zu Recht beklagt.

Leider blieben in der Studie die wirtschaftlich und politisch
dominierenden Länder des Westens außen vor. So fällt die Missachtung
der Menschenrechte seitens global agierender Konzerne unter den Tisch:
Wenn etwa Nestlé eine Strategie verfolgt, die dem Konzern zusammen mit
Coca-Cola, Pepsi und der Weltbank weltweit die Herrschaft über die
Wasserressourcen sichern soll [1]. Wenn die
Bayer AG nach Übernahme des Konzerns Monsanto global große Teile des
Saatgut- und Pestizidmarktes beherrscht - zum Schaden der indigenen
Bevölkerung. Wenn Facebook Nutzerdaten für die Erstellung von
Persönlichkeitsprofilen zur Wahlbeeinflussung weitergibt. (Wobei die
Empörung der Politik über den Deal heuchlerisch erscheint: Was sonst
ist denn Geschäftszweck des 41 Milliarden US-Dollar schweren Giganten?)

Würde Bertelsmann die dominierenden Staaten des Westens nach der
demokratischen Legitimation und Kontrolle solcher
Herrschaftsstrukturen beurteilen oder die Frage der
Rechenschaftspflicht der Bevölkerung und dem Parlament gegenüber
untersuchen, gerieten die wahren Verursacher des globalen Desasters in
den Blick. Wie würde ein Demokratie-Index aussehen, würden die USA und
die EU-Staaten nach Kriterien wie Einfluss wirtschaftlicher Macht auf
politische Entscheidungen, Einhaltung der wirtschaftlich-sozialen
Menschenrechte, des Völkerrechts und der UN-Charta beurteilt oder auf
soziale Ungleichheit, Rassismus und neokoloniale Praktiken untersucht?

Unser kapitalistisches Wirtschafts- und Gesellschaftssystem fördert
enorm Produktivkräfte - nützliche ebenso wie menschenfeindliche. Der
Neoliberalismus als Ideologie begünstigt Letztere. Er fördert
Egoismus, Durchsetzung um jeden Preis, er verurteilt jede
Mitmenschlichkeit als Schwäche, Solidarität und Empathie als Todsünde
gegen den heiligen Marktwettbewerb. Er hat den globalen Siegeszug
angetreten - nicht etwa weil er die Menschen glücklicher macht.
Vielmehr deshalb, weil er skrupellosen Egomanen und Psychopathen in
Politik und Wirtschaft eine Rechtfertigungsideologie geliefert hat,
für Macht und Reichtum über Leichen zu gehen. Formale Kriterien der
Demokratie wie freie Wahlen und Gewaltenteilung sind hierzulande meist
noch erfüllt; eine zentrale Form der Gewaltenteilung, nämlich die
zwischen kapitalistischer Wirtschaft und Politik existiert nicht, weil
sonst das bestehende Herrschaftssystem in Frage gestellt würde. Die
größte Gefahr für die Menschen, für soziale Strukturen und
demokratische Verhältnisse geht von dieser innigen Verbindung aus, die
demokratische und soziale Prinzipien zerstört.

Ein System, das Rücksichtslosigkeit belohnt und Menschlichkeit zum
Untergang verdammt, ist schädlich und gefährlich. Wenn auch noch - wie
in der gegenwärtigen Phase des enthemmten Finanzkapitalismus - jede
politische Kontrolle unterbleibt und die dominierenden Mächte in
Wirtschaft und Politik sich gegenseitig in die Hände spielen,
entgleist das System. Die Machtspirale wächst, und das System ist
nicht mehr in der Lage, Fehler und destruktive Entwicklungen zu
stoppen, wie Bankenkrise, Ökokatastrophe oder Neokolonialismus zeigen.
Der neoliberal radikalisierte Kapitalismus siegt sich (oder uns) zu
Tode. Als "Heilmittel" in der drohenden globalen Krise erscheinen
zunehmend Aufrüstung und der Sicherheitsstaat - eine Spirale der
selbsterzeugten Instabilität und Gewalt, an dessen Ende der Krieg
steht. Dass in den USA jüngst eine Folterspezialistin zur CIA-Chefin
und ein Kriegshetzer zum Nationalen Sicherheitsberater ernannt wurde,
ist logisch und konsequent - ebenso wie eine EU-Politik, die
Feindbilder züchtet und sich selbst als Opfer inszeniert. UN-Charta
und Völkerrecht, das mühsam errichtete System internationaler Verträge
gegen weitere Aufrüstung und Kriegsgefahr werden nicht nur in Syrien
mit Füßen getreten; die "Verrohung", die Wilhelm Heitmeyer im Rahmen
der Studien über gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit beobachtete,
gilt auch für die Politik der USA und der EU. Sie ist verlogen und
völkerrechtswidrig, wie Andreas Zumach nach dem Militärschlag der
Westmächte gegen Syrien feststellte (https://taz.de/!5495969/).

Unter der Krisenhaftigkeit kapitalistischer Wirtschaftsweise leiden in
der ganzen Welt Milliarden Menschen. In der neoliberal radikalisierten
Form des Kapitalismus gewinnt die Missachtung der Menschlichkeit eine
beschleunigte Eigendynamik, die mit beängstigender Zwangsläufigkeit
nicht nur Elend und Ungleichheit, eine "imperiale Lebensweise" (Ulrich
Brand und Markus Wissen) und Rassismus erzeugt, sondern einem Krieg
zutreibt - zugetrieben wird. Doch während die alten imperialen Mächte
USA, Frankreich, England und auch Deutschland in zahlreichen Ländern
Krieg führen und den Kalten (?) Krieg gegen Russland forcieren,
verharrt ein großer Teil der Bevölkerung in Passivität. Viele Menschen
in der EU fügen sich in die scheinbare Zwangsläufigkeit der
Eskalation, zumal sie mit der Bewertung des Wahrheitsgehaltes all der
Lügen zur Kriegsvorbereitung überfordert sind. Sie fühlen sich
ausgeliefert und erleben Politiker und ihre Auftritte als
Inszenierung.

Die NATO und die EU rüsten zielstrebig auf; die USA, Großbritannien
und Frankreich initiieren und führen Kriege, um einer Bedrohung zu
begegnen. Da ihre Glaubwürdigkeit durch all die Kriegslügen
erschüttert ist, setzen sie enorme Kapazitäten ein, um die
Glaubwürdigkeit derer zu erschüttern, die ihren Interessen und
hegemonialen Ansprüchen in die Quere kommen. Die Propagandamaschinerie
läuft geradezu überhitzt. Ein vager Verdacht, eine unbewiesene
Beschuldigung genügt, um dem gewollten Krieg eine Scheinlegitimation
zu geben und alle internationalen Regelungen außer Kraft zu setzen.
Schon vor Jahren hat der Chef der Nachrichtenagentur AP
enthüllt, dass die US-Administration das Militär in eine globale
Propaganda-Maschinerie verwandelt und Druck auf Berichterstatter
ausübt. Das US-Militär habe seine Propagandaabteilung gewaltig
ausgebaut. "Nichts wird unversucht gelassen, um die öffentliche
Meinung zu beeinflussen." Laut AP-Recherchen verfügte das
Pentagon 2009 über 27.000 Personen, die ausschließlich für die
Beeinflussung der Öffentlichkeit zuständig waren
(Tagesanzeiger, 12.2.2009). Die Ursachen der Kriege müssen dort
gesucht und bekämpft werden, wo sich Staat und Wirtschaft zusammentun,
um kapitalistische Interessen global durchzusetzen.


Anmerkungen:

https://www.nachdenkseiten.de/?p=43245#more-43245

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2258: Tarifergebnis öffentlicher Dienst - Lange Laufzeit, Forderungen nicht erfüllt


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 5 · Mai 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Tarifergebnis öffentlicher Dienst

Lange Laufzeit, Forderungen nicht erfüllt

von Helmut Born



Am 17. April wurde nach dreitägigen Verhandlungen in der Tarifrunde
für die Beschäftigten bei Bund und Kommunen eine Einigung erzielt, die
auf den ersten Blick unbefriedigend ist.


Die Forderung nach 6 Prozent mehr Einkommen und nach einem
Mindestbetrag nach 200 Euro für 12 Monate findet sich in dem Abschluss
nicht wieder. Die Forderung nach dem Mindestbetrag war sehr populär
und hat sicher zu den guten Mobilisierungen beigetragen. Der
Mindestbetrag sollte vor allem den unteren Einkommensgruppen zugute
kommen, um die Abstände zu den höheren Gehaltsgruppen nicht weiter
wachsen zu lassen.

Demgegenüber vertraten vor allem die Vertreter der Kommunen die
Auffassung, es müssten eher die höheren Einkommensgruppen gestärkt
werden, weil es für den öffentlichen Dienst schwierig sei, Fachkräfte
zu bekommen.

Das ist mit diesem Abschluss auch gelungen, auch wenn nicht behauptet
werden kann, dass die unteren Einkommensgruppen außen vor bleiben. Die
lange Laufzeit von 30 Monaten trägt zudem sicher nicht dazu bei, die
Gewerkschaften zu stärken, er wird es eher schwieriger machen, neue
Mitglieder zu gewinnen.


Zu den Ergebnissen im einzelnen


	Zum 1.3.2018 gibt es eine Einmalzahlung von 250 Euro für die Tarifgruppen 1-6.

	Ab dem 1.3.2018 eine Erhöhung der Einkommen um 3,19 Prozent.

	Ab dem 1.3.2019 eine Erhöhung um 3,09 Prozent.

	Ab dem 1.4.2010 eine Erhöhung um 1,06 Prozent.



Das sind erst einmal die vereinbarten festen Erhöhungen für alle
Beschäftigten. Darüber hinaus gibt es aber erhebliche Veränderungen in
den einzelnen Tarifgruppen oder Stufen. So fällt in allen Tarifgruppen
die bisherige Stufe 1 weg, was zu einer Anhebung der Einkommen in
dieser Stufe um gut 10 Prozent führt - dies gilt vor allem für
Einsteiger. Das gleiche gilt für die unteren und mittleren
Einkommensgruppen, wo die Zuwächse bis zu 12 Prozent betragen.

Bei den Auszubildenden gibt es jeweils zum 1.3.2018 eine Anhebung der
Vergütung um 50 Euro, der Urlaub wurde auf 30 Tage angehoben, was zu
einer Gleichstellung mit den anderen Beschäftigten führt. Die
bisherige Übernahmeregelung nach dem Ausbildungsende wird wieder in
Kraft gesetzt, was eine weitgehende Übernahmegarantie bedeutet.
Wichtig ist, dass vereinbart wurde, dass für die Ausbildung im
betrieblich-schulischen Bereich im Gesundheitswesen, wo bislang keine
Ausbildungsvergütung gezahlt wird, Tarifverhandlungen aufgenommen
werden.

Schülerinnen in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zu Erzieherinnen
werden ab dem 1.3.2018 in den Tarifvertrag integriert, was bisher
ebenfalls nicht der Fall gewesen ist.

Für die Beschäftigten in den Krankenhäusern wurde vereinbart, dass
nach den geplanten Gesetzesänderungen zur Krankenhausfinanzierung
Verhandlungen über folgende Punkte aufgenommen werden:


	Erhöhung der Zeitzuschläge bei Samstagsarbeit,

	Einrechnung der Pausen in die Arbeitszeit bei Wechselschicht,

	Überstundenzuschläge für Teilzeitbeschäftigte in Wechselschicht.



Von 2019 bis 2021 gibt es bei Wechselschichtarbeit jeweils einen
zusätzlichen Urlaubstag.

Insgesamt bringt dieser Abschluss für viele Beschäftigte sicherlich
erhebliche Einkommenszuwächse oder andere gute Regelungen. Dennoch
wird diesmal die Diskrepanz zwischen den Forderungen und dem Ergebnis
besonders deutlich, nicht nur was die lange Laufzeit betrifft. Auch in
dieser Tarifrunde wurde wieder sichtbar, dass vor allem Ver.di es
nicht auf eine wirkliche Kraftprobe ankommen lassen wollte, um die
eigenen Forderungen durchzusetzen. Die Inszenierung des Tarifkampfs in
diesem Jahr mit den drei Wellen zielte darauf ab, in der
3. Verhandlungsrunde zu einem Ergebnis zu kommen. Dies ist dann auch
gelungen, allerdings um den Preis, das sich die kommunalen
"Arbeitgeber" inhaltlich durchgesetzt haben.

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 5, 33. Jg., Mai 2018, S. 6

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln

Telefon: 0221/923 11 96

E-Mail: redaktion@soz-verlag.de

Internet: www.sozonline.de

 

Die Soz erscheint monatlich und kostet 3,50 Euro.

SoZ-Probeabo: 3 Ausgaben für 10 Euro

Normalabo: 58 Euro

Sozialabo: 28 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1029: WDR 3 - Alice B. Toklas. Ein geniales Leben, 26.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Alice B. Toklas - Ein geniales Leben

WDR 3 Kulturfeature

26.05.2018, 12.04 - 13.00 Uhr | WDR 3



Vor 85 Jahren veröffentlichte Gertrude Stein die überaus erfolgreiche
"Autobiografie von Alice B. Toklas" und benutzte dafür Material, das
Alice ihr erzählt hatte: und zwar genauso, wie Alice es immer erzählt
hatte. Wessen Stimme also ist es?

Alice B. Toklas wurde berühmt in ihrer Rolle als Sekretärin, Köchin,
Vertraute und Geliebte der amerikanischen Schriftstellerin Gertrude
Stein. Die beiden verbrachten beinahe vierzig Jahre als
unzertrennliches Paar in Paris, bis Gertrude 1946 an Magenkrebs starb.
Auf unaufdringliche Weise praktizierten sie "die Kunst eines
vergnüglichen Lebens, und sie waren darin so begeisterungsfähig und
kompromisslos sich selbst treu, dass die Welt sie einfach nur so
annehmen konnte, wie sie waren" (Diana Souhami).

 * 

Quelle:

Programmtip vom 22. Mai 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)
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MELDUNG/1699: Deutschlandfunk - Die Basken und das Ende der ETA, 26.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Leben ohne Terror

Die Basken und das Ende der ETA

Von Hans-Günter Kellner

Gesichter Europas

Samstag, 26. Mai 2018, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Die Waffen sollen abgegeben werden. Und nun will die ETA auch über
ihre Auflösung abstimmen lassen, bis zum Sommer soll das Ende der
Separatisten-Organisation besiegelt sein. Die baskische Gesellschaft
hat sich bereits an ein Leben ohne Terror gewöhnt, seit die ETA 2011
das Ende ihres sogenannten bewaffneten Kampfes verkündet hat. Doch die
Basken kämpfen auch um ihr relato, die Geschichtsschreibung. Wie soll
an die harten Jahre erinnert werden? Wer waren die Opfer, wer waren
die Täter?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 15. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1698: Deutschlandfunk Kultur - Eine Lange Nacht über das Leben Voltaires, 26.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Höfling und Revolutionär

Eine Lange Nacht über das Leben Voltaires

Von Kai Lückemeier

Lange Nacht

Samstag, 26. Mai 2018, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Kein Autor verkörpert die Aufbruchstimmung des 18. Jahrhunderts
stärker als Voltaire. "Verbrennt eure Gesetze und macht deren neue!
Woher die neuen nehmen? Aus der Vernunft!", so formulierte er den
Schlachtruf eines neuen, freieren Denkens - im Geist der Aufklärung,
der Toleranz und des humanitären Fortschritts. Bis heute bezeichnen
die Franzosen die Epoche zwischen Rokoko und Revolution als das
Zeitalter Voltaires. Die 'Lange Nacht' über den Höfling und
Revolutionär versucht eine Annäherung an das wechselvolle Leben des
François Marie Arouet, genannt Voltaire.

Die 'Lange Nacht' wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 15. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1697: Bayerischer Rundfunk - PULS feiert fünften Geburtstag (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 24. Mai 2018

PULS feiert fünften Geburtstag

PULS erobert die ganz junge Zielgruppe für den BR zurück



Im Mai 2013 ging PULS im Radio, im TV und im Netz on Air. Fünf Jahre
PULS - ein guter Zeitpunkt für eine Bilanz. Das junge Angebot des BR
hat es geschafft, ein verlässlicher, täglicher Begleiter von jungen
Menschen im Alter von 18 bis 29 Jahren zu werden - mit einem
journalistisch inhaltlich starken und musikalisch besonderen
Radioprogramm, mit mehreren thematisch stark zugeschnittenen
YouTube- und Social Media Kanälen, mitreißenden Podcasts, innovativen
Ideen und gut besuchten Events.

Ein weiteres Ziel hat PULS in seiner fünfjährigen Geschichte auch
deutlich erreicht: junge Musiker, Macher und Autoren im Programm und
mit Events zu fördern. Das alles mit einem klar erkennbaren
bayerischen Profil - bei PULS vereinen sich bayerische Tradition,
Innovation und Popkultur.

 "Wir freuen uns sehr über die Erfolge von PULS. Gerade im Netz
 erreichen wir mit intelligenten, gut gemachten und kritischen
 Reportagen ein großes Publikum. Es ist für uns als
 öffentlich-rechtliches Medienunternehmen von höchster Bedeutung,
 von jungen Menschen wahrgenommen und genutzt zu werden, und das
 gelingt PULS: Wir gehen mit zeitgemäßen Produkten an die Orte, an
 denen die jungen Menschen sind"

 Hörfunkdirektor Martin Wagner


Alle Inhalte im Netz

Bereits von Anfang an galt bei PULS die Devise "online first": Alle
Inhalte sind zuerst und einfach im Netz zu finden. Das junge Angebot
hat seine YouTube Kanäle neu aufgestellt, in dem es jedem Kanal ein
klares Profil gegeben hat und der User bei jedem Video weiß, was ihn
dort erwartet. Mit Erfolg: allein die beiden Kanäle "PULS Reportage"
und "Das schaffst du nie" haben zusammen über eine halbe Million
Abonnenten. Im April 2018 haben die beiden Kanäle über fünf Millionen
junge Menschen erreicht, in Spitzen zählen die einzelnen Videos bis zu
2,6 Millionen Aufrufe. PULS stellt mit PULS Reportage damit den
erfolgreichsten BR Kanal auf YouTube und steht auch im Vergleich mit
den anderen jungen Wellen auf dem Siegertreppchen. Und nicht nur beim
Publikum kommen die Reportagen gut an: Einzelne Filme räumen immer
wieder Preise ab, so unter anderem den Dr. Georg Schreiber Preis, den
Medienpreis Mittelstand oder den Medienpreis der Deutschen
AIDS-Stiftung. Insgesamt hat PULS verstanden, wie Social Media geht -
und zwar in einer Größenordnung, die weit über das Übliche hinaus geht
- und auch über alle Plattformen. 23 Millionen Views alleine bei "PULS
Reportage" auf YouTube mit über 80.000 neuen Abonnenten von Anfang des
Jahres 2018 bis heute. Im selben Zeitraum haben die bei Facebook
veröffentlichten Videos 35,5 Millionen Aufrufe erreicht. PULS erobert
die junge Zielgruppe für den BR zurück.


PULS Im Radio

Im Radio spielt PULS so viele junge bayerische Bands wie kein anderer
Sender. In der Rubrik "Band der Woche" und dem Newcomerförder-Format
"Startrampe" stellt die PULS Musikredaktion jede Woche Newcomer in
liebevoll inszenierten Videos vor und bietet ihnen im Radio, im TV und
im Netz die Möglichkeit, sich einem größeren Publikum zu präsentieren.
Dass die Musikredaktion dabei einen guten Riecher beweist, zeigen die
Namen, die mittlerweile große Hallen füllen und die PULS schon sehr
weit vor deren großen Durchbruch im Programm begleitet hat: z.B. Milky
Chance, Frittenbude, Kytes, AnnenMayKantereit oder eRRdeKa. PULS steht
aber nicht nur für Musik. Das junge Radioprogramm hat mit rund 25%
einen extrem hohen Wortanteil für ein junges Programm und vertieft
besondere Themen auch in zweistündigen Feature-Sendungen. Über
1 Million junge Menschen haben PULS allein im 1. Quartal 2018 schon
gehört. Und auch mit Medienpreisen wurde das junge Radio des BR
bereits vielfach ausgezeichnet: neben dem Deutschen
Medizinjournalismus Preis und dem Medienpreis Bildungsjournalismus,
aktuell auch mit dem Radiokulturpreis der GEMA.


PULS-Podcasts

Auch im Bereich Podcasts hat PULS die richtigen Themen angepackt. Mit
"Einfach machen" begleitet das junge Programm interessante Menschen,
die das tun, was Sie wirklich wollen, auch wenn das oft zu einer
hindernisreichen Berg- und Talfahrt gegen die Vernunft wird. Mit "Im
Namen der Hose" hat PULS einen Sex-Podcast entwickelt, in dem zwei
Moderatorinnen offen und direkt über ihre persönlichen "oh ja"- und
"oh no"-Momente beim Sex reden. Die PULS-Podcasts erreichen auf
Spotify pro Folge regelmäßig mehrere zehntausend Klicks mit
Spitzenwerten von über 50.000 Hörern pro Folge. In den Apple Podcast
Charts waren die Podcasts mehrere Wochen auf Topplatzierungen
gelistet. Den PULS Rap-Podcast "Schacht & Wasabi" wird es in ein paar
Wochen auch als Alexa Skill für Smart Speaker geben, genauso wie das
Radioprogramm von PULS inklusive Abfragemöglichkeit und weiteren Infos
zu den gespielten Künstlern.

 "Ich danke dem PULS Team, das es immer wieder schafft, mit
 innovativen Ideen, Ansprache auf Augenhöhe und einem super Gespür
 für die richtigen Themen, PULS als Heimat für die angepeilte
 Zielgruppe der 18 bis 29-Jährigen zu etablieren. PULS versucht
 immer so unaufgeregt, echt und nahbar wie nur möglich zu sein. Der
 Austausch und die Interaktion mit der Zielgruppe ist uns ein
 echtes Anliegen - und sicher auch ein wichtiger Teil des Erfolgs."

 Thomas Müller, Redaktionsleiter von PULS


PULS für funk

PULS ist auch Teil des Erfolges von funk, dem jungen Content-Netzwerk
von ARD und ZDF. Für besonderes Aufsehen in der Branche und ungeahnten
Erfolg in der jungen Zielgruppe sorgte dort der Start von
"iam.serafina". Das Social Media Format ist die weltweit erste
interaktive Soap auf Snapchat. Das von PULS für funk entwickelte und
produzierte Format erreichte in der letzten Staffel neue Rekordwerte
bis über 150.000 Views pro Snap. Auch die von PULS produzierte funk
Reportage-Reihe "Die Frage" ist ein Garant, wenn es darum geht, Preise
abzuräumen. Die Krönung: der angesehene Herbert Quandt Medienpreis im
vergangenen Jahr. Der Reporter geht in dem YouTube-Kanal über mehrere
Video-Folgen hinweg einer Frage nach und nimmt den User mit auf die
Recherchereise - mit Spitzenwerten von fast 600.000 Aufrufen.


PULS-Events

Auch in der analogen Welt ist PULS zum Freund der User geworden und
begleitet Sie auf die besten Festivals und Events in Bayern. Mit dem
PULS Open Air, das dieses Jahr bereits zum dritten Mal stattfindet,
hat das junge Programm des BR mit rund 10.000 Besuchern ein
liebevolles und optisch einmaliges Festival in einer besonderen
Location etabliert: Auf Schloss Kaltenberg spielen 60 Bands auf fünf
Bühnen. Neben großen Namen wie Kraftklub dieses Jahr gibt es auch
viele bayerische und internationale Newcomer zu entdecken. Das PULS
Open Air - aus dem bayerischen Festivalsommer nicht mehr wegzudenken.
Internationalen Ruf genießt das bereits seit über 10 Jahren etablierte
PULS Festival im BR Funkhaus und das Schwesterfestival in Erlangen.
Auch hier gibt PULS noch unbekannten Acts aus Bayern und der Welt die
Chance, neben internationalen Durchstartern auf einer Bühne zu stehen.

Am 31. Mai feiert PULS den fünften Geburtstag mit seinen Hörern: Im
Radioprogramm laufen dann die 100 besten Songs der letzten fünf Jahre.
Die Titel gibt es in einer PULS-Liste auch auf Spotify.

 * 

Quelle:
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MUSIK/2571: Deutschlandfunk Kultur - When Elephants Fight, It Is the Frogs That Suffer, 25.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

When Elephants Fight, It Is the Frogs That Suffer

A Sonic Graffiti (2016-2017)

Von Benjamin Patterson

Nassauischer Kunstverein Wiesbaden/documenta 14, 2017/ca. 54'30

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 25. Mai 2018, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Der Frosch war das Lieblingstier der Fluxus-Bewegung. Er stand für den
mutigen Sprung ins kalte Wasser und für die unergründliche Weisheit
der Natur. Kurz vor seinem Tod machte der Fluxuspionier Benjamin
Patterson den Frosch noch einmal zur Hauptfigur seiner Arbeit. Er
konzipierte eine Installation für Athen und Kassel mit einer
'Symphonie der quakenden Frösche'. Für die documenta 14 ließ sich Ben
Patterson vom Graffiti der Straßen Athens inspirieren. Doch noch vor
der Festivaleröffnung verstarb der Fluxus-Wegbereiter. Der Nassauische
Kunstverein Wiesbaden, mit dem Patterson seit Jahren eng verbunden
war, hat in Kooperation mit seiner Tochter und dem Berliner
Komponisten Bernd Schultheis die Umsetzung des Konzepts übernommen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 15. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de
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ERNÄHRUNG/1437: Eltern beeinflussen über die Ernährung die Gesundheit ihrer zukünftigen Kinder (idw)


Universität Potsdam - 22.05.2018

Ernährungsfehler des Vaters beeinflussen die Gesundheit seiner zukünftigen Kinder



Sowohl die Mutter als auch der Vater beeinflussen über ihre Ernährung die
Gesundheit ihres Kindes. Und zwar schon vor einer Schwangerschaft. Zu
diesem Ergebnis kommt ein deutsch-chinesisches Forschungsteam um den
Nephrologen Prof. Dr. Berthold Hocher, der eine Arbeitsgruppe für
Experimentelle Ernährungsmedizin an der Universität Potsdam leitet. In
Studien mit Ratten konnten die Forscherinnen und Forscher zeigen, dass
nicht nur die mütterliche, sondern auch die väterliche Ernährung
Veränderungen in den Organen des Nachwuchses verursachen kann.

Die Wissenschaftler untersuchten den Zusammenhang zwischen einer fett-,
zucker- und salzreichen Ernährung des Vaters während und vor der
Spermienreifung und einem gestörten Glukosestoffwechsel beim Kind, der
später zu Diabetes führen kann. Folsäurebehandlung der schwangeren Mütter
konnte die negativen Auswirkungen der Ernährungsfehler des Vaters
abmildern. Ihre Ergebnisse veröffentlichten die Wissenschaftler im
Fachmagazin Diabetologia.

Als "Fetale Programmierung" bezeichnen Forscher das Phänomen, dass es
bereits im Mutterleib zu Prägungen kommen kann, die spätere Erkrankungen
beim Kind auslösen. Das Forschungsfeld der "Fetalen Programmierung" ist
noch jung. Dass ein Zusammenhang zwischen der Ernährung und Erkrankungen
der Mutter während der Schwangerschaft und späteren Krankheiten der
Nachkommen besteht, wissen Mediziner seit etwa 25 Jahren. Nun haben
Forscher nicht nur Hinweise darauf gefunden, dass die Grundlagen für eine
Erkrankung der Kinder bereits vor der Schwangerschaft gelegt werden,
sondern auch, dass die Väter über ihre Ernährung ebenfalls beeinflussen,
wie gesund ihre Kinder später sind.

Um den Einfluss der väterlichen Ernährung auf den Nachwuchs zu bestimmen,
imitierten die Forscher in experimentellen Tierstudien eine
Fastfood-reiche Ernährung, wie sie häufig bei jungen Männern auftritt. Die so
ernährten Väter zeugten im Vergleich zu einer Kontrollgruppe größeren und
schwereren Nachwuchs, bei weiblichen Tieren war zudem die Glukosetoleranz
gestört. Auch in der Leber und der Bauchspeicheldrüse konnten die Forscher
negative Effekte der ungesunden Ernährung nachweisen.

"Die hier zugrunde liegenden Mechanismen sind ernährungsabhängige
Veränderungen in den Spermien , der ungesund ernährten Vatertiere",
erklärt Professor Hocher. Die Ernährungsfehler der Eltern wirken sich also
direkt auf die Erbinformation ihrer Fortpflanzungszellen aus. Diese geben
die Eltern dann an den Nachwuchs weiter.

In ihren Studien konnten die Forscher nicht nur den Zusammenhang zwischen
Ernährung und Erkrankung aufdecken. Sie konnten auch zeigen, dass mit
Folsäure behandelte trächtige Ratten gesunde Ratten ohne
Stoffwechselstörungen zur Welt brachten. Mit dem Vitamin, das Schwangeren
bereits routinemäßig verschrieben wird, um die sogenannte "Spina bifida",
den offenen Rücken bei Babys zu verhindern, konnten die negativen
Auswirkungen der ungesunden Ernährung ausgeglichen werden.


"Folate treatment of pregnant rat dams abolishes metabolic effects in
female offspring induced by a paternal pre-conception unhealthy diet"

Internet: https://doi.org/10.1007/s00125-018-4635-x

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution156
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Potsdam, 22.05.2018
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Zecken und Borreliose: Das raten Neurologen

Die Gesellschaft für Neurologie hat nach mehr als dreijähriger
Arbeit eine Leitlinie Neuroborreliose veröffentlicht.

(dgk) Im Wonnemonat Mai steigt das Risiko für Zeckenstiche: Die
Vegetation hat sich voll entfaltet, mögliche Wirtstiere für Zecken
sind nun hochaktiv - und auch die Menschen zieht es Dank der milden
Temperaturen immer häufiger nach draußen. Ein guter Zeitpunkt also, um
wissenschaftlich geprüfte Erkenntnisse und Handlungsempfehlungen zum
Thema Borreliose zu veröffentlichen.

Das hat die Deutsche Gesellschaft für Neurologie (DGN) getan: Nach
mehr als dreijähriger Arbeit hat sie die erste S3-Leitlinie zum Thema
Neuroborreliose veröffentlicht. Für Laien interessant ist vor allem
der Teil der Leitlinie, in dem es um die Prävention und Früherkennung
der Erkrankung geht.

Was ist was: Borreliose, Wanderröte und Neuroborreliose

Borreliose ist die häufigste durch Zecken übertragene
Infektionskrankheit in Europa. Ganz Deutschland ist "Risikogebiet",
das heißt über die ganze Republik verteilt sind Zecken mit den
Erregern, den Borrelien, infiziert. Die durch die Bakterien ausgelöste
Erkrankung zeigt sich überwiegend als örtlich begrenzte Hautinfektion,
der sogenannten Wanderröte. Die Erkrankung kann jedoch auch das
Nervensystem betreffen. Zu einer akuten Neuroborreliose kommt es in
etwas mehr als 3 Prozent der Infektionen. Dabei entzünden sich
Nervenwurzeln oder Hirnhäute, in seltenen Fällen Gehirn und
Rückenmark. Die Erkrankung ist durch Antibiotika behandelbar, so die
Autoren der Leitlinie.

Leitlinien sind Leitfäden für Ärzte und Patienten, die nach
 strengen Regeln erarbeitet werden und den aktuellen Stand der
 wissenschaftlichen Medizin wiedergeben. Sie durchlaufen mehrere
 Entwicklungsstadien (S1 bis S3). S3-Leitlinien sind qualitativ
 besonders hochwertig.



In dem Werk geht es den Medizinern vor allem um die Diagnose und
Therapie der Neuroborreliose, doch zusätzlich geben die Experten
speziell auch für Laien wichtige Hinweise zur Vorbeugung einer
Borreliose allgemein.

Vorbeugen durch rasches Entfernen: nicht auf den Arzt warten

Das Wichtigste als erstes: Falls eine Zecke zugestochen hat, sollte
sie so früh wie möglich entfernt werden. Das Risiko der Übertragung
von Borrelien steigt mit der Dauer der Saugzeit der Zecke. Bei
Versuchstieren wurden nur selten Übertragungen in den ersten 12
Stunden beobachtet. Eine frühzeitige Entfernung kann also eine
Übertragung der Krankheitserreger recht sicher verhindern.

Nach einem Aufenthalt in Garten, Park, Feld, Wald und Wiesen mit
möglichem Zeckenkontakt sollte deshalb am selben Abend der Körper nach
Zecken abgesucht werden. Bei Kindern muss dabei auch der Kopf in
Augenschein genommen werden.

Wird eine Zecke gefunden, heißt es: Raus damit! Natürlich kann man die
Zecken selbst entfernen, keinesfalls sollte damit bis zum nächsten Tag
gewartet werden, wenn die Arztpraxis wieder offen hat. Am besten
geeignet sind spezielle Zeckenpinzetten, Splitterpinzetten oder
Zeckenkarten. Zecken sollten nahe der Haut "gepackt" und langsam und
ohne Drehen und ohne Quetschen des Hinterleibs herausgezogen werden.

Falls ein Rest des Stechapparates, häufig fälschlicherweise als "Kopf"
bezeichnet, in der Haut verbleibt, kann er mit einer sterilen Nadel
entfernt werden. Man kann es aber auch einfach lassen: Hinsichtlich
einer Übertragung von Borrelien ist das Verbleiben des Stechapparates
in der Haut unbedenklich, so die Experten.

Früherkennung: Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser

Falls mal eine Zecke zugestochen hat, braucht man sich keine
übertriebenen Sorgen zu machen. Obwohl durchschnittlich bis zu 20
Prozent der Zecken Borrelien in sich tragen, führt längst nicht jeder
Stich zu einer Infektion. Laut Robert Koch-Institut (RKI) wird nach
einem Zeckenstich bei 2,6 bis 5,6 Prozent der Betroffenen eine
Borrelien-Infektion durch Antikörper nachgewiesen. Aber: Nur ein
kleiner Teil dieser Personen erkrankt auch. Insgesamt ist nur bei 0,3
bis 1,4 Prozent aller Zeckenstiche mit Krankheitssymptomen, allen
voran einer Wanderröte, zu rechnen, so das RKI.

Dennoch ist es sinnvoll, die Haut in der Umgebung der Einstichstelle
sechs Wochen lang zu beobachten. Eine unmittelbar nach dem Stich
auftretende Rötung durch die im Zeckenspeichel enthaltenen Stoffe ist
normal und bildet sich innerhalb einiger Tage zurück. Tritt danach
erneut eine Rötung auf oder vergrößert sich die anfängliche Rötung auf
5 cm ober mehr, sollten eine Ärztin oder ein Arzt aufgesucht werden.
Es könnte sich hierbei um eine Wanderröte handeln, dem weitaus
häufigsten Symptom einer Borreliose, das mit einem Antibiotikum
behandelt wird.

Die Verbreitung der Borrelien über den Blutweg kann sich allerdings -
auch ohne Rötung der Haut - durch ein grippeartiges Krankheitsgefühl
bemerkbar machen. Typischerweise würden dabei, im Gegensatz zu einer
virusbedingten Grippe oder einer Erkältung, Beschwerden in den
Atemwegen fehlen. Treten nach einem Zeckenstich grippeartige
Krankheitssymptome ohne Schnupfen, Husten oder Halsschmerzen auf,
sollten eine Ärztin oder ein Arzt aufgesucht werden, die über die
Notwendigkeit einer Blutuntersuchung und einer Therapie entscheidet.

Davon raten die Experten ab

Eine Untersuchung der aus der Haut entfernten Zecke auf Borrelien ist
nicht sinnvoll. Bei einem positiven Nachweis wäre nicht sicher, ob die
Krankheitserreger aus der Zecke überhaupt in die Haut gelangt sind.
Und selbst wenn sie es wären, würde offen bleiben, ob sie zu einer
Erkrankung führen würden. Zur Erinnerung: Nur ein kleiner Teil der mit
Borrelien infizierten Menschen erkrankt! Aus diesem Grund ist auch von
einer vorbeugenden oralen Antibiotikatherapie mit all ihren
unerwünschten Nebenwirkungen abzuraten.

Selbst von einem antibiotischen Gel, das nach einem Zeckenstich
aufgetragen werden kann, raten die Experten ab: Tierversuche hierzu
waren zwar vielversprechend, in einer Placebo-kontrollierten Studie
zur Wirksamkeit beim Menschen hatte sich kein prophylaktischer Effekt
gezeigt.

Quellen:

1. Deutsche Gesellschaft für Neurologie, Kommission Leitlinien
(Herausgeber): Leitlinie Neuroborreliose (S3); AWMF-Registernummer:
030/071. Darin: Anhang 6 für Laien: Patienten-Information nach
Zeckenstich (aus DDG S2k-LL Kutane Lyme-Borreliose; AWMF-Reg.-Nr.
013/044)

2. Deutsche Gesellschaft für Neurologie, Pressemitteilung vom
13.4.2018: Folgen eines Zeckenstichs sicher erkennen und behandeln:
Leitlinie Neuroborreliose veröffentlicht

3. Robert Koch-Institut (RKI): Antworten auf häufig gestellte Fragen
zu Borreliose (Stand: 14.2.2018)
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Narkolepsie - Wenn Schlaf außer Kontrolle gerät

Narkolepsie ist eine zwar seltene, aber überaus quälende chronische
Erkrankung. Hauptsymptom ist die starke Schläfrigkeit am Tag:
Betroffene werden regelrecht vom Schlaf übermannt.

(RaIA / dgk) Beim Vortrag im abgedunkelten Raum, im Kino oder als
Beifahrer bei einer längeren Autofahrt wird jeder mal müde und gleitet
in ein kleines Nickerchen. Das ist normal. Wer an Narkolepsie leidet,
hat über solche Situationen jedoch keine Kontrolle mehr, so der
Ratgeber aus Ihrer Apotheke: Er wird vom Schlaf immer wieder
regelrecht überrumpelt. Das enorme Schlafbedürfnis überfällt die
Betroffenen mitunter sogar während aktiver Tätigkeiten wie beim Essen,
mitten in einer Besprechung oder gar beim Autofahren. Das ist nicht
nur peinlich - es ist auch sehr gefährlich.

Der Schlaf-Rhythmus ist gestört

Diese starke Tagesschläfrigkeit ohne erkennbare Ursachen ist das
Hauptsymptom der Narkolepsie. Begleitend treten dabei häufig auch
sogenannte Kataplexien und ein gestörter Nachtschlaf auf. Unter einer
Kataplexie versteht man einen nur wenige (Milli-)Sekunden dauernden
Verlust der Muskelspannung. In leichteren Fällen entgleisen dann
beispielsweise nur die Gesichtszüge, in schweren versagt die gesamte
Muskulatur der Arme und Beine, und der Betroffene sackt plötzlich
hilflos zusammen.

Wichtige Botenstoffe fehlen

Narkolepsie ist eine chronische Krankheit, von der hierzulande
schätzungsweise 40.000 Menschen betroffen sind. Meist tritt sie im
Alter zwischen 15 und 32 Jahren erstmals auf. Die Ursache ist
wahrscheinlich eine krankhafte Immunreaktion: Die Nervenzellen
produzieren zu wenig des Botenstoffs Hypocretin, der die Balance des
Schlaf-Wach-Rhythmus regelt. Die Erkrankung ist bisher zwar nicht
heilbar, doch können Betroffene mit der richtigen Therapie gut mit ihr
leben. Dafür benötigen sie allerdings eine korrekte Diagnose.

Besser zum Spezialisten

Da die Erkrankung sehr selten auftritt und mit ganz unterschiedlichen
Symptomen verbunden ist, ist sie von Ärzten oft nicht leicht zu
erkennen. Meist wird sie erst spät diagnostiziert. Häufig schämen sich
die Betroffenen auch wegen ihrer "Schlafsucht", müssen sich herben
Spott anhören und versuchen deshalb nicht aufzufallen. Umso wichtiger
ist die Aufklärung bei entsprechenden Symptomen. Dr. med Ulf Kallweit
von der Helios Klinik in Hagen leitet ein Narkolepsie-spezifisches
Reha-Programm und rät, bei entsprechenden Symptomen den Hausarzt oder
gleich einen Facharzt für Neurologie aufzusuchen. "Erhärtet sich der
Verdacht, dass eine Narkolepsie vorliegt, sollte man idealerweise ein
spezialisiertes Zentrum für Narkolepsie oder ein Schlaflabor
konsultieren."

Verschiedene Therapien helfen

Für Narkolepsie-Patienten spielen die Umstellung der
Lebensgewohnheiten wie auch die Einnahme von Medikamenten eine
wichtige Rolle. Zum Beispiel werden die Schlafenszeiten in der Nacht
und kleine Schlafeinheiten am Tag genau geplant. So können die
Betroffenen tagsüber längere Phasen kontrolliert wach bleiben und
nachts besser schlafen. Reichen diese Maßnahmen nicht aus, stehen
verschreibungspflichtige Psychostimulanzien gegen die quälende
Tagesschläfrigkeit zur Verfügung. Auch gegen die Kataplexien ist ein
Medikament verfügbar.

Hilfe durch Narkolepsie-Reha

Narkolepsie ist keine psychische, sondern eine organische Erkrankung
mit unterschiedlichem Schweregrad. Unbehandelt kann sie den
beruflichen Alltag wie auch das Privatleben der Betroffenen stark
beeinträchtigen. Viele ziehen sich aus dem sozialen Leben zurück,
Depressionen können auftreten und das Leben zusätzlich erschweren.
Hier kann eine Reha helfen. "Die spezifische
Narkolepsie-Rehabilitation verbindet sämtliche Therapiestrategien",
erklärt Dr. Kallweit. "Das Programm beinhaltet neben der
medikamentösen Behandlung u.a. psychologische Hilfe, ein intensives
Sport- und Trainingsprogramm, Arbeitstherapie, Musik- und
Kunsttherapie sowie Sozialberatung." Der Austausch der Patienten
untereinander ist ebenfalls wichtiger Teil einer Reha-Maßnahme.


Weitere interessante Themen finden Sie im Ratgeber aus Ihrer
Apotheke, der ab dem 1. Juni kostenlos in der Apotheke
bereitliegt.

 * 

IMPFTIPP

Zeit für die FSME-Impfung


Robert Koch-Institut: Mehr Risikogebiete für durch Zecken übertragene
Hirnhautentzündung

(dgk) Die Zahl der Risikogebiete für durch Zecken übertragene
Hirnhautentzündungen ist in Deutschland gestiegen. 156 Kreise gelten
nun als Risikogebiete für die Frühsommer-Meningoenzephalitis (FSME)
und damit zehn mehr als im vergangenen Jahr.

Fast ganz Bayern und Baden-Württemberg gelten als Risikogebiete. Auch
Südhessen, das südöstliche Thüringen sowie Teile von Rheinland-Pfalz,
des Saarlands und Sachsens sind betroffen. In der aktuellen Einstufung
der Risikogebiete kamen fünf Gebiete in Bayern, zwei Kreise in
Thüringen und drei weitere Kreise in Sachsen hinzu, die alle an
bereits bestehende Risikogebiete grenzen.

Die FSME (Frühsommer-Meningoenzephalitis) ist eine durch Zecken auf
den Menschen übertragene Viruskrankheit, die mit einer fieberhaften
Erkrankung unter Beteiligung der Hirnhäute (Hirnhautentzündung,
Meningitis), in schweren Fällen aber auch des Gehirns und Rückenmarks,
einhergehen kann.

Menschen, die sich in FSME-Risikogebieten aufhalten und
zeckenexponiert sind, empfehlen die Fachleute eine Impfung. Gegen FSME
schützt eine dreimalige Impfung, die alle drei bis fünf Jahre
aufzufrischen ist. 97 Prozent der 2017 gemeldeten FSME-Erkrankten
(485) war dem Robert Koch-Institut (RKI) zufolge gar nicht oder
unzureichend geimpft. Ein hoher Anteil der auftretenden
FSME-Erkrankungen könnte also durch eine Steigerung der Impfquoten
verhindert werden.

Eine aktuelle Karte mit allen Risikogebieten in Deutschland finden
Sie auf den Seiten des Deutschen Grünen Kreuzes unter www.dgk.de/fsme


Quelle:

Robert Koch-Institut, Epidemiologisches Bulletin 17/2018
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AUS WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG

Herzinfarkt überstanden - Sieben Faktoren verlängern das Leben


Ein Herzinfarkt ist ein einschneidendes Erlebnis. Wer ihn
überstanden hat, sollte nicht weitermachen wie gewohnt, sondern seinen
Kurs auf "gesund" umstellen. Wie sehr sich das lohnt, zeigen aktuelle
Studien.

(dgk) Ein optimaler Blutdruck, niedriger Cholesterin- und
Glukosespiegel, körperliche Bewegung, ausgewogene Ernährung,
Nikotinverzicht und kein Übergewicht - mit diesen sieben
Lebensstilfaktoren lässt sich nicht nur das Herzinfarkt-Risiko
beträchtlich senken. Wie eine aktuelle Analyse gezeigt hat, können die
Patienten damit auch ihre Prognose verbessern, wenn ein solches
Ereignis bereits eingetreten ist.

Die Einhaltung dieses optimalen Lebensstilpakets - the "Life's Simple
7" - wird von der amerikanischen Kardiologie-Gesellschaft zur
Vermeidung von Herz-Kreislauf-Erkrankungen empfohlen. Die meisten
Experten würden diese Maßnahmen sicherlich auch empfehlen, wenn es
darum geht, einen zweiten Infarkt zu verhindern.

Die Studienlage dazu war allerdings nicht ganz einheitlich. Nun belegt
eine amerikanische Untersuchung eindrücklich den Nutzen. Die Forscher
haben die Daten von 1.277 Patienten ausgewertet, die einen Herzinfarkt
erlitten hatten. Bei der Entlassung aus der Klinik wurden jene
Lebensstilfaktoren erfasst, die das kardiovaskuläre Risiko
beeinflussen.

Die beste Prognose im weiteren Verlauf hatten jene Teilnehmer, bei
denen die sieben propagierten Lebensstilfaktoren am ehesten dem Ideal
entsprachen. Ein "Life's Simple 7"-Score von ≥ 10 (2 Punkte für
idealen, 1 Punkt für mittleren und 0 Punkte für schlechten Wert) ging
mit einem 43 Prozent geringerem Risiko einher, während des etwas mehr
als dreijährigen Beobachtungszeitraumes einen erneuten Herzinfarkt,
eine Herzinsuffizienz oder einen Schlaganfall zu erleiden oder an
einer kardiovaskulären Ursache oder anderen Gründen zu versterben, als
bei einem Score ≤ 3. Bei einem Score von 7 bis 9 war das Risiko um
22 Prozent geringer.

Ermutigend: Der Zusammenhang war weitestgehend unabhängig von der
Schwere des Herzinfarktes. Den entscheidenden positiven Einfluss auf
die Prognose hatten laut US-Forscher der Verzicht auf Zigaretten, ein
idealer BMI, ein niedriger Blutdruck und Nüchternblutzucker.

Schweden: Einfluss von Sport unter die Lupe genommen 

Auf den großen Nutzen körperlicher Aktivität hingegen weisen
schwedische Forscher hin. Sie haben für eine Studie mehr als 22.000
Herzinfarkt-Patienten beobachtet. Die Studienteilnehmer sollten in
bestimmten Abständen berichten, wie oft sie sich in den jeweils
vergangenen sieben Tagen für mindestens 30 Minuten sportlich betätigt
hatten. Während der Nachbeobachtungszeit von etwa vier Jahren starben
etwas mehr als 1.000 der Patienten.

Die abschließende Analyse zeigte einen deutlichen Zusammenhang
zwischen körperlicher Aktivität nach dem Infarkt und einem
verringerten Risiko, im Beobachtungszeitraum zu sterben: Jene
Probanden, die nach dem Infarkt verstärkt Sport machten, hatten ein um
51 Prozent verringertes Sterberisiko im Vergleich zu jenen, die
inaktiv blieben. Wer vorher und nachher sportlich aktiv war, hatte
sogar ein um 59 Prozent verringertes Risiko.

Quellen:

1. Kardiologie.org (ein gemeinsames Angebot von der Deutschen
Gesellschaft für Kardiologie - Herz und Kreislaufforschung e.V. (DGK),
dem Bundesverband Niedergelassener Kardiologen (BNK) e.V. und der
Springer Medizin Verlag GmbH): Optimale Sekundärprävention / Nach
Herzinfarkt: Mit diesen 7 Regeln verbessern Sie Ihre Prognose

2. Mok Y, Sang Y, Balle S. American Heart Association's Life's Simple
7 at Middle Age and Prognosis After Myocardial Infarction in Later
Life Journal of the American Heart Association. 2018, Originally
published February 17, 2018; 

http://doi.org/10.1161/JAHA.117.007658;7:e007658

3. Ärztezeitung online vom 23.4.2018: Sport nach Infarkt kann Leben
retten

https://www.aerztezeitung.de/medizin/krankheiten/herzkreislauf/herzinfarkt/article/962355/studie-
belegtsport-nach-infarkt-kann-leben-retten.html
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KIND UND GESUNDHEIT

Essstörungen nehmen zu - wie Eltern vorbeugen können

Aktuelle Studien zeigen, dass Essstörungen wie Bulimie und Magersucht immer häufiger werden.

(dgk) So meldete beispielsweise das Gesundheitswissenschaftliche
Institut Nordost (GeWINO) der AOK Nordost Anfang dieses Jahres einen
deutlichen Anstieg der Diagnosen für Essstörungen. Der Erhebung nach
wurde im Jahr 2010 im bei rund 3.500 Versicherten eine Essstörung wie
Bulimie, Anorexie oder Binge Eating (Esssucht) neu diagnostiziert. Im
Jahr 2016 waren es bereits mehr als 6.100 Versicherte. Das entspricht
einer Zunahme von 71 Prozent. Grundlage der Analysen waren die
anonymisierten Abrechnungsdaten von rund 750.000 Versicherten der AOK
Nordost im Alter von 6 bis 54 Jahren.

"Die Dunkelziffer dürfte jedoch um einiges höher liegen, da wir
lediglich Personen auswerten können, die vom Arzt eine Diagnose
gestellt bekommen haben", sagte der GeWINO-Versorgungsforscher Jan
Breitkreuz.

Die Bereitschaft, sich in Therapie zu begeben, ist eine große Hürde
für Betroffene einer Essstörung, wie die Analysen zeigen. Der Beginn
einer Behandlung bedeutet für sie, sich das eigene problematische
Verhalten selbst einzugestehen, es vor anderen offenzulegen und sich
mit den dahinterliegenden Gründen auseinanderzusetzen. Davor schrecken
viele zurück: Weniger als 10 Prozent der Versicherten der AOK Nordost
mit der Diagnose einer Essstörung begeben sich innerhalb von 3 Jahren
ab der Erstdiagnose in Behandlung. Die Wahrscheinlichkeit, eine
Behandlung zu beginnen, beträgt im ersten Jahr noch 5 Prozent, im
zweiten 3 Prozent, im dritten nur noch 1 Prozent. Angesichts der
teilweise dramatischen Langzeitfolgen einer Essstörung ist die
niedrige Behandlungsquote besorgniserregend. Um so wichtiger sind
vorbeugende Maßnahmen.

Grundsätzlich können Magersucht und Bulimie in jedem Lebensalter
auftreten. Teenager in der Pubertät sind aber besonders gefährdet, da
sie sich in einer Lebensphase mit Umbrüchen, Unsicherheit und
schwankendem Selbstwertgefühl befinden. Gerade bei Mädchen lassen in
der Pubertät Zufriedenheit mit dem Aussehen und positive Gefühle dem
Körper gegenüber nach, was sicherlich unter anderem mit gängigen
Rollenklischees zusammenhängt.

Ein paar Bemerkungen wie "Oh Mann, du solltest echt mal abnehmen!"
reichen manchmal aus, um den Anstoß für die Krankheit zu geben. Die
Essstörungen können schwere Organschäden nach sich ziehen,
schlimmstenfalls enden sie tödlich.

Was Eltern tun können, um Essstörungen bei Kindern und Jugendlichen
vorzubeugen 

Einen sicheren Schutz vor Essstörungen gibt es nicht. Neben der
Erziehung spielt eine Vielzahl anderer Faktoren - zum Beispiel die
Persönlichkeit des Kindes oder das soziale Umfeld - eine Rolle.
Dennoch können Eltern einiges tun, um einem gestörten Essverhalten
vorzubeugen. Die gute Nachricht dabei: Die Strategien wirken auch
einer Adipositas entgegen.

• Selbstwertgefühl stärken

Alles, was das Selbstbewusstsein und die Selbstannahme fördert, wirkt
letztlich präventiv. Eltern sollten ihren Kindern vorleben, dass
Unzulänglichkeiten und Fehler zum Leben dazugehören und die Welt
deswegen nicht untergeht.

• Gesundes Körperbewusstsein fördern

Eltern können die Selbstwahrnehmung und ein positives Körpergefühl
fördern, z. B. durch Freude an Bewegung, Entspannung und ein
respektvoll-zärtliches Miteinander. Kritische Bemerkungen über die
Figur oder eine Fixierung auf das Essverhalten sollten unterbleiben.

• Gutes Ernährungsverhalten vorleben

Während gemeinsamer Mahlzeiten mit gutem Beispiel vorangehen: Eine von
den Erwachsenen vorgelebte gesunde, genussvolle Ernährung legt den
Grundstein für ein gesundes Essverhalten. Machtspiele und Zwang beim
Essen sollte es nicht geben, umgekehrt sollten Essen oder Süßigkeiten
nicht als Belohnung, Trost oder als Ersatz für Liebe eingesetzt
werden.

• Übergewicht vorbeugen

Ein normales Körpergewicht in der Kindheit ist ein Baustein zur
Vorbeugung von späteren Essstörungen. Schon früh sollten Eltern daher
auf eine gesunde Ernährung ihres Kindes und regelmäßige Bewegung
achten.

• Kein Smalltalk über das Gewicht

Eltern sollten sich den Smalltalk über das eigene Gewicht und das der
anderen Familienmitglieder verkneifen. Studien zeigen, dass es schon
kleinere Mädchen verunsichert, wenn ihre Mütter mit dem eigenen
körperlichen Erscheinungsbild unzufrieden sind.

• Keine Diät für Heranwachsende

Eltern sollten Heranwachsende nicht ermutigen, eine Diät zu beginnen.
Denn schon länger ist bekannt, dass Teenager, die ein paar Kilo zu
viel auf den Rippen haben, durch radikale Diät leicht in eine
Essstörung rutschen können. Heranwachsende, für deren Gesundheit es
gut wäre, ein paar Kilo abzunehmen, sollten das langsam tun und von
Kinder- und Jugendärzten dabei begleitet werden.

• Schlankheitsideal und Rollenzuweisungen hinterfragen

Eltern sollten ihre Kinder dazu anregen, männliche und weibliche
Rollenzuweisungen und Schönheitsideale zu hinterfragen und ein
kritisches Medienbewusstsein zu entwickeln.



Buchtipp für Betroffene mit Essstörungen

Zurück ins Leben: In 12 Schritten aus der Bulimie

Kann man mit Hilfe der Methode der Anonymen Alkoholiker auch andere
Süchte überwinden? Nina Wolf hat es probiert und geschafft. Über
Umwege kam sie zu dem 12-Schritte-Programm der Anonymen Alkoholiker,
mit dem sie es ihr schließlich gelang, ihre Bulimie zu besiegen.

Die erfolgreiche Immobilienmanagerin führte mehr als 25 Jahre ein
Doppelleben, bis sie eines Tages nach einer Fressattacke auf einer
öffentlichen Toilette erwischt wird.

Mit ihrem im Februar 2018 erschienen Buch "Zurück ins Leben. In 12
Schritten aus der Bulimie" möchte sie Betroffenen und ihren
Angehörigen Mut machen und ihnen neue Kraft verleihen. Ihre Geschichte
zeigt, dass es sich lohnt, gegen die Bulimie anzukämpfen, dass Kraft
und Eigendisziplin nötig sind, die Krankheit aber überwindbar ist.



Das sind die drei häufigsten Formen einer Essstörung

- Magersucht (Anorexia nervosa): etwa 250.000 Fälle bundesweit (95
Prozent davon weiblich), die Sterberate liegt bei 10 bis 15 Prozent.


- Bulimie (Ess-Brechsucht): etwa 750.000 Fälle (davon 90 Prozent
weiblich), die Sterberate liegt bei knapp einem Prozent.

- Binge Eating Disorder (Essattacken ohne anschließendes Erbrechen):
etwa 1,5 Millionen Fälle (50 Prozent weiblich, 50 Prozent männlich),
gesundheitliche Gefahren erwachsen vor allem aus dem entstehenden
Übergewicht.

In allen Fällen muss von einer höheren Dunkelziffer ausgegangen
werden. (Quelle: AOK Nordwest)

Quellen:

1. Gesundheitswissenschaftliches Institut Nordost (GeWINO) der AOK
Nordost (Januar 2018): Essstörungen - Regionale Entwicklung im
Nordosten; abrufbar unter www.gewino.de

2. Ärzteblatt online vom 6. Februar 2018: Diagnose "Essstörung" hat
deutlich zugenommen

3. Ärzteblatt online vom 26. April 2018: Essstörungen auf dem Vormarsch

4. vitanet.de: Was Sie tun können, um Essstörungen bei Ihrem Kind
vorzubeugen

5. Der Tagesspiegel online vom 22.08.2016: Magersucht und Übergewicht
gemeinsam vorbeugen

6. Annette Schneider (2012): Das Körperbewusstsein bei Kindern und
Jugendlichen; Dissertation/Albert-Ludwigs-Universität Freiburg

7. www.vitanet.de/krankheiten-symptome/essstoerungen/vorbeugen

 * 

MELDUNGEN

Evolution: Warum wir keine Überaugenwülste mehr haben

(dgk) Beim Betrachten von Schädeln früher Menschenformen oder auch von
Schimpansen fallen sie sofort ins Auge: Knochenwülste über den Augen,
die den Schädel derb und archaisch aussehen lassen. Im Lauf der
Evolution hat der Mensch diese Überaugenwülste größtenteils verloren.

Lange Zeit rätselten Forscher über die Funktion dieser
Knochenstruktur. Bislang glaubte man, dass die kräftigen Wölbungen
dazu dienten, um die Hirnschale stabil mit den Knochen des
Gesichtsschädels zu verbinden oder um Belastungen beim festen Zubeißen
und Kauen zu verringern.

Mit Hilfe von Computersimulationen haben britische Forscher jetzt
gezeigt, dass die Knochenverdickung für die Statik des Schädels kaum
eine Rolle spielt. Bei den Frühmenschen waren die Überaugenwülste wohl
eher ein Merkmal sozialer Dominanz. Das wirft die Frage auf, warum sie
beim modernen Menschen verschwunden sind.

Dafür haben die britischen Wissenschaftler eine Erklärung gefunden.
Die Rückbildung der starren Überaugenwülste und die Umwandlung in die
vertikal beweglichen Augenbrauen des heutigen Menschen haben den
Ausdruck von Gefühlen ermöglicht und damit soziale Bindungen
erleichtert.

Noch heute zeigt über alle Kulturen hinweg ein kurzes Hochzucken der
Augenbrauen das Erkennen eines anderen und die Kontaktbereitschaft an.
Ein langsames Hochziehen ist ein Zeichen der Überraschung - oder der
Empörung. So haben es Veränderungen des Gesichts ermöglicht, soziale
Fähigkeiten zu verbessern, die für kooperatives Verhalten in der
Gruppe nötig sind - ein wesentlicher Grund für den Erfolg des modernen
Menschen.


Quellen:

1. Wissenschaft aktuell vom 10.4.2018: Evolution des Gesichts veränderte Funktion der Augenbrauen

2. Ricardo Miguel Godinho et al.: Supraorbital morphology and social
dynamics in human evolution; Nature Ecology and Evolution, 

DOI:10.1038/s41559-018-0528-0

 * 

SERVICE

Zu vielen Themen in dieser Ausgabe finden Sie weitergehende
Informationen auf unserer Homepage unter www.dgk.de/Aktuelles

Die DGK-Pressedienste finden Sie auch im Internet unter

www.dgk.de im Bereich "Presse"

 * 
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DEPRESSION/184: 44 genetische Variationen im Zusammenhang mit Depressionen identifiziert (idw)


Universitätsklinikum Würzburg - 22.05.2018

Uniklinikum Würzburg: 44 genetische Variationen im Zusammenhang mit Depressionen identifiziert



Einem internationalen wissenschaftlichen Konsortium ist es gelungen, 44
Genorte zu identifizieren, die mit schweren Depressionen im Zusammenhang
stehen. Die unter maßgeblicher Beteiligung von Prof. Dr. Manuel Mattheisen
von der Psychiatrischen Universitätsklinik Würzburg gewonnenen
Erkenntnisse können die Grundlage für eine noch effizientere Behandlung
von Depressionen sein.

"Der Zusammenhang von genetischen Faktoren und Depressionen ist
mittlerweile unbestritten", sagt Prof. Dr. Manuel Mattheisen. Der Leiter
der Arbeitsgruppe für Psychiatrische Genetik und Epigenetik an der Klinik
und Poliklinik für Psychiatrie, Psychosomatik und Psychotherapie des
Uniklinikums Würzburg fährt fort: "Da die Erkrankung klinisch und
genetisch sehr komplex ist, müssen für jeden weiteren Wissensgewinn
möglichst vielen Personen untersucht werden. Voraussetzung dafür sind
neben nationalen Bemühungen die Zusammenarbeit in großen, internationalen
Forschungskonsortien."

Ein solches Konsortium unter Beteiligung von Prof. Dr. Manuel Mattheisen
untersuchte die Gene von fast 500.000 Menschen - 135.000 Patienten mit
Depressionen und mehr als 344.000 Kontroll-Personen. Die Ergebnisse der
Studie wurden im April dieses Jahres in der US-amerikanischen
Fachzeitschrift Nature Genetics publiziert. "Es gelang uns, 44 Genorte zu
identifizieren, die mit schweren Depressionen im Zusammenhang stehen",
berichtet Prof. Mattheisen, einer der Erstautoren der Studie. Mit Genort
wird die genaue Lage eines bestimmten Gens oder eines genetischen Markers
auf einem Chromosom bezeichnet. Von den identifizierten Genorten wurden 30
erstmals beschrieben, während 14 schon in früheren Studien entdeckt worden
waren.

Die Tür zu den biologischen Ursachen aufstoßen

Die neuen Erkenntnisse sind die direkte Folge einer beispiellosen globalen
Anstrengung von über 200 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, die im
internationalen Psychiatric Genomics Consortium (PGC) zusammenarbeiten.
"Menschen, die eine höhere Zahl an genetischen Risikofaktoren in sich
vereinen, tragen auch ein erhöhtes Risiko, an einer Depression zu
erkranken. Wir wissen, dass viele weitere (Umwelt-) Faktoren eine Rolle
spielen, aber die Identifikation dieser genetischen Zusammenhänge kann die
Tür zu den biologischen Ursachen aufstoßen", unterstreicht Dr. Naomi Wray
von der University of Queensland in Australien, die zusammen mit Dr.
Patrick F. Sullivan, Direktor des Zentrums für Psychiatrische Genomik an
der University of North Carolina School of Medicine (USA), und einem Team
von weiteren Autoren die Studie leitete. "Mit weiteren zukünftigen
Forschungsbemühungen sollten wir in der Lage sein, Instrumente zu
entwickeln, die für die Behandlung von schweren Depressionen wichtig
sind", sagt Dr. Sullivan.

In Zukunft bessere Prognosen zum Therapieerfolg möglich

Prof. Mattheisen ergänzt: "Im Bereich der Pharmakogenetik eröffnen die
publizierten Befunde in der Zukunft neue Möglichkeiten, das Ansprechen von
Therapien mit Antidepressiva vorherzusagen."
Finanziert wurden die Metaanalyse und die darin enthaltenen Primärstudien
vom US-amerikanischen nationalen Institut für psychische Gesundheit und
dem nationalen Institut für Drogenmissbrauch, der niederländischen
Wissenschaftsorganisation, der Dutch Brain Foundation und der VU
Universität Amsterdam, dem Bundesministerium für Bildung und Forschung
(Deutschland), der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) und dem National
Health und Medical Research Council (Australien).

Über Depressionen

Eine deutlich verminderte Lebensqualität, Arbeitsunfähigkeit, stationäre
Behandlungen und Frühverrentung sind nur einige der Komplikationen im
Zusammenhang mit Depressionen. Sie sind die Folge von typischen Merkmalen
wie Antriebshemmung, Gedankenschleifen und vermindertem Selbstwertgefühl,
die im Extremfall zu Todesgedanken und Suizid führen können. Die Klinik
für Psychiatrie, Psychosomatik und Psychotherapie bemüht sich durch
Angebote wie Schwerpunktstationen und im Rahmen des Würzburger Bündnisses
gegen Depression (Sprecher: Privatdozent Dr. Andreas Menke) zu einer
besseren Therapie und Vorbeugung von Depressionen beizutragen. Dennoch:
"Das persönliche Leid der Betroffenen und ihres Umfelds, wie Familie und
Freunde, ist dramatisch und die volkswirtschaftlichen Folgen sind
erheblich", sagt Prof. Dr. Jürgen Deckert, Direktor des Zentrums für
Psychische Gesundheit am Uniklinikum Würzburg, und fährt fort: "Die
vorhandenen Therapien und Medikamente helfen nach wie vor nicht bei allen
Patienten und der Forschungsbedarf ist deshalb immer noch groß."


Literatur:

Nat Genet. 2018 Apr 26. 

doi: 10.1038/s41588-018-0090-3.

Genome-wide association analyses identify 44 risk variants and refine the
genetic architecture of major depression.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1764

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Würzburg, 22.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/923: Witten - Beeinflussen Vorurteile das therapeutische Handeln von Beschäftigten im Gesundheitswesen?, 27.05.2018


Universität Witten/Herdecke - 22.05.2018

Beeinflussen Vorurteile das therapeutische Handeln von Beschäftigten im Gesundheitswesen?

Die Initiative für rassismuskritische Medizin lädt am 27. Mai zur
Selbstreflexion für Studierende und andere Interessierte



Rassismus ist nicht nur ein Problem von rechtsextremen Randgruppen,
sondern wird auf vielen verschiedenen Ebenen innerhalb unserer
Gesellschaft, auf globaler Ebene und auch im Gesundheitswesen sichtbar.
Doch sind es eben genau diese teils unbewussten Vorurteile, die einer
gerechten Gesundheitsversorgung unabhängig von Herkunft und Identität
entgegenstehen können.

Über Rassismus und Vorurteile sprechen - das möchte die studentische
Initiative für rassismuskritische Medizin am 27. Mai 2018 von 9 bis 18 Uhr
in der Universität Witten/Herdecke (Alfred-Herrhausen-Str. 50, Audimax).
Dazu haben sie die politischen Aktivistinnen Emine Aslan und Makda Isak
der Universität Mainz eingeladen, die sich seit Jahren in der
entwicklungspolitischen Bildungsarbeit engagieren.

In Seminaren und Workshops beschäftigen sich die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer mit der Frage, inwiefern Rassismus zum einen den Alltag, zum
anderen aber auch die Lebenswissenschaften wie die Medizin oder Biologie
durchsetzt. Begegnet das Gesundheitspersonal innerhalb des therapeutischen
Handelns allen Patientinnen und Patienten offen und vorurteilsfrei?
Außerdem wollen die Referentinnen zur Selbstreflexion von eigenen
stereotypen Denkmustern und Vorurteilen anregen. Daraus ergeben sich auch
Ansätze zur Lösung, wie man innerhalb einer Behandlung kulturell
aufgeladene Situationen entspannen kann. Gemeinsam sollen die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer erarbeiten, welche Situationen im
klinischen Alltag anfällig für Ungleichbehandlung sind und warum. Zudem
sollen sie auch eine globale Perspektive einnehmen und bestehende
Machtstrukturen hinterfragen.

Der praktische Teil ist vor allem für Menschen interessant, die auf einer
therapeutischen Ebene tätig sind oder werden wollen: Manchmal macht es
nämlich auch Sinn, die Herkunft oder Hautfarbe von jemandem in das
therapeutische Handeln einzubeziehen. Besprochen wird auch, wie
Mitmenschen darauf angesprochen werden können, wenn sie diskriminierendes
Verhalten zeigen, um das Thema zu endtabuisieren und eine Veränderung zu
bewirken. Obwohl der Blick auf Klinik und Praxis das Seminar prägt und
einen entsprechenden Stellenwert in den einzelnen Einheiten hat, sind
Studierende aller Fakultäten und externe Interessierte herzlich
eingeladen.

Gefördert wird das Projekt vom Integrierten Begleitstudium für
Anthroposophische Medizin sowie durch Engagement Global mit finanzieller
Unterstützung des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung.

Anmeldung per Mail bitte an

Lisa.lombardo@uni-wh.de

Weitere Informationen bei Judith Mletzko

judith.mletzko@uni-wh.de


Über uns:

Die Universität Witten/Herdecke (UW/H) nimmt seit ihrer Gründung 1982 eine
Vorreiterrolle in der deutschen Bildungslandschaft ein: Als
Modelluniversität mit rund 2.500 Studierenden in den Bereichen Gesundheit,
Wirtschaft und Kultur steht die UW/H für eine Reform der klassischen Alma
Mater. Wissensvermittlung geht an der UW/H immer Hand in Hand mit
Werteorientierung und Persönlichkeitsentwicklung.

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

www.uni-wh.de / #UniWH / @UniWH

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution226

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Witten/Herdecke, 22.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/390: Hamburg - Alleinstehende ältere Menschen im Stadtteil begleiten, neue Schulung ab 11.06.2018


Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V. - 11. Mai 2018

Alleinstehende ältere Menschen im Stadtteil begleiten

Neue Schulung ab 11. Juni 2018



Einem alleinstehenden, unterstützungsbedürftigen Menschen Zeit zu schenken,
bedeutet etwas zu geben, was man nicht mit Geld bezahlen kann.
Einen Menschen zu besuchen, kleinere Besorgungen zu übernehmen oder bei
Aktivitäten zu begleiten, das sind die Aufgaben, die Sie erwarten.
Die Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V. sucht für die Begleitung alleinstehender
älterer oder behinderter Menschen weitere engagierte Personen. Alle Ehrenamtlichen
erhalten eine feste Ansprechperson, kontinuierliche Begleitung und Schulung.
Die nächste kostenfreie Schulung beginnt am 11.06.2018 (17-20 Uhr) in
Wandsbek.

Weitere Informationen und Kontakt:

Alzheimer Gesellschaft Hamburg e. V.

Anya Freese und Gabriele Stohwasser

Wandsbeker Allee 68 - 22041 Hamburg

Tel.: 040/ 88 14 177-0, info@alzheimer-hamburg.de

 * 

Alzheimer-Telefon (Beratung)

Telefon: 040 - 47 25 38

Die Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V. wurde
1994 als Selbsthilfeorganisation von Angehörigen, Fachleuten sowie
engagierten Bürgerinnen
und Bürgern gegründet; die Arbeit wird überwiegend ehrenamtlich geleistet.
Wir wenden uns an Demenzerkrankte, Angehörige, ehrenamtlich und
beruflich Interessierte. Wir bieten Information,
Unterstützung und Entlastung durch:


	Alzheimer-Telefon

	Persönliche Beratung

	Angehörigengruppen

	Angebote für Menschen mit beginnender Demenz

	Betreuung für Erkrankte

	Klöncafé mit Musik und Tanz

	WG-Begleitung

	Kurse und Veranstaltungen

	Infothek



 * 

Quelle:

Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V.

Presseinformation vom 11. Mai 2018

Wandsbeker Allee 68, 22041 Hamburg

Telefon: 040 - 68 91 36 25, Fax: 040 - 68 26 80 87

E-Mail: info@alzheimer-hamburg.de

Internet: www.alzheimer-hamburg.de
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LABEL/4892: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 23.05.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
21. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch gleich zwei neue Alben, die es
in sich haben: CHRVCHES veröffentlichen ihr neues Album "Love Is
Dead" und hatten einen legendären Mentor an ihrer Seite: Dave Stewart
(Eurythmics) half bei der Entstehung des neuen Werks.

Nachdem sie mit der Single "Legendary" die Charts erobert und einen
unwiderstehlichen Radio-Favoriten geschaffen haben, legen die Welshly
Arms jetzt ihr Album "No Place Is Home" vor!

Außerdem in den News: Andreas Kümmert und Tocotronic haben Tournews,
Lxandra unterschreibt bei Universal Music, Aloe Blacc präsentiert
sein neues Video und Wolfgang Niedecken reist auf den Bob Dylans
Spuren.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

WELSHLY ARMS präsentieren ihr neues Album "No Place Is Home"

"No Place Is Home" spiegelt unsere ganze Liebe für Musik wieder",
erklärt Jimmy und Sam fügt hinzu "Wir nähern uns den Gegebenheiten
auf die unterschiedlichste Weise und pushen uns dabei selber. Und wir
sind als Band dabei definitiv ein paar Stufen nach oben geklettert."
Am Freitag erscheint ihr neues Album "No Place Is Home". Nach ihrem
Mega-Hit "Legendary" legt die Band nun ihr mit Spannung erwartetes
neues Werk vor.

"Wir sind in den vergangenen Jahren so viel unterwegs gewesen",
erklärt Sam. "Es ist aufregend, so viele neue Orte zu sehen und
überall für Menschen live zu spielen. Aber gleichzeitig fühlt man
sich dabei ein wenig entwurzelt. In einem Monat ist der Tour-Bus
unser Zuhause. Den nächsten verbringen wir in Übersee und leben aus
dem Hotel heraus. Wenn wir dann einmal tatsächlich in unsere
Heimatstadt kommen, fühlt es sich nicht mehr wie Zuhause an, einfach
weil wir mittlerweile dermaßen daran gewöhnt sind, unterwegs zu sein.
Im gleichen Moment ist es leicht, sich verloren zu fühlen, so, als ob
man nirgendwo auf der Welt wirklich dazu gehört. Das ist das
übergeordnete Thema der Songs auf der Platte."

Sie schnüren gewagten Alternative Rock zusammen mit raumgreifendem
Gospel-Gefühl und einem Herz aus Blues, und so kocht das aus
Cleveland/Ohio stammende Sextett - Sam Getz (Leadgesag, Gitarre),
Brett Lindemann (Keyboards), Jimmy Waever (Bass) Mikey Gould
(Schlagzeug) sowie Bri und Jon Bryant (Gesang) - 13 Arena-reife
Hymnen, die jeden Hörer dazu einladen, unmittelbar mitzusingen.

Weitere Informationen:

http://welshlyarms.com/

https://www.facebook.com/welshlyarmsband


CHVRCHES veröffentlichen ihr neues Album "Love Is
Dead"

Am Freitag ist es endlich so weit: CHVRCHES veröffentlichen ihr neues
Album "Love Is Dead"! Nach "Get Out", "My Enemy (feat. Matt
Berninger)" und "Never Say Die" gab es mit "Miracle" die vierte
Auskopplung aus dem kommenden Album. Die Kostproben haben bereits für
Aufsehen gesorgt und die Vorfreude steigen lassen. Zum ersten Mal
überhaupt haben sich CHVRCHES Einflüssen von außen gegenüber
geöffnet. Dave Stewart von den legendären 80er-Heroen The Eurythmics
stand der Band als Mentor zur Seite, hat ihr neue Einblicke gewährt
und den Fokus auf die künstlerische Integrität des Albums und allem,
was es umgibt, gelenkt. Steve Mac hat den hoffungsfrohen Song
"Miracle"(Video) co-produziert. Und Greg Kurstin (Adele, Sia) war an
acht der zwölf Albumtracks als Co-Produzent beteiligt. "Wir haben
einen ähnlichen Musikgeschmack, und so fanden wir im Schreibprozess
extrem schnell zusammen", erinnert sich Kurstin. "Ich konnte all die
Dinge hervorholen, die ich sonst nie benutzen kann."

CHVRCHES bestehen aus Lauren Mayberry, Iain Cook und Martin Doherty.
Mit "Love Is Dead" veröffentlicht das Trio sein drittes Album, mit
dem die Band an ihr Top 10-Debüt "The Bones Of What You Believe"
(2013) und dem gefeierten Top 5-Nachfolger "Every Open Eye" (2015)
anschließt. Auf "Love Is Dead" wandeln CHVRCHES auf einem Grat
zwischen Euphorie und bittersüßer Melancholie. "Love Is Dead"
behandelt viele unterschiedliche Themen, vor allem aber das
Erwachsenwerden "in dem Bewusstsein, dass es tolle Dinge in der Welt
gibt, aber auch schreckliche, und dass du das eine nicht ohne das
andere bekommst", so Mayberry.

CHVRCHES live

22.-24.06. Neuhausen ob Eck, Southside Festival

22.-24.06. Scheessel, Hurricane Festival

https://www.universal-music.de/chvrches


Tocotronic kündigen neue Tourdaten an

Nachdem sie mit ihrem aktuellen Album "Die Unendlichkeit" direkt auf
Platz 1 in den Offiziellen Deutschen Albumcharts gegangen sind und
eine Remix-EP angekündigt für den 08. Juni wurde, gibt es nun
Live-News!

Tocotronic haben jetzt ihre neuen Tourdaten veröffentlicht. Die
Tickets sind ab sofort auf tocotronic.de und ab dem 25. Mai überall
erhältlich.

06.11.2018 Rostock - M.A.U. Club

07.11.2018 Kiel - Die Pumpe

08.11.2018 Bochum- Bahnhof Langendreer

09.11.2018 Marburg - KFZ

10.11.2018 Aschaffenburg - Colos Saal

12.11.2018 Kaiserslautern - Kammgarn

13.11.2018 Augsburg - Neue Kantine

14.11.2018 Chemnitz - AJZ

15.11.2018 Leipzig - Conne Island

16.11.2018 Potsdam - Waschhaus

Weitere Informationen:

http://www.tocotronic.de/

https://www.universal-music.de/tocotronic

https://www.facebook.com/Tocotronic/


Spinnup feiert 10. deutsches Major-Signing: Lxandra erhält
Deal von UNIVERSAL MUSIC

Die Singer-Songwriterin Lxandra hat das erreicht, wovon viele junge
Musikerinnen und Musiker träumen: sie wurde auf Spinnup vom
Major-Label UNIVERSAL MUSIC entdeckt und jetzt gesignt. Ab sofort
kümmern sich die Label-Teams von Vertigo in Deutschland und Island
Records in den USA um den Aufbau ihrer internationalen Karriere und
begleiten die kreative Ausnahmekünstlerin bei der Realisierung ihres
Traums. Lxandra ist schon das zehnte Talent in Deutschland, dem über
Spinnup der Sprung in eine professionelle Musikerkarriere an der
Seite von UNIVERSAL MUSIC gelungen ist.

Lxandra wuchs auf einer kleinen finnischen Insel in der Nähe von
Helsinki auf und zog 2016 nach Berlin, um sich ganz der Musik zu
widmen. Als sie den Song "Hush Hush Baby", den sie eigentlich nur für
ihre Mutter geschrieben hatte, sowie die Single "Flicker" bei Spinnup
veröffentlichte, ahnte sie nicht, welche Folgen das haben würde.
"Hush Hush Baby" wurde zum Titelsong der Saturn-Weihnachtskampagne
2017 und sie selbst zur Entdeckung beim größten Musikunternehmen der
Welt. Spotify featurte sie in 26 New Music Friday Playlists auf der
ganzen Welt. Damit hat Lxandra das Potential von Spinnup als
Distributionstool und Musikerplattform mit einem direkten Draht zum
Global Player UNIVERSAL MUSIC zu 100 Prozent genutzt.

Spinnup ist ein digitaler Musikvertrieb, über welchen Künstler ohne
Label-Vertrag ihre Songs weltweit auf allen relevanten Streaming- und
Download-Plattformen veröffentlichen können. Alle Rechte und Erlöse
verbleiben einzig und allein bei den Künstlern. Darüber hinaus
sichten Spinnup Talent Scouts kontinuierlich neue Musik und stellen
gegebenenfalls einen direkten Kontakt zu den nationalen
A&R-Abteilungen von UNIVERSAL MUSIC her.

Darüber hinaus engagiert sich Spinnup sehr erfolgreich auch in der
direkten Talentförderung. Die Plattform ist u.a. Mitveranstalter des
HipHop-Nachwuchswettbewerbs #Raptags, bietet ihren Künstlerinnen und
Künstlern Auftrittsmöglichkeiten, z.B. auf eigenen Festivalbühnen bei
den Eastside Music Days oder der Fête de la Musique, und unterstützt
die Talente mit zahlreichen Videotutorials sowie auch durch Rat und
Tat. Aktuell vertrauen über 175.000 angemeldete Nutzer dem
Digitalvertrieb ihre Musik an.

Lxandra hat ein neues Video zu 'Hush Hush Baby' - ihrem damalig
ersten Spinnup Upload - als Besonderheit in der 'Mommy - Demo
Version' veröffentlicht. Einen Song, den sie ursprünglich für ihre
Mutter zum Geburtstag geschrieben hat. Videolink:

https://youtu.be/YGzCjRB_Hvw


Aloe Blacc präsentiert Video zur Single "Brooklyn In The
Summer" ++ Am 26. Mai zu Gast bei INAS NACHT

Bevor Aloe Blacc am 26. Mai zu Gast ist bei INAS NACHT, dürfen sich
die Fans des Ausnahmesängers auf ein neues Video freuen! Seine neue
Single "Brooklyn In The Summer" erschien Ende April und ist der erste
Vorbote auf das kommende, neue Album. Jetzt hat Aloe Blacc das Video
zu "Brooklyn In The Summer" veröffentlicht!

"Brooklyn In The Summer" wurde, wie es der Titel schon verrät, vom
pulsierenden New Yorker Stadtteil inspiriert: "Der Sommer in Brooklyn
ist elektrisierend und durch so viel Energie gekennzeichnet - es ist
diese magische Zeit, die voller Musik und Klänge ist, die Kids laufen
durch den Park, alle sind draußen, die Sonne scheint", erklärt Blacc
und fügt hinzu: "Wenn Du jemals verliebt warst, wirst du den Song
sofort spüren. Wenn du noch nie verliebt warst: So fühlt sich die
wahre Liebe an." Wie sich das ganze live anhört, das gibt es am
Freitag zu sehen:

ALOE BLACC im TV

26.05.2018 NDR, 0:15 Uhr

http://www.universal-music.de/aloe-blacc/home


Andreas Kümmert mit neuem Song "Guide Me" aus kommenden
Album "Lost and Found" + Tourdaten

Sein neues Album "Lost and Found" erscheint am 15. Juni, doch es gibt
bereits jetzt einen weiteren Vorab-Song zu hören: Nach der Single
"Keep My Heart Beating" und dem dazugehörigen Video präsentiert
Andreas Kümmert jetzt einen weiteren Song von seinem kommenden Album!
"Guide Me" heißt der neue Track und ist ab sofort überall zum
Download oder Streamen verfügbar.

Doch die Fans des charismatischen Sängers dürfen sich nicht nur auf
eine neues Werk freuen, sondern auch auf Live-Power: Andreas Kümmert
hat soeben seine Tournee angekündigt. Die Tickets sind ab sofort
erhältlich!

03.12.2018 Hamburg KNUST

04.12.2018 Leipzig Moritzbastei

05.12.2018 Berlin FRANNZ Club

08.12.2018 Hannover Kulturzentrum FAUST

09.12.2018 Bremen Modernes

10.12.2018 Dortmund Musiktheater Piano

12.12.2018 Osnabrück Rosenhof Osnabrück

13.12.2018 Köln Club Bahnhof Ehrenfeld

14.12.2018 Frankfurt Zoom

15.12.2018 Kaiserslautern Kammgarn

17.12.2018 München Ampere / Muffatwerk

18.12.2018 Nürnberg HIRSCH

19.12.2018 Stuttgart Im Wizemann (Club)

21.12.2018 Ulm Roxy - Kultur in den Hallen

22.12.2018 Gemünden am Main Scherenberghalle

https://www.universal-music.de/andreas-kuemmert


Wolfgang Niedecken begibt sich auf ARTE auf die Spuren Bob
Dylans 

Es ist soweit: Der Sender Arte zeigt vom 18. - 22. Juni 2018 die
fünfteilige Doku-Serie "Bob Dylans Amerika", für die Wolfgang
Niedecken 2017 einen Monat lang "auf den Spuren Bob Dylans" in den
USA unterwegs war.

In der fünfteiligen Sendung, die jeweils ab 17.10 Uhr ausgestrahlt
wird, hat sich der Kölner Musiker Wolfgang Niedecken auf den Weg
gemacht, um das Amerika seines legendären Musikerkollegen Bob Dylan
zu erkunden. Seine Reise beginnt in New York. In der Metropole an der
amerikanischen Ostküste trifft Wolfgang Niedecken die Menschen, die
ihm Dylan und dessen Amerika wirklich näher bringen können: Künstler,
Fotografen, Journalisten und natürlich Musiker. Schon bald wird
deutlich: New York und Bob Dylan sind untrennbar miteinander
verbunden. Schließlich nahm Dylans Karriere vor mehr als 50 Jahren
dort ihren Anfang. Doch was hat sich seit damals im "Big Apple"
verändert und wie sieht das Greenwich Village, Dylans Wohn - und
Schaffensort während der 1960er Jahre, heute aus? Um das
herauszufinden, trifft Wolfgang Niedecken unter anderem den
Filmemacher Bob Porco im Greenwich Village und den New Yorker
Künstler Red Grooms, von dem sich Dylan besonders in seinen
Anfangsjahren bedeutend beeinflussen ließ. Natürlich darf auch ein
Ausflug zum Lincoln Memorial in Washington D.C. nicht fehlen. Dorthin
begleitete Bob Dylan den Bürgerrechtler Martin Luther King am 28.
August 1963. Nach dessen historischer "I have a Dream"-Rede spielte
Bob Dylan damals für 250.000 Amerikaner. Das war der Beginn einer
Karriere, die bis heute nicht ihr Ende gefunden hat.

Weitere Infos zu Wolfgang Niedecken und der Sendung:

http://www.bap-fan.de/news18-05-03-2.html

http://www.bap.de/start/

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Welshly Arms / No Place Is Home / 25. Mai 2018

CHVRCHES / Love Is Dead / 25. Mai 2018

Gzuz / Wolke 7 / 25. Mai 2018

Punch Arogunz / Schmerzlos / 25.05.2018

Amar / Erst Straße dann Rap / 25.05.2018

Singles

Amar / Erst Straße dann Rap / 22. Mai 2018

Gia Koka / Trippin'/ 25. Mai 2018

Körner / Bist du da (da da) / 25. Mai 2018

Leland / Run Into You / 25. Ma 2018

Naika / Serpentine / 25. Mai 2018

DLG / Luft / 25.05.2018

Musso / Wir können nur gewinnen / 25.05.2018

 * 

TV-Termine

Adel Tawil

30.05.2018 / 22:00 Uhr / HR / hr3-Festival - Die Show

Beatrice Egli 

27.05.2018 / 10:00 Uhr / ARD / Immer wieder sonntags 

30.05.2018 / 20:15 Uhr / HR / Schlagerparty 2018 

03.06.2018 / 20:15 Uhr / RTL / Ninja Warrior Germany - Promi Special

11.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Die Schlager des Sommers

Glasperlenspiel

30.05.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

03.06.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

Helene Fischer

05.06.2018 / 23:20 Uhr / VOX / Meylensteine (Wiederholung)

Michelle

02.06.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Schlager, Stars & Sterne

17.06.2018 / 10:00 Uhr / ARD / Immer wieder sonntags

24.06.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

Rea Garvey

30.05.2018 / 22:00 Uhr / HR / hr3-Festival - Die Show

Sasha

24.05.2018 / 22:45 Uhr / ARD / Carolin Kebekus: PussyTerror TV

Welshly Arms

29.05.2018 / 05:30 Uhr / ARD / Morgenmagazin

 * 
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In dieser Woche präsentieren wir das neue Album von Shawn Mendes! Der
Kanadier veröffentlicht am Freitag sein drittes Album "Shawn Mendes".
Ebenfalls mit einem neuen Album melden sich Snow Patrol zurück! Auch
Jessie J hat ein neues Werk und präsentiert es EP-Stückchenweise -
vier EPs ergeben ein grandioses Album!

Außerdem in den News: Troye Sivan, Bishop Briggs, Maggie Rogers, Rise
Against, M.I.L.K. und die Rolling Stones!

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team
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Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Shawn Mendes veröffentlicht am Freitag sein drittes Album "Shawn
Mendes" + Auftritt beim Finale von "Germany's next Topmodel"

In der vergangenen Woche kündigte Shawn Mendes seine Live-Tournee an,
jetzt legt der kanadische Superstar DAS Highlight nach: Am Freitag
erscheint sein neues Album "Shawn Mendes"! Es ist bereits das dritte
Werk des Sängers, Songwriters und Musikers, der 2018 vom Time
Magazine unter die 100 einflussreichsten Menschen der Welt gewählt
wurde. Einen Artikel von John Mayer dazu gibt es hier. Zudem trat
Shawn Mendes gemeinsam mit Khalid bei den Billboard Awards auf - den
Aufritt gibt es hier. Bei seiner packenden Performance wurde Shawn
Mendes von dem Marjory Stoneman Douglas Chor der Parkland Highschool
unterstützt.

Nun erscheint also das neue Werk des Kanadiers am Freitag. Vorab gab
es die Songs "In My Blood", "Lost In Japan" und "Youth" zu hören, ab
sofort ist der Song "Nervous" als IG-Track bei Vorbestellung des
Albums erhältlich.

Shawn Mendes lässt das Publikum auf seinem dritten Album tief in
seine persönlichen Gedanken blicken. Auch das Cover fasziniert mit
verschiedenen Schichten, die immer mehr von Shawn offenbaren. Die
Entstehung des Covers wird mit diesem Clip erzählt.

Die deutschen Fans dürfen sich auf weiteres Ereignis freuen, denn
Shawn Mendes wird beim Finale der aktuellen Staffel von "Germany's
next Topmodel" live auf der Bühne stehen und performen! Am Freitag
ist Shawn Mendes in Deutschland und wird sicher für Aufsehen am und
auf dem Catwalk sorgen!

SHAWN MENDES im TV

24.05. / 20:15 Uhr / Germany's Next Topmodel FINALE / Prosieben

Hier gibt es das Tracklisting:

In My Blood

Nervous

Lost In Japan

Where Were You in the Morning?

Like to Be You (feat. Julia Michaels)

Fallin' All In You

Patricular Taste

Why

Because I Had You

Queen

Youth (feat. Khalid)

Mutual

Perfectly Wrong

When You're Ready

Shawn Mendes live

11.03.2019 Berlin, Mercedes Benz Arena

18.03.2019 Köln, LANXESS Arena

21.03.2019 München, Olympiahalle

http://www.universal-music.de/shawn-mendes/home


Snow Patrol veröffentlichen ihr neues Album "Wildness"

Am 25. Mai melden sich Snow Patrol mit ihrem neuen Studioalbum
"Wildness" zurück - ihrem ersten Album nach siebenjähriger
Release-Pause. Thematisch macht sich die Band um Sänger Gary
Lightbody gemeinsam auf die Suche nach Antworten auf die (Sinn-)
Fragen des Lebens und knüpfen klanglich ganz klar an jenen Sound an,
mit dem sie schon Anfang des letzten Jahrzehnts weltbekannt wurden.

Musikalisch klingen Snow Patrol absolut selbstbewusst: Man hört
sofort, dass sie zu einem neuen Selbstverständnis gefunden haben, ein
neues kollektives Ziel verfolgen - denn auch die anderen
Bandmitglieder wirken ähnlich fokussiert. Produzent des Albums war,
wie zuvor, der begnadete Jacknife Lee, der schon seit geraumer Zeit
mit den Briten arbeitet. Schon im Eröffnungssong "Life On Earth"
schicken Snow Patrol ihr Motto für den Longplayer vorweg: "this is
something else, this is something else".

Im Kern drehe sich der siebte Longplayer um eine wilde, ursprüngliche
Energie, daher der Titel "Wildness", wie der Sänger berichtet: "Es
gibt verschiedene Arten von Wildheit, aber entscheidend sind dabei
wohl zwei Bereiche: Einerseits die wilden Zustände, die das moderne
Zeitalter mit sich gebracht hat, also allgemeine Verwirrung, absurde
Logik und Entfremdung, und andererseits eine uralte Form von
Wildheit. Etwas Ursprüngliches, Lebendiges, Schönes, mit dem wir eine
ganz andere Verbindung spüren."

https://www.universal-music.de/snow-patrol


UK-Pop-Queen JESSIE J ist zurück mit einem neuen Album:
"R.O.S.E." setzt sich aus vier EPs zusammen

Jessie J meldet sich mit einem neuen Album zurück - oder besser
gesagt: Mit einem Album, das sie aus vier EPs zusammensetzt! Der
Titel lautet "R.O.S.E." und den ersten Vorgeschmack gibt es mit der
Single "Queen".

"R.O.S.E" ist Jessie Js persönlichstes Album und erscheint gestaffelt
in vier EPs zwischen dem 22. und 25. Mai, die dann komplett das neue
Werk ergeben. Hier sind die genauen Details zu den einzelnden
Veröffentlichungen:

"R.O.S.E. (Realisations)" - 22. Mai

"R.O.S.E. (Obsessions)" - 23. Mai

"R.O.S.E. (Sex)" - 24. Mai

"R.O.S.E (Empowerment)" - 25. Mai

Jessie J bleibt weiterhin eine der faszinierendsten britischen
Stimmen und eine echte Powerfrau, die für alle Frauen weltweit
einsteht. Sie kämpft für Selbstakzeptanz und will Frauen ermutigen,
zu sich selbst zu stehen und sich selbst zu lieben. Das ist auch das
Thema der Single "Queen": "I love my body, I love my skin, I am a
goddess, I am a queen".

http://www.universal-music.de/jessie-j/home


Maggie Rogers veröffentlicht neue Single "Fallingwater"

Maggie Rogers meldet sich mit einem brandneuen Song zurück!
"Fallingwater" ist ab sofort als Download und im Stream erhältlich.
Einen ersten Teaser hat Maggie Rogers in den letzten Tagen über ihre
Social Media Kanäle geteilt. Jetzt ist der Song, aufgenommen
gemeinsam mit Produzent Rostam Batmanglij (Vampire Weekend), endlich
draussen. Auf Twtitter kommentierte Maggie Rogers: "Der Song feiert
die rapide Veränderung und wie beängstigend und elektrisierend sich
das anfühlen kann."

"Fallingwater" ist der erste neue Track der US-Amerikanerin, die 2016
und 2017 auf allen relevanten "Artist-To-Watch" Listen gelandet ist.
Und absolut zu Recht! Ihr Entdecker ist ebenfalls kein Unbekannter,
wenn es um Talente geht: Pharrell Williams hatte erste Songs von der
Multiinstrumentalistin gehört und war sofort begeistert. Mit Songs
wie "Dog Year", "Alaska" und "On + Off" faszinierte sie Fans und
Kritiker auf Anhieb. Jetzt gibt es die neue Single und Tournews
gleich dazu: Maggie Rogers ist gemeinsam mit HAIM auf Europatournee!
Wir müssen uns zwar noch gedulden, bis Maggie Rogers wieder nach
Deutschland kommt, aber ihre neue Single versüsst uns die Wartezeit.

http://www.universal-music.de/maggie-rogers/home


Troye Sivan verrät neue Details zum neuen Album "BLOOM" ++
Auftritt mit Taylor Swift ++ Interview mit Elton John

Er zählt zweifellos zu den spannendsten und talentiertesten Newcomern
unserer Zeit: Troye Sivan gilt als der Star der Stunde, der
"Artist-To-Watch", den man nicht mehr aus den Augen lassen sollte,
denn er ist gerade dabei, die ganze Welt in seinen Bann zu zeihen.
Der Australier kündigte bereits vor einigen Wochen sein neues Album
an, jetzt gibt es endlich mehr Details:

"BLOOM", so der Titel des zweiten Albums, erscheint am 31. August und
kann ab sofort vorbestellt werden. Das Cover-Artwork wurde von Hedi
Slimane fotografiert und gestaltet. Auf dem Album sind neben dem
Titelsong "BLOOM" auch die aktuelle Single "My My My" vertreten. Das
Video zu "My My My" gibt es hier.

Am vergangenen Samstag trat Troye Sivan als Überraschungsgast beim
Konzert von Superstar Taylor Swift auf. Gemeinsam performten sie "My
My My" und begeisterten brachten das ausverkaufte Rose Bowl in Los
Angeles zum Beben! Der Song ist auch auf dem Soundtrack zur neuen
Staffeln der Netflix-Serie "13 Reasons Why" zu hören. Und auch ein
anderer prominenter Kollege ist ein großer Fan: Sir Elton John ließ
sich nicht zweimal bitten und interviewte Troye Sivan für das
Kult-Magazin "Interview".

https://www.universal-music.de/troye-sivan/


M.I.L.K. veröffentlicht neue EP "Maybe I Love Kokomo"

In M.I.L.K.s Heimat Dänemark hat es sich bereits herumgesprochen
"Kopenhagens Pop-Talent M.I.L.K. kann gar nicht anders, als zu
beeindrucken" schreibt z.B. Clash und dabei überzeugt der Mann hinter
M.I.L.K. mit elektrisierenden Tracks, denen man sich einfach nicht
entziehen kann. Am Freitag erscheint die EP "Maybe I Love Kokomo" und
präsentiert sechs Tracks sowie zwei faszinierende EP-Gäste:

Nachdem M.I.L.K. seine Heimat hinter sich gelassen hat, zog es ihn
u.a. nach Paris. So wundert es kaum, dass einer der angesagtesten und
renommiertesten Songwriter, Sänger und Musiker sich schnell an Seite
gesellt hat: Benjamin Biolay ist auch auf einem Song der EP
vertreten. Zudem gibt es einen Song mit Blondage.

Was die Hörer bei "Maybe I Love Kokomo" erwartet? Das Gefühl von
Sommer, Erinnerungen an Jamaika und Malibu oder auch an ein New
Yorker Loft ebenso wie heiße Nächte in Berlin. M.I.L.K. gelingt ein
Mix, der wie das Kind einer Fantasie-Supergroup mit Pharrell
Williams, Mura Masa, Frank Ocean und Jungle sein könnte.


Rise Against präsentieren Alternativ-Versionen ihrer
größten Hits: "House On Fire" jetzt erhältlich ++ Das Album "The
Ghost Note Symphonies, Vol. 1" kommt am 27. Juli

Bevor sie Anfang Juni auch auf deutsche Festivalbühnen zurückkehren,
melden sich Rise Against schon in dieser Woche mit einer
Alternativ-Version der Hitsingle "House On Fire" zurück! Die
Neuinterpretation des Tracks ist zugleich der erste Vorgeschmack auf
das kommende Album "The Ghost Note Symphonies, Vol. 1", das am 27.
Juli bei Virgin Records erscheint. "The Ghost Note Symphonies, Vol.
1" vereint durchweg Alternativ-Versionen ihrer größten Hits, die Rise
Against vollkommen neu orchestriert, instrumentiert und arrangiert
haben.

Das Video zu "House On Fire" feierte bereits Premiere. Die
Originalversion von "House On Fire" verzeichnet inzwischen weit über
15 Millionen Streams. In den USA hält sich die Single vom aktuellen
Album "WOLVES" zudem noch immer in den Top-15 der
Alternative-Radiocharts. Das Album selbst stieg 2017 in Deutschland
und Österreich in die Top-5 und belegte zugleich Spitzenplätze in den
US-Alternative-, Top-Rock- und Hard-Rock-Charts. Auch die zuvor
veröffentlichte Single "The Violence" hatte die US-Rockcharts kräftig
aufgemischt.

RISE AGAINST live

ROCK AM RING - 03.06.2018

ROCK IM PARK - 01.06.2018

www.rise-against.de

http://www.universal-music.de/rise-against/home


Bishop Briggs lädt zum exklusiven Showcase am 11. Juni in
Berlin

Sie wäre kein glücklicher Mensch, wenn sie nicht jeden Tag singen und
schreiben könnte, sagt Bishop Briggs - und dieses Glück verpackt sie
in ihrem ganz eigenen Stil: Trapsoul nennt die Musikerin ihren
künstlerischen All-over-Sound, der kraftvolle Vocals in eingängige
Beats, satte Dubstep-Bässe und Hip-Hop-Elemente bettet. Ihr
Debütalbum "Church Of Scars" wurde Ende April veröffentlicht und
begeistert Fans und Kritiker. Und das deutsche Publikum darf sich auf
ein ganz besonderes Highlight freuen:

Am 11. Juni wird Bishop Briggs in Berlin ein exklusives Konzert
spielen! In der Kantine/Berghain lädt der Shootingstar zum "Acoustic
Evening". Die Tickets sind ab sofort erhältlich.

Für Bishop Briggs ist die Veröffentlichung ihres Debüts ein erster
Meilenstein - doch das war nur der Anfang, denn diese Lady ist
gekommen, um zu bleiben. Die Welt als Welternbürgerin erobern, das
ist ihr in diese Wiege gelegt worden und prägt auch ihre Musik bis
heute: Im Alter von vier Jahren zog Bishop Briggs mit ihren Eltern
nach Tokio - und stand dort landestypisch schon bald hinter dem
Mikrophon in Karaokebars. Schon mit sieben Jahren fing sie an eigene
Songs zu schreiben. Die heute 24-Jährige wählte schließlich ihren
Künstlernamen nach der Heimatstadt ihrer Eltern: Bishopbriggs in
Schottland.

BISHOP BRIGGS live

11.06.2018 Berlin, Kantine/Berghain

http://www.universal-music.de/bishop-briggs/home


The Rolling Stones veröffentlichen am 13. Juli ihren
Live-Mitschnitt "The Rolling Stones From The Vault: No Security, San
Jose '99

Am 13. Juli gibt es ein weiteres Highlight für alle Rolling
Stones-Fans, denn "The Rolling Stones from the Vault: No Security,
San Jose '99" kommt als DVD, Blu-ray, Download, CD, 3LP uvm. auf den
Markt!

Während ihrer "No Security" Tournee im Jahre 1999 entstand ein
packender Live-Mitschnitt, der nun veröffentlicht wird. Die
Stadien-Tournee führte die Rolling Stones durch Nordamerika, wo sie
in riesigen Venues, immer vor mindestens 30.000 Menschen
(Mindeststandard für die Stones!), auftraten. Mick Jagger & Co
präsentieren eine Mischung aus frühreren Hits ihrer Karriere bis hin
zu ihrem Album "Bridges To Babylon".

Tracklisting

  1) Jumpin' Jack Flash

  2) Bitch

  3) You Got Me Rocking

  4) Respectable

  5) Honky Tonk Women

  6) I Got The Blues

  7) Saint Of Me

  8) Some Girls

  9) Paint It Black

10) You Got The Silver

11) Before They Make Me Run

12) Out Of Control

13) Route 66

14) Get Off Of My Cloud

15) Midnight Rambler

16) Tumbling Dice

17) It's Only Rock 'n' Roll (But I Like It)

18) Start Me Up

19) Brown Sugar

20) Sympathy For The Devil

The Rolling Stones 2018 live

22.06.2018: Berlin, Olympiastadion

30.06.2018: Stuttgart, Mercedes-Benz-Arena

http://www.rollingstones.com

http://www.facebook.com/therollingstones

http://www.twitter.com/rollingstones

http://www.instagram.com/therollingstones

http://www.youtube.com/therollingstones

http://www.universal-music.de/rolling-stones/home

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Jessie J / R.O.S.E. (Realisations) EP / 22.05.2018

Jessie J / R.O.S.E. (Obsessions) EP / 23.05.2018

Jessie J / R.O.S.E. (Sex) EP/ 24.05.2018

Jessie J / R.O.S.E (Empowerment) EP / 25.05.2018

PUSHA-T / DAYTONA / 25.05.2018

Snow Patrol / Wildness / 25.05.2018

Shawn mendes / Shawn Mendes / 25.05.2018

Mt. Desolation / When The Night Calls / 25.05.2018

Ben Howard / Noonday Dream / 01.06.2018

Roger Daltrey / As Long As I Have You / 01.06.2018

Dierks Bentley / The Mountain / 08.06.2018

Sugarland / Bigger / 08.06.2018

Various Artists / OST Mamma Mia! Here We Go Again / 13.07.2018

The Rolling Stones / From The Vault: No Security, San Jose '99 / 13.07.18

Rise Against / The Ghost Note Symphonies, Vol. 1 / 27.07.2018

Troye Sivan / BLOOM / 31.08.2018

Catalogue

Chrissie Hynde / Alone With Chrissie Hynde (DVD) / 25.05.2018

The Beautiful South / 0898 Beautiful South (Remastered 2017) (LP) / 25.05.2018

Def Leppard / The Vinyl Boxset: Volume One (LP Box) / 01.06.2018

Def Leppard / The CD Boxset: Volume One (CD Box) / 01.06.2018

The Beautiful South / Painting It Red (Remastered 2017) (2LP) / 08.06.2018

JAY-Z / In My Lifetime Vol. 1 (2LP) / 01.06.2018

JAY-Z / Vol.2 ... Hard Knock Life (2LP) / 01.06.2018

JAY-Z / In My Lifetime Vol. 1 (Explicit Version) (CD) / 08.06.2018

JAY-Z / Vol.2 ... Hard Knock Life (Explicit Version) (CD) / 08.06.2018

Kanye West / Late Registration (Explicit Version) (2LP) / 08.06.2018

Nashville Cast / The Music Of Nashville Original Soundtrack Season 6 Volume 1 (CD) / 08.06.2018

Thelonious Monk / Thelonious Alone In San Francisco (LP) / 08.06.2018

Various Artists / Eric Clapton: Life in 12 Bars (Original Motion Picture Soundtrack) (2CD) / 08.06.2018

Aerosmith / Rock For The Rising Sun (Live From Japan 2011) (DVD/BD) / 08.06.2018

Gary Moore / One Night In Dublin: A Tribute To Phil Lynott (Live At The Point Theatre, Dublin, Ireland 2005) (DVD/BD) / 08.06.2018

Nazareth / No Means Of Escape (Live At Metropolis Studios, London 2014) (DVD/BD) / 08.06.2018

Ritchie Blackmore's Rainbow / Black Masquerade (Live At Metropolis Studios, London 2014) (DVD) / 08.06.2018

The Who / Live In Texas '75 (DVD) / 08.06.2018

ZZ Top / Live At Montreux 2013 (DVD/BD) / 08.06.2018

Stereophonics / Decade In The Sun - Best Of Stereophonics (2LP) / 08.06.2018

Liz Phair / Liz Phair (2LP) / 08.06.2018

Liz Phair / Whip-Smart (LP) / 08.06.2018

Liz Phair / Whitechocolatespaceegg (2LP) / 08.06.2018

The Beach Boys & Royal Philharmonic Orchestra / The Beach Boys With The Royal Philharmonic Orchestra (CD) / 08.06.2018

Anne Dudley / Plays The Art Of Noise (CD) / 15.06.2018

Love Unlimited / The 20th Century Records Singles (CD/2LP) / 15.06.2018

The Love Unlimited Orchestra / The 20th Century Records Singles (2CD/3LP) / 15.06.2018

Norah Jones / Live At Ronnie Scott's (2017) (DVD/BD) / 15.06.2018

Robert Glasper Experiment / Live (DVD) / 15.06.2018

Various Artists / Lock, Stock And Two Smoking Barrels (Original Motion Picture Soundtrack / 2LP) / 15.06.2018

Def Leppard / Vault: Def Leppard Greatest Hits (1980-1995) (2LP) / 15.06.2018

The Cure / Mixed Up (3CD Deluxe / Standard CD) / 15.06.2018

The Cure / Mixed Up (Remastered) (2LP) / 15.06.2018

The Cure / Torn Down: Mixed Up Extras 2018 (Remastered) (2LP) / 15.06.2018

The Killers / Career Box (LP Box) / 15.06.2018

The Rolling Stones / The Rolling Stones: Studio Albums Vinyl Collection 1971-2016 (2009 Re-mastered/Half Speed) (LP Box) / 15.06.2018

Wilko Johnson / Blow Your Mind (CD/LP) / 15.06.2018

The Record Company / All Of This Life (CD/LP) / 22.06.2018

 * 

TV-Termine

Billie Eilish

01.06. / 22:40 Uhr / arte / tracks

Shawn Mendes

24.05. / 20:15 Uhr / Prosieben / Germany's Next Topmodel FINALE

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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POP-ROCK/5267: Brent Cobb - Southern Rocker spielt Konzerte in Köln und Berlin, 12. und 13.09.2018


Brent Cobb spielt Konzerte in Köln und Berlin!



Bekennende Southern Rocker hatten außerhalb der Südstaaten Amerikas
lange Zeit ein Imageproblem. Diese Zeit ist vorbei. An der Renaissance
des Southern Sounds im Pop arbeiteten junge Grammy-gekürte Künstler
wie Chris Stapleton, Sturgill Simpson, sein Produzent Dave Cobb oder
dessen Cousin BRENT COBB. Letzterer beweist mit seinem neuen Album
Providence Canyon einmal mehr die neue musikalische Klasse des Grand
Old South. Dabei bleibt er ganz bei sich und ganz bei den alten
Klang- und Stilbildern.

Wie ein roter Faden zieht sich der gute alte Highway durch das Album.
Der ist viel besungen und nur wenige Künstler schaffen es, ihm noch
neue Töne und Stories abzugewinnen. BRENT COBB gelingt das. Auf
Tournee mit seinem zurückgelehnten, eher verträumten Debüt-Erfolg
Shine On A Rainy Day, hat er alles erlebt, was man so hören will - von
einem einfühlsamen Songwriter aus Georgia. So dreht sich Providence
Canyon um Alkohol und Party, Freunde und Familie, Flucht und Heimkehr
und - wie eine LP aus den 70ern - um verspielte Arrangements.

"Ich mochte immer die funky Seite des Rock. Und wenn Du vor 10.000
Leuten für Chris Stapleton eröffnest, stellst Du fest, dass Du
dringend Songs brauchst, die nach vorne gehen."

Die hat BRENT COBB auf Providence Canyon. Wie schon bei Shine On A
Rainy Day produzierte Dave Cobb das groovige Album, das wie gemacht
ist, um in einer Billardbar die ruhige Kugel, die Lady über?s Parkett
oder den Drink über den Tresen zu schieben. Es sind Alben, wie dieses,
die Southern Harmonies salonfähig halten. Und es sind Sänger, wie
BRENT COBB, die der musikalischen Südstaaten-Vielfalt auf
internationalen Bühnen alle Ehre machen.

Der VVK startet am FREITAG, den 25.05., 09:00 UHR

auf www.neuland-concerts.com

und an allen Vorverkaufsstellen.

BRENT COBB

12.09. - Köln - Studio 672

13.09. - Berlin - Musik und Frieden (Blaues Zimmer)

 * 

Quelle:

Neuland Concerts GmbH

Schulterblatt 58, 20357 Hamburg

Telefon: +49 40 189 87 67 0, Fax: + 49 40 189 87 67 99

E-Mail: info@neuland-concerts.com

Internet: www.neuland-concerts.com
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AUSLAND/8714: Aus aller Welt - 24.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Französischer Staat will Bahnschulden tilgen

Einen Tag nach der Ankündigung der EU-Kommission, das seit neun
Jahren laufende Defizitverfahren gegen Frankreich zu beenden - die
Neuverschuldung war im vergangenen Jahr erstmals wieder unter die
Marke von drei Prozent der Wirtschaftsleistung gefallen -,
signalisierte Paris den Bahngewerkschaften die mögliche Übernahme der
Schulden der öffentlichen Bahngesellschaft SNCF. Diese beliefen sich
zuletzt auf rund 55 Milliarden Euro. Premierminister Edouard Philippe
will sich am Freitag zu den Regierungsplänen äußern.

24. Mai 2018
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JUSTIZ/8714: Kriminalität und Rechtsprechung - 24.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Karlsruhe lehnt Verfassungsbeschwerden der Energieversorger ab

Das Bundesverfassungsgericht hat die noch anhängigen Verfahren zum
Atomausstieg abgeschlossen. Das Karlsruher Richtergremium nahm zwei
noch anhängige Verfassungsbeschwerden nicht zur Entscheidung an. Die
zuständige Kammer des Ersten Senats lehnte zudem Anträge auf
Auslagenerstattungen ab. Die verbliebenen Verfahren gingen auf
weitere Verfassungsbeschwerden der Energieversorger zurück. Das
Bundeskabinett beschloß am Mittwoch einen Gesetzentwurf, wonach die
Atomkraftwerksbetreiber Vattenfall und RWE rund eine Milliarde Euro
Entschädigung bekommen sollen.

24. Mai 2018
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MILITÄR/8711: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 24.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bomben der Anti-IS-Koalition treffen syrische Regierungstruppen

Die US-geführte Koalition gegen die IS-Dschihadistenmiliz in Syrien
soll erneut Militärstellungen der syrischen Armee aus der Luft
angegriffen haben. Einem Bericht der Nachrichtenagentur SANA zufolge
wurden in der Nacht zu Donnerstag mehrere Positionen der syrischen
Regierungstruppen zwischen Albu Kamal und Hmeimeh in der östlichen
Provinz Deir Essor bombardiert. Wie viele Opfer die Luftschläge
forderten, ließ die Agentur offen.

24. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8713: Aus Parlament und Gesellschaft - 24.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ursula Heinen-Esser wird neue Agrarministerin in NRW

Die frühere parlamentarische Staatssekretärin im
Bundesumweltministerium, Ursula Heinen-Esser (CDU), wird ab
kommender Woche neue Umwelt- und Agrarministerin in
Nordrhein-Westfalen. Das gab Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) am
Donnerstag in Düsseldorf bekannt. Ihre Vorgängerin Christina Schulze
Föcking hatte vergangene Woche Dienstag nach massiver Kritik der
Opposition ihr Amt niedergelegt. Ihren Rücktritt begründete die
CDU-Politikerin mit Bedrohungen, denen sie und ihre Familie im
Internet und in anonymen Briefen ausgesetzt sind.

24. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8712: Tragisches und Kurioses - 24.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Gefährlicher Sturm bedroht die Arabische Halbinsel

Ein tropischer Sturm hat am Mittwoch auf der zu Jemen gehörenden
Insel Socotra im nordwestlichen Indischen Ozean Verwüstungen
angerichtet. Mindestens 17 Menschen gelten als vermißt. Heftige
Gewitter und Regenfälle führten landesweit zu Überschwemmungen. Rund
150 Menschen wurden aufgerufen, ihre Häuser zu verlassen und
Notquartiere aufzusuchen. Die Regionalregierung von Socotra rief den
Naturkatastrophenzustand aus. Seit 2008 gehört die Insel am
Ostausgang des Golfs von Aden zum Weltnaturerbe der UNESCO. Laut
Experten wird der Tropensturm "Mekunu" in den kommenden Tagen das
Nachbarland Oman erreichen. Der Sturm habe großes Potential, zu einem
gefährlichen Zyklon heranzuwachsen.

24. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7797: Aus Forschung und Technik - 24.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Privater Raumtransporter Cygnus erreicht die ISS

Das Frachtraumschiff Cygnus des privaten Raumfahrtunternehmens
Orbital ATK aus Dulles in Virginia hat am Donnerstag die
Internationale Raumstation ISS erreicht. Nach Informationen der NASA
wurde die Kapsel mit Hilfe des Multifunktionsroboterarms Canadarm2
eingefangen und anschließend an das US-Modul Unity angekoppelt. Der
Frachter war am Montag vom Raketenstartplatz Wallops Island vor der
Ostküste Virginias mit mehr als drei Tonnen Lebensmittel,
wissenschaftliche Ausrüstungen und Ersatzteile in die Umlaufbahn
gestartet. Es war der zehnte Transportflug eines Cygnus-Frachters zur
ISS.

24. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7809: Aus aller Welt - 24.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Israel plant Tausende von Wohnungen auf Palästinensergebiet

Der israelische Verteidigungsminister Avigdor Lieberman will dem
zuständigen Ausschuß Pläne für 2500 neue Wohneinheiten in jüdischen
Siedlungen auf palästinensischem Gebiet vorlegen. Die Wohnungen
sollen noch im laufenden Jahr errichtet werden. Außerdem will der
Minister seiner Twitter-Kurznachricht zufolge dem Gremium
vorschlagen, den Bau von 1400 weiteren Siedlerwohnungen zu
genehmigen. In den international als illegal angesehenen mehr als 200
Siedlungen und Außenposten im besetzten Westjordanland und im
annektierten Ostteil Jerusalems leben rund eine halbe Million
Israelis unter 2,6 Millionen Palästinensern. Lieberman gab seine
Pläne nur zwei Tage nach Einreichung einer Klageschrift Palästinas
beim Internationalen Strafgerichtshof (ICC) in Den Haag bekannt. Die
Klage bezieht sich unter anderem auf die illegalen Siedlungsbauten.

24. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7770: Medizin und Gesundheitswesen - 24.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Experten raten zur Krebs-Früherkennung

Krebs-Früherkennungprogramme werden kaum genutzt. Dabei ist das
Komplikationsrisiko während und in den vier Wochen nach einer
Dickdarmspiegelung äußerst gering. Und nicht nur das: Eine Studie
aus dem Saarland zeigte, daß es sich bei den wenigen Fällen, bei
denen es zu Blutungen oder Perforationen der Darmwand kam,
überwiegend um Fälle handelte, bei denen ein Tumor entdeckt wurde.

24. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7797: Kriminalität und Rechtsprechung - 24.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Kirchliche Arbeitgeber sind nicht an Verbandsrichtlinien gebunden

Diakonien und andere kirchliche Arbeitgeber sind nicht unbedingt an
die Einhaltung der in ihrem Verband geltenden Richtlinien für
Arbeitsverträge gebunden. Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen können
sich nicht auf kirchliche Tarifverträge berufen, wenn sie einen Job
bei einem Verbandsmitglied annehmen. Das stellte das
Bundesarbeitsgericht in Erfurt am Donnerstag fest. Die Beschäftigte
eines Unternehmens des Diakonischen Werks evangelischer Kirche in
Niedersachsen hatte wegen ihrer Vergütung geklagt, welche geringer
war, als in den Kirchentarifverträgen vorgesehen. Die Klägerin hatte
den von ihr unterzeichneten Vertrag für sittenwidrig gehalten. Dem
Gericht zufolge darf das Unternehmen Arbeitsverträge abschließen, die
von den eigenen Satzungsrichtlinien abweichen, solange nicht gegen
staatliches Arbeitsrecht verstoßen wird.

24. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7721: Sprache, Kunst und Medium - 24.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Keine Videodays in diesem Jahr in Köln und Berlin

Die Videodays, die jeweils in Köln und Berlin stattfanden, fallen in
diesem Jahr aus. Das gab der Veranstalter von Europas größtem Festival
der YouTube-Gemeinde bekannt. Als Begründung nannte er laut WDR1 den
Rückzug großer Sponsoren. Außerdem sei der Vorverkauf für die im Juni
in Berlin und Mitte August in Köln geplanten Treffen viel zu
schleppend angelaufen. Die Tickets wollen die Veranstalter
zurücknehmen.

Bei den Videodays trafen sich in den vergangenen Jahren die Stars der
YouTube-Szene im Rahmen von Bühnenshows und Autogrammstunden mit ihren
Fans. Gestartet war die Veranstaltungsserie vor acht Jahren in Köln
als kleines Fan-Treffen, 2017 kamen immerhin 15.000 Besucher.

24. Mai 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7787: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 24.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Nordkorea zerstört Atomtestgelände Punggye-ri

Das nordkoreanische Atomtestgelände Punggye-ri ist unter den Augen
von Korrespondenten mehrerer westlicher Medien offenbar gesprengt
worden. Inspektoren der Organisation des Vertrags über das umfassende
Verbot von Nuklearversuchen (CTBTO) waren dazu nicht eingeladen
worden. Der nordkoreanische Machthaber Kim hatte die Zerstörung der
Anlage noch vor dem geplanten Treffen mit US-Präsident Trump Mitte
Juni in Singapur angekündigt gehabt. Letzterer nahm von dem Gespräch,
welches Frieden und Sicherheit auf der koreanischen Halbinsel
voranbringen sollte, am Donnerstag Abstand.

24. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7801: Aus Parlament und Gesellschaft - 24.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Ursula Heinen-Esser ist Umwelt- und Landwirtschaftsministerin in NRW

Nordrhein-Westfalens Ministerpräsident Armin Laschet hat am
Donnerstag in Düsseldorf die CDU-Politikerin Ursula Heinen-Esser als
Amtsnachfolgerin der zurückgetretenen Umwelt- und
Landwirtschaftsministerin Christina Schulze Föcking vorgestellt.
Heinen-Esser leitet die Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) und
war als Co-Vorsitzende der Kohlekommission im Gespräch. In früheren
Jahren war die diplomierte Volkswirtin Parlamentarische
Staatssekretärin im Bundeslandwirtschaftsministerium und im
Bundesumweltministerium.

24. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7771: Tragisches und Kurioses - 24.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Tödliche Hitze hält Pakistans Süden im Griff

Bei anhaltender Hitze mit Temperaturen von über 40 Grad sind in
Pakistan über 750 Menschen gestorben. Allein in der Hafenstadt Karachi
seien mehr als 60 Menschen der unerbittlichen Hitze zum Opfer
gefallen, berichtete MDR aktuell.

Nach Angaben der Hilfsorganisation Edhi Foundation hat es viele
gläubige Muslime getroffen, die sich an die Regeln des Fastenmonats
Ramadan halten und tagsüber weder essen noch trinken. Schlimm trifft
es auch die Obdachlosen, die häufig keinen Zugang zu Trinkwasser oder
einer erfrischenden Dusche haben.

Außerdem sorgten Stromausfälle in etlichen Städten dafür, daß
großflächig die Klimaanlagen in den Häusern nicht betrieben werden
konnten.

24. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7798: Arbeit, Soziales und Familie - 24.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Athleten fordern Teilhabe an Olympia-Vermarktungsgewinnen

Der Lobbyverein Athleten Deutschland fordert in einem Offenen Brief
an das Internationale Olympische Komitees (IOC) und dessen
Präsidenten Thomas Bach für die Teilnehmer Olympischer Spiele ein
Viertel der IOC-Vermarktungserlöse. Außerdem soll die
Antidopingagentur Wada mit weiteren zehn Prozent der olympischen
Einnahmen unterstützt werden. Allein für die Vergabe exklusiver
Übertragungsrechte in den Jahren 2013 bis 2016 soll das IOC
umgerechnet 4,8 Milliarden Euro kassiert haben. Für die Athleten, die
in Rio und Pyeongchang dabei waren, müßten 1,375 Milliarden Dollar
zur Auszahlung kommen, sollte die Nutzung der Bild- und
Persönlichkeitsrechte unter dem Olympischen Siegel als fair bewertet
werden können. Die rund 2900 Athleten und Athletinnen von Pyeongchang
und 11.3000 von Rio erhielten dann jeweils knapp 96.800 Dollar als
Vermarktungsgewinn für ihren Auftritt. Die Mittel sollen den
Sportlern direkt zufließen. Denkbar sind auch Teilnahmeprämien und
Rentenzahlungen sowie finanzielle Übergangshilfen für Sportler in
einen Beruf. Außerdem fordert Athleten Deutschland maximale
Transparenz und Darlegung der Vermarkungs- und Übertragungseinnahmen
sowie der Mittelverwendung durch die Sportorganisationen.

Das Bundeskartellamt befaßt sich seit vergangenem Jahr mit der
Durchführungsbestimmung 40.3 der Olympischen Charta. Die Regelung
könnte Athleten und ihre (potentiellen) Sponsoren in der
Individualvermarktung der Sportler mißbräuchlich behindern.
Vorbehaltlich der Genehmigung durch die IOC-Exekutivkommission wird
der Charta zufolge keinem Wettkämpfer, Coach, Trainer oder anderem
Offiziellen der Mannschaft, die an Olympischen Spielen teilnehmen,
gestattet, daß seine Person, sein Name, sein Bild oder seine
sportlichen Leistungen während der Olympischen Spiele zu Werbezwecken
genutzt werden. Erst seit Februar dürfen Privatsponsoren ihren
Sportlerinnen und Sportlern öffentlich gratulieren. Diese dürfen sich
wiederum öffentlich bedanken.

24. Mai 2018
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UMWELT/7781: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 24.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Feinstaub belastet vor allem Kinder

Forscher, Ärzte und Umweltschützer mahnen dringend die Einhaltung der
Feinstaub-Grenzwerte sowie die für Stickoxide an. Das Gegenteil ist
jedoch der Fall. Allein in Nordrhein-Westfalen wurden letztes Jahr
die EU-Grenzwerte für Stickstoffdioxid (NO2) an fast jeder zweiten
Meßstelle überschritten. Zudem zeigen Studien einen klaren
Zusammenhang zwischen der Feinstaubabsorption und dem
Lungenkrankheitsrisiko von Kindern.
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WIRTSCHAFT/7786: Märkte und Finanzen - 24.05.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Kommission einigt sich mit Gazprom

Die EU-Kommission und der staatlich gelenkte russische Energiekonzern
Gazprom haben ihren jahrelangen Streit beilegen können. Gazprom droht
keine Strafe in Milliardenhöhe mehr, wenn der Konzern
wettbewerbsrechtliche Auflagen Brüssels erfüllt. Wenn Gazprom
Estland, Lettland, Litauen, Polen, Tschechien, die Slowakei, Ungarn
oder Bulgarien mit Erdgas versorgt, darf der Lieferant diesen Ländern
weder verbieten, das Gas weiterzuverkaufen, noch vorschreiben, wohin
der Export geht. Außerdem darf Gazprom acht Jahre lang nur
marktgerechte Preise verlangen, wie die EU-Kommissarin Margrethe
Vestager berichtete. Ihren Angaben zufolge kann die Kommission bei
Nichterfüllung der Auflagen Bußgelder in Höhe von bis zu zehn Prozent
des globalen Umsatzes von Gazprom verlangen, ohne einen Verstoß gegen
europäisches Kartellrecht nachweisen zu müssen. Laut Vestager dürfen
Bürger und Unternehmen in den genannten Ländern auf niedrigere
Gaspreise hoffen.
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WISSENSCHAFT/7804: Aus Forschung und Technik - 24.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Wirtschaft will in Weiterbildung investieren

Schon länger fordert die deutsche Wirtschaft mehr Fachkräfte. Nach
Auskunft des Deutschen Industrie- und Handelskammertages (DIHK)
wollen knapp 40 Prozent der Firmen in die Weiterbildung investieren.
Grund für den erhöhten Investitionswillen ist der Fachkräftemangel,
der sich gerade abzeichnet.
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FORSCHUNG/1098: Ein einfacher Mechanismus könnte entscheidend für die Entstehung von Leben gewesen sein (idw)


Technische Universität München - 23.05.2018

Ein einfacher Mechanismus könnte entscheidend für die Entstehung von
Leben gewesen sein



Die Frage nach dem Ursprung des Lebens ist eine der ältesten
unbeantworteten wissenschaftlichen Fragen. Ein Team der Technischen
Universität München (TUM) konnten nun erstmals zeigen, dass die Trennung
zwischen wässrigen und öligen Phasen ein höchst effizienter Weg ist, die
Auswahl chemischer Bausteine zu kontrollieren und bestimmten Molekülen
Vorteile zu verschaffen.

Leben braucht Energie. Ohne Energie können sich Zellen weder bewegen noch
teilen, nicht einmal grundlegende Funktionen wie die Produktion einfacher
Eiweiße ließe sich aufrechterhalten. Fehlt Energie, zerfallen komplexere
Verbindungen, frühes Leben würde schnell wieder verlöschen.

Forscherinnen und Forschern um Job Boekhoven, Professor für
Supramolekulare Chemie an der TU München, ist es nun gelungen, mit der
sogenannten Phasentrennung einen Mechanismus zu finden, der extrem
instabilen Molekülen, wie sie in der Ursuppe vorzufinden waren, eine
höheres Maß an Stabilität ermöglicht. Sie konnten länger überleben, auch
wenn sie eine Periode ohne Energiezufuhr von außen überstehen mussten.

Das Prinzip Einfachheit

Das Team um Job Boekhoven suchte nach einem einfachen Mechanismus mit
primitiven Molekülen, um lebensähnliche Eigenschaften erzeugen zu können.
"Sehr wahrscheinlich waren die Moleküle in der Ursuppe auch einfach", sagt
Boekhoven. Zur Untersuchung wählte das Forschungsteam eine Reaktion
zwischen verschiedenen Carbonsäuremolekülen und Carbodiimiden,
energiereiche Verbindungen, die mit den Carbonsäuren reagieren.

Die bei der Reaktion entstehenden instabilen Anhydride zerfallen schnell
wieder in Carbonsäuren. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
zeigten, dass diejenigen Anhydride am längsten überlebten, die eine Art
Öltröpfchen in wässriger Umgebung bilden konnten.

Moleküle in der Garage

Den Effekt sieht man auch äußerlich: Die anfänglich klare Lösung wird
milchig. Der Wassermangel in den Öltröpfchen ist wie ein Schutz. Denn, um
wieder in Carbonsäuren zerfallen zu können, brauchen Anhydride Wasser.

Boekhoven erläutert das Prinzip der Phasentrennung an eine Analogie:
"Stellen Sie sich ein altes, rostiges Auto vor: Lassen Sie es draußen im
Regen, rostet es weiter und zerfällt, denn Rosten ist eine Reaktion die
von Wasser beschleunigt wird. Stellt man es in die Garage, hört es auf zu
rosten, weil man es physisch vom Regen trennt."

Ein ähnlicher Prozess tritt im Ursuppen-Experiment auf: In Öltröpfchen
(Garage) mit den langkettigen Anhydrid-Molekülen gibt es kein Wasser, so
dass die Überlebenszeit länger ist. Konkurrieren die Moleküle miteinander
um Energie, überleben diejenigen eher, die sich selbst schützen können,
indem sie Öltröpfchen bilden.

Nächstes Ziel: überlebensfähige Informationsträger

Da der Mechanismus der Phasentrennung so einfach ist, lässt er sich
möglicherweise auf Molekülansammlungen mit lebensähnlichen Eigenschaften
wie DNA, RNA oder sich selbst teilende Bläschen erweitern.

Studien zeigen, dass sich diese Bläschen spontan teilen können. "Als
nächstes hoffen wir, aus der primitiven Chemie einen selbstreplizierenden
Informationsträger zu schaffen, der bis zu einem gewissen Grad vor Zerfall
geschützt ist", so Boekhoven.
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ZOOLOGIE/1532: Schimpansenrufe unterscheiden sich in Abhängigkeit vom Kontext (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 23.05.2018

Schimpansenrufe unterscheiden sich in Abhängigkeit vom Kontext



Aus welchen Gründen sich verschiedene Tierrufe entwickelten, die
unterschiedliche Inhalte transportieren, ist eine wichtige Frage wenn es
um die Sprachevolution geht. Laute Alarmrufe warnen andere bei Gefahr. Ein
internationales Forscherteam unter der Leitung von Catherine Crockford vom
Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie in Leipzig hat nun
leise Schimpansenrufe untersucht. Schimpansen verwenden den leisen
"Hu"-Ruf in drei verschiedenen Kontexten - bei leichter Gefahr, beim
Fortbewegen und beim Ruhen. Die Notwendigkeit in einem Lebensraum mit
geringer Sichtweite in der Gruppe zusammen zu bleiben, könnte zur
Differenzierung von Rufen geführt haben.




[image: Foto: © Liran Samuni]

Schimpansen verwenden wenigstens drei akustisch unterschiedliche Varianten
des "Hu"-Rufes, die jeweils in einem anderen Verhaltenskontext
stehen.

Foto: © Liran Samuni



Studien zu Tieralarmrufen zeigen, dass Arten mit verschiedenen
Fressfeinden, die unterschiedliche Fluchtreaktionen erfordern, auch
spezielle Alarmrufe entwickelt haben. Das erleichtert den Tieren die
Flucht. Warum Tierrufe sich aber auch in weniger dringlichen Situationen
unterscheiden, war bisher kaum erforscht. "Deshalb untersuchten wir den
leisen Kontaktruf der Schimpansen, das 'Hu'", sagt Catherine Crockford vom
Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie. "Wir fanden heraus,
dass Schimpansen wenigstens drei akustisch unterschiedliche 'Hu'-Varianten
verwenden, die jeweils in einem anderen Verhaltenskontext stehen:
Alarmbereitschaft, Fortbewegung und Ruhen."

Um im Regenwald zusammen zu bleiben, müssen Schimpansen je nach Kontext
unterschiedlich auf ein akustisches Signal reagieren: Im Ruhe-Kontext
müssen sich Empfänger in der Nähe des Senders aufhalten, im
Fortbewegungs-Kontext müssen sich Empfänger dem Sender nähern und im
Alarmkontext müssen Empfänger sich dem Sender langsam annähern. "Für
Schimpansen ist die Kooperation mit Freunden von Vorteil. Sie können ganz
besonders von ihnen profitieren, wenn sie sich in ihrer Nähe aufhalten",
sagt Crockford. "Schimpansen leben jedoch in einem Lebensraum mit geringer
Sichtweite, so dass visuelle Signale oder unspezifische Rufe auch über
kurze Entfernungen hinweg unzuverlässig sein können. Kontextspezifische
Informationen in Form der leisen 'Hu'-Rufe zu übermitteln, kann daher den
Zusammenhalt verbessern und somit die Kooperation erleichtern."

Ein besonders interessantes Merkmal der "Hu"-Rufe ist die geringe
emotionale Erregung, die mit ihrer Produktion verbunden ist. Die
akustischen Eigenschaften der drei "Hu"-Varianten können also nicht durch
einen bestimmten emotionalen Zustand erklärt werden, obwohl dies für die
Rufdiversifizierung bei nicht-menschlichen Tieren oft eine gängige
Erklärung ist. Die Notwendigkeit, in einem Lebensraum mit geringer
Sichtweite beieinander zu bleiben, könnte die Differenzierung
verschiedener Rufe gefördert haben, wobei jeder Ruf die Empfänger darüber
informiert, wie sie sich verhalten müssen, damit Sender und Empfänger
nicht voneinander getrennt werden. Während alle "Hu"-Varianten auf den
Wunsch hindeuten, zusammen zu bleiben, können die Ruhe-"Hu"s den
Empfängern ausdrücklich anzeigen, dass sie bleiben sollen, während
Fortbewegungs-"Hu"s anzeigen können, dass Empfänger sich den Signalgebern
nähern sollten, und Warnsignale, dass Empfänger sich den Signalgebern
langsam annähern sollten. "Ein Faktor, der die Entwicklung der
Ruf-Diversifizierung vorangetrieben haben könnte, ist also möglicherweise
dessen Notwendigkeit für kooperative Aktivitäten", schließt Crockford.
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ASTRO/363: Rotierende Rugbybälle unter den massereichsten Galaxien (idw)


Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam - 23.05.2018 1

Rotierende Rugbybälle unter den massereichsten Galaxien



Den Umlaufbahnen der Sterne in den massereichsten Galaxien widmet sich
eine neu erschienene Studie, deren Ergebnisse überraschen: während sich
die eine Hälfte der untersuchten sehr massereichen Galaxien wie erwartet
um ihre kleine Achse dreht, rotiert die andere Hälfte um ihre große Achse.
Diese Art der Rotation ist wahrscheinlich das Ergebnis einer speziellen
Form von Galaxienkollisionen, bei der gasfreie Galaxien ähnlicher Masse
verschmelzen. Dies bedeutet, dass das Wachstum der massereichsten und
größten Galaxien im Universum von diesen seltenen Ereignissen bestimmt
wird.

Die Schwergewichte der Galaxienpopulation

Die Vermessung der Sternenbewegungen innerhalb von Galaxien erlaubt
Rückschlüsse auf die innere Struktur von Galaxien, ihre dreidimensionale
Form und das zugrunde liegende Gravitationspotential.

Um die größten und massereichsten Galaxien zu untersuchen, beobachtete ein
Team von Wissenschaftlern unter der Leitung von Dr. Davor Krajnovic vom
Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam (AIP) besonders helle Galaxien
bis zu einer Entfernung von 800 Millionen Lichtjahren. Diese leben in den
dichtesten Regionen des Universums - beispielsweise in Galaxienhaufen wie
dem Shapley-Superhaufen. Zudem sind sie sehr selten und etwa einhundertmal
massereicher als unsere Heimatgalaxie Milchstraße, die bereits eine
Sternenmasse von 60 Milliarden Sonnen aufweist. Die massereichsten
Galaxien sind außerdem nahezu gasfrei, zeigen keine
Sternentstehungsaktivität und ihre Sterne sind mindestens 10 Milliarden
Jahre alt.




[image: Abbildung: © MUSE/D. Krajnovic]

Mittlere Sterngeschwindigkeiten: blau markierte Teile nähern, rote
entfernen sich. Die Rotation um die große Achse (r.) trifft nur auf einen
Teil der Galaxien zu, der für massereiche Galaxien zunimmt.

Abbildung: © MUSE/D. Krajnovic



Leider sind diese Galaxien zu weit von uns entfernt, um einzelne Sterne
und deren Bewegung beobachten zu können. Deshalb vermisst man die
durchschnittlichen Bewegungen der Sterne in bestimmten Regionen. "Dafür
sind Integralfeld-Spektrographen besonders gut geeignet", erklärt Davor
Krajnovic. "Wir beobachteten die Galaxien mit MUSE, dem wunderbaren
Integralfeld-Spektrographen am Very Large Telescope der ESO auf dem Cerro
Paranal in Chile. Massereiche Galaxien können alle möglichen
Bewegungsmuster aufweisen - einige ähneln rotierenden Frisbees, andere
zeigen keinen spezifischen Rotationssinn. Die Form Letzterer erinnert an
runde Bälle oder vielleicht Rugbybälle. Wir haben die massereichsten
Galaxien beobachtet und festgestellt, dass sie sich von anderen Galaxien
unterscheiden."

Aus Scheiben werden Rugbybälle

Der Großteil der Galaxien mittlerer Masse weist sehr regelmäßige stellare
Bewegungsmuster auf, wie man sie auch von Scheibengalaxien wie unserer
Milchstraße kennt. Zusätzlich zu der geordneten Bewegung der Sterne gibt
es auch einen klar definierten Drehsinn um die kleine Achse des Objekts;
der Drehimpuls ist an der kleinen Achse einer abgeflachten Kugel
ausgerichtet.

"Wir wussten, dass nur 15 Prozent der Galaxien mittlerer Masse
unregelmäßige Bewegungsmuster aufweisen oder sogar generell wenig Rotation
zeigen", sagt Krajnovic. "Für solche Galaxien ist der
Gesamtdrehimpulsvektor oft nicht an einer der Hauptachsen der Galaxie
ausgerichtet und sie haben eine sphärische Form oder sind leicht
langgezogen, ähnlich wie Rugbybälle. Einige von ihnen haben eine
interessante Ausrichtung und rotieren um die längste Achse der Galaxie.
Bisher waren nur wenige Fälle bekannt."

Die aktuelle Studie erschien in der Fachzeitschrift Monthly Notices of the
Royal Astronomical Society. Darin stellt das internationale Team von
Astronomen fest, dass diese galaktischen "rotierenden Rugbybälle" viel
häufiger vorkommen als bisher angenommen, sobald man das extreme Ende der
Galaxienpopulation betrachtet: die massereichsten Galaxien im Universum.

Das Ergebnis ist bemerkenswert, da es auf ein sehr spezifisches
Formationsszenario für die massereichsten Galaxien hinweist. Numerische
Simulationen zeigen, dass die Rotation entlang der großen Achse durch die
Verschmelzung zweier massereicher Galaxien mit ähnlicher Größe (und Masse)
erzeugt werden kann, wenn diese sich auf speziellen Bahnen ereignet: eine
Art Frontalzusammenstoß im Weltraum.

Diese Galaxienkollisionen sind gewaltige Ereignisse, die die inneren
Strukturen der Vorläufergalaxien vollständig umformen. Die verschmolzene
Galaxie ähnelt einem drehenden Rugbyball. Die inneren stellaren Bahnen
werden zudem viel komplexer. Dies führt zu einer Kinematik, bei der die
einfache geordnete Bewegung durch eine komplexe Strömung um eine der drei
Hauptachsen eines Sphäroids ersetzt wird. Die massereichsten Galaxien
stehen am Ende der Galaxienbildung und erweisen sich als sehr komplexe
Sternsysteme. Die Studie trägt dazu bei, das Geheimnis der Entstehung
dieser gewaltigsten galaktischen Systeme zu enthüllen.
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THEORIE/074: Matrix-Theorie als Ursprung von Raumzeit und Kosmologie (idw)


Universität Wien - 23.05.2018

Matrix-Theorie als Ursprung von Raumzeit und Kosmologie



Die Quantentheorie bildet die Grundlage der modernen Physik. Eine
konsistente quantenmechanische Theorie der Gravitation bleibt trotz
intensiver Bemühungen eines der großen offenen Probleme der theoretischen
Physik. Der Kern des Problems besteht darin, dass auch die Raumzeit eine
Quantenstruktur aufweisen muss, für die erst geeignete mathematische
Modelle und Theorien entwickelt werden müssen. Wissenschafter der
Universität Wien um Harold Steinacker erforschen daher die sogenannte
Matrix-Theorie als Alternative zur Stringtheorie, um u.a. einen möglichen
Mechanismus für den Big Bang zu beschreiben und publizieren dazu im
Fachjournal "Physics Letters B".

Harold Steinacker hat im Rahmen eines vom FWF geförderten Projekts an der
Universität Wien eine Lösung dieser Matrix-Theorie gefunden, die nicht nur
eine plausible kosmologische Raumzeit beschreibt, sondern zugleich einen
möglichen Mechanismus für den Urknall und eine mögliche Antwort auf die
Frage nach der Zeit "davor" bietet. "In unserem Modell signalisiert der
Big Bang den Anfang der Zeit, der Raum erstreckt sich aber auch 'davor',
wobei die Zeit-Dimension als raumartige Dimension erscheint", erklärt
Steinacker. Vor dem Big Bang gibt es in dieser Lösung somit keine
Zeitentwicklung, sehr wohl aber einen vierdimensionalen Raum. Der Beginn
der Zeit geht mit einer explosionsartigen Ausdehnung einher, die sich
später in die wohlbekannte kosmische Expansion verlangsamt.

Die zugrundeliegenden Matrix-Modelle wurden 1996 von japanischen und
US-amerikanischen PhysikerInnen eingeführt und sind verwandt mit der
Stringtheorie. Dabei sind alle physikalischen Objekte und deren Dynamik in
wenigen Matrizen codiert und beschrieben, insbesondere auch die Raumzeit
und deren Geometrie. Die Modelle ermöglichen es, tiefliegende Fragen z.B.
über die Quantenstruktur der Raumzeit oder die Zahl der Dimensionen
unserer Raumzeit zu untersuchen. Eines dieser Modelle steht im Fokus einer
Forschergruppe um Harold Steinacker.

Um die Tragfähigkeit des Modells zu klären, mussten die Physiker Modelle
finden, die die wesentlichen Eigenschaften der kosmologischen Raumzeit
aufweisen. "Unsere Lösungen kommen der beobachteten Kosmologie zumindest
nahe. Somit können auch tiefer gehende Fragen nach der Struktur von Raum
und Zeit im Rahmen von Matrix-Modellen sinnvoll gestellt und untersucht
werden", erklärt Steinacker.

Die gefundenen Lösungen stellen allerdings nur eine Ausgangsbasis dar. Die
daraus resultierenden detaillierten physikalischen Vorhersagen müssen
weiter dahingehend untersucht werden, ob und wie weit sich darin die
bekannte Physik wiederfindet. "Die wesentlichen Bausteine dafür sind im
Modell vorhanden, dennoch muss das diskutierte Szenario derzeit noch als
spekulativ bezeichnet werden", sagt der Physiker. Langfristiges Ziel ist
es, darauf aufbauend weitergehende Vorhersagen treffen und überprüfen zu
können. Die aktuelle Lösung bietet dafür jedenfalls einen
vielversprechenden Ausgangspunkt.

Quanten-Geometrie

Grundlage für diese Entwicklungen sind neue mathematische Methoden der
Quanten-Geometrie, welche in den vergangenen Jahren insbesondere an der
Universität Wien entwickelt und adaptiert wurden. Der Zugang über
Matrix-Modelle ermöglicht es dabei, Ideen der Stringtheorie aufzugreifen,
deren Probleme aber zu vermeiden. Bis zu einem hinreichenden Verständnis
dieser Matrix-Modelle und ihrer physikalischen Tragweite bleibt aber noch
viel zu tun.


Publikation in "Physics Letters B":

H. C. Steinacker, "Quantized open FRW cosmology from Yang-Mills matrix
models".

Physics Letters B. Volume 782, 10 July 2018, pages 176-180

https://doi.org/10.1016/j.physletb.2018.05.011

Diese Publikation wurde als Open Access veröffentlicht. Sie ist unter
folgendem Link abrufbar:

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0370269318303757

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, 23.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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THEATER/319: Theater Bremen - "Amour", Stück zum Thema Demenz, Premiere am 01.06.2018


THEATER BREMEN

Premiere Schauspiel und Tanz am 01.06.2018

"Amour" 

Alize Zandwjik inszeniert spartenübergreifendes Stück zum Thema Demenz



Alize Zandwjik behandelt in ihrer neuesten Arbeit "Amour" die Themen
Würde, Verlust und Alzheimer-Demenz und zeigt auf poetische Weise die
unterschiedlichen emotionalen Ebenen auf, die Betroffene und ihre
Angehörigen durchleben. Unter choreografischer Mitarbeit von Samir
Akika bringt sie das spartenübergreifende Stück, in dem sechs
Schauspieler/innen und drei Tänzer/innen mitwirken, auf die Bühne. Die
Premiere ist am Freitag, 1. Juni um 20 Uhr im Kleinen Haus zu sehen.

Allein in Deutschland gibt es weit über eine Million Demenzkranke,
Tendenz steigend. In einer Welt, die auf Wachstumsraten schaut, stellt
Demenz eine gegenläufige Bewegung dar: Erinnerungen erlöschen aus dem
Bewusstsein. Als fragende, herantastende Annäherung an das Thema
Alzheimer versteht Alize Zandwjik ihre Arbeit "Amour". Was bedeutet
es, die Kontrolle über Körper und Geist zu verlieren und auf eine mehr
oder weniger bewusste Art und Weise unseren Mitmenschen ausgeliefert
zu sein? Und was bedeutet das für all jene, die dies beobachten
müssen? Gibt es in der Mitte unserer Gesellschaft Platz für Menschen,
bei denen Informationen nicht oder auf andere Weise haften bleiben?
Wer kümmert sich und wie tut man das überhaupt? Und was spielt der
Humor für eine Rolle in dem Ganzen? All diese Fragen stellen sich
nicht zuletzt, weil beim Thema Alzheimer die schicksalhafte Schranke
zwischen "gesund" und "krank" sinnbildlich wird: Wie gehen wir damit
um, dass wir nicht wissen können, wie es sich anfühlt, die Kontrolle
über das eigene Leben zu verlieren?

"Im Titel 'Amour' spiegelt sich die Haltung wider, mit der sich Alize
Zandwjik mit dem Thema Alzheimer auseinandergesetzt hat", erzählt
Dramaturgin Viktorie Knotková, "Die Frage 'Was bedeutet es, wenn der
Mensch, den man liebt, entschwindet'?, haben Team und Ensemble in der
Probenzeit intensiv behandelt. So werden die vielen Facetten der
Emotionen, die an Alzheimer Erkrankte und deren Angehörige in ihrem
Alltag erleben, sichtbar: Von Sequenzen geprägt von Traurigkeit,
Hilflosigkeit oder sogar Agressivität bis hin zu völlig absurden
Momenten ist an diesem Abend alles drin, sodass es bei aller
Ernsthaftigkeit auch etwas zu lachen gibt." Das Bühnenbild - eine
altmodisch erscheinende Turnhalle - hat das Bühnenbildnerteam aus
Thomas Rupert und Nanako Oizumi eindrucksvoll geschaffen. Maartje
Teussink liefert den emotionalen Soundtrack zu diesem Stück. Die
Choreografie macht Alltagsbewegungen abstrahiert erkennbar, ist
geprägt von persönlichen Erfahrungen und großer Empathie.

Alize Zandwijk wurde 1961 in den Niederlanden geboren. Mit 18 Jahren
begann sie ihr Regiestudium an der Theaterakademie in Kampen, wirkte
zunächst in kleinen Theatergruppen in der Off-Szene mit und errang in
den späten 1980ern überregionale Aufmerksamkeit mit einer Reihe von
Jugendtheater-Inszenierungen. 1998 bildete sie mit Guy Cassiers die
künstlerische Leitung des Rotterdamer Ro Theater, für deren gemeinsame
Arbeit sie 2002 den Albert-van-Dalsum-Award erhielten. Zandwijks
Inszenierungen am Ro Theater gastierten unter anderem bei den Wiener
Festwochen, dem Edinburgh Festival, den Theaterformen in Hannover, dem
Holland Festival TF-1 sowie den Autorentheatertagen Hamburg. Im Mai
2006 wurde sie Künstlerische Direktorin des Ro Theater. Seit 2003
inszeniert sie regelmäßig in Deutschland, unter anderem am Thalia
Theater und am Deutschen Theater Berlin. Am Theater Bremen gab sie in
der Spielzeit 2012/13 ihr Debüt mit Dea Lohers "Das Leben auf der
Praça Roosevelt". Mit "Golden Heart" hat sie in der vergangenen
Spielzeit - seit der sie den Posten der leitenden Regisseurin am
Theater Bremen bekleidet - bereits ihre erstes spartenübergreifendes
Stück am Theater Bremen auf die Bühne gebracht.

Premiere am Freitag, 1. Juni um 20 Uhr im Kleinen Haus

Regie: Alize Zandwijk

Choreografische Mitarbeit: Samir Akika, Ulrike Reinbott

Bühne: Thomas Rupert / Nanako Oizumi

Kostüme: Anne Sophie Domenz

Musik: Maartje Teussink

Dramaturgie: Viktorie Knotková

Mit: Marie-Laure Fiaux, Gabrio Gabrielli, Guido Gallmann, Nadine
Geyersbach, Miguel de Jong, Mirjam Rast, Verena Reichhardt, Fania
Sorel, Maartje Teussink

Weitere Termine unter www.theaterbremen.de

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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WIRTSCHAFT/2714: Datenschutz mit Augenmaß ist Grundlage für erfolgreiche Digitalwirtschaft


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 24. Mai 2018

Datenschutz mit Augenmaß ist Grundlage für erfolgreiche
Digitalwirtschaft

Datenschutz darf kein Innovationshemmnis sein



Ab dem 25. Mai gilt die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) nach
zweijähriger Umsetzungsfrist. Dazu erklärt der digitalpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Tankred Schipanski:

"Mit der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) hat der europäische
Flickenteppich im Datenschutzrecht ein Ende. Gerade die
Digitalwirtschaft, insbesondere KMU und Startups, können jetzt im
europäischen Mark auf einheitlichen Datenschutzstandards aufbauen.
Das ist ein richtiger Schritt im globalen Standortwettbewerb. Wichtig
ist aber auch: Es muss die richtige Balance zwischen
Grundrechtsschutz und Innovationschancen gewahrt bleiben. Datenschutz
darf nicht zur Innovationsbremse für die Digitalisierung in
Deutschland und Europa werden. Gerade für Startups und KMU ist es
wichtig, dass die Datenschutzbehörden in der nächsten Zeit mit
Augenmaß vorgehen. Insbesondere das Ziel der Verordnung, europaweit
einheitlich Standards zu erreichen, darf nicht aufgeweicht werden. Ob
in Erfurt oder Hannover, Kiel oder München - die
Datenschutzbeauftragen müssen einheitliche Maßstäbe an die Auslegung
der DSGVO anlegen. Wir werden mit der Digitalwirtschaft in engem
Austausch bleiben und die praxis- und innovationsnahe Anwendung der
Verordnung sowie die aktuellen Diskussionen mit Blick auf künftigen
Handlungsbedarf sehr genau beobachten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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EUROPA/1613: Griechenland - Schulden-Monopoly


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 24. Mai 2018

Griechenland: Schulden-Monopoly



"Der Bundesfinanzminister und die EU-Kommission reden sich die Konjunktur schön, um über die Rechnung der verkorksten Griechenland-Pakete zu schweigen. Je länger eine tragfähige Lösung für die griechischen Staatsschulden blockiert wird, desto länger können Brüssel und Berlin in Griechenland hineinregieren. In Brüssel brüstet man sich, Athen stünde die nächsten 40 Jahre unter Aufsicht", kommentiert der stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, Fabio De Masi, das heutige Treffen der Eurogruppe. De Masi weiter:

"Der IWF schätzt die Schuldentragfähigkeit der griechischen Wirtschaft realistischer ein. Die Griechenland-Pakete waren schizophren: Athen wurde ein weiterer Kredit aufgezwungen, aber über die Kürzung von Investitionen, Löhnen und Renten sowie die Privatisierung öffentlichen Vermögens untersagt, Einkommen zu erzielen. Eine Schuldenerleichterung ist daher unvermeidlich und wäre bei Ausbruch der Krise billiger zu haben gewesen.

Die Beteiligung des IWF am Griechenlandprogramm ist fragwürdig. Steigt der IWF aus, dann hat Ex-Finanzminister Wolfgang Schäuble die CDU/CSU Fraktion, den Bundestag und die Öffentlichkeit vor der Bundestagswahl getäuscht. Eine solche Programmänderung hätte eine Zustimmung des Bundestags erfordert. Griechenland muss endlich wieder über seine eigene Zukunft bestimmen und braucht Spielraum für Investitionen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 24. Mai 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/7185: Heute im Bundestag Nr. 334 - 24.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 334

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 24. Mai 2018, Redaktionsschluss: 12.30 Uhr

1. Zurückhaltung bei Personalentscheidungen

2. Überprüfungen von Flughafenmitarbeitern

3. Auslandseinsätze von Polizei und Zoll

4. Urteil zum Geschlechtseintrag

5. Förderung von Migrantenorganisationen

6. Übergriffe durch Wachpersonal



1. Zurückhaltung bei Personalentscheidungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über ein Schreiben des damaligen Bundesministers für
besondere Aufgaben, Peter Altmaier (CDU), vom 17. Oktober 2017 an
seine Kabinettskollegen berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/2137) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (1858). Danach wies
Altmaier in diesem Schreiben auf die bisherige Staatspraxis hin,
"während der Zeit einer geschäftsführenden Bundesregierung
Zurückhaltung bei der Beschlussfassung über kabinettpflichtige
Personalien in den Bundesministerien zu üben". Wie die Bundesregierung
weiter ausführt, hat sich diese Zurückhaltung aus ihrer Sicht bewährt,
"denn sie vermeidet es, einer neuen Bundesregierung beziehungsweise
den neu ernannten Bundesministerinnen und Bundesministern bei
Personalentscheidungen vorzugreifen".

 * 

2. Überprüfungen von Flughafenmitarbeitern

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Zuverlässigkeitsüberprüfungen von
Flughafenmitarbeiten nach Paragraf 7 des Luftsicherheitsgesetzes sind
ein Thema der Antwort der Bundesregierung (19/2140) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/1909). Wie daraus hervorgeht, wurden in
den Ländern im Kalenderjahr 2017 nach Kenntnis der Bundesregierung
166.118 Anträge auf Zuverlässigkeitsüberprüfung gestellt. Davon seien
153.234 positiv und 2.255 negativ beschieden worden.

Bei der Analyse dieser Zahlen ist der Antwort zufolge zu
berücksichtigen, dass nicht alle im Kalenderjahr 2017 gestellten
Anträge auf Zuverlässigkeitsüberprüfung auch in diesem Jahr
abgeschlossen werden konnten. "Darüber hinaus wurde die Prüfung auf
Zuverlässigkeit in einigen Fällen aufgrund fehlender Dokumente und
Nachweise abgebrochen beziehungsweise abgebrochen, weil Antragsteller
ihre Anträge zurückgezogen haben", heißt es in der Vorlage weiter.
Laut Bundesregierung führen nach der gesetzlichen Aufgabenverteilung
die Länder Zuverlässigkeitsüberprüfungen in Bundesauftragsverwaltung
und damit in eigener Zuständigkeit und Verantwortung durch.

 * 

3. Auslandseinsätze von Polizei und Zoll

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Zahl der derzeit an Auslandsmissionen
beteiligten deutschen Polizei- und Zollbeamten berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2142) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/1912). Danach sind insgesamt 130 Beamte von
Bundespolizei, Zoll und Länderpolizeien einschließlich auf
Vertragsbasis eingesetzter deutscher Polizisten an insgesamt 16
Auslandsmissionen beteiligt.

 * 

4. Urteil zum Geschlechtseintrag

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um die "Umsetzung des Urteils des
Bundesverfassungsgerichtes zur ,Dritten Option' beim
Geschlechtseintrag" geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/2103). Wie die Fraktion darin ausführt, hat
das Bundesverfassungsgericht mit Beschluss vom 10. Oktober 2017
entschieden, dass die Regelungen des deutschen Personenstandsgesetzes
mit den grundgesetzlichen Anforderungen insoweit nicht vereinbar sind,
als dass das Gesetz "neben dem Eintrag ,weiblich' oder ,männlich'"
keine dritte Möglichkeit bietet, ein Geschlecht positiv eintragen zu
lassen". Menschen, deren geschlechtliche Identität nicht eindeutig
"weiblich" oder "männlich" ist, seien damit diskriminiert und in ihren
Persönlichkeitsrechten eingeschränkt.

Im Ergebnis sei der Gesetzgeber aufgefordert worden, bis zum 31.
Dezember 2018 eine verfassungsgemäße Neuregelung zu schaffen,
schreiben die Abgeordneten weiter. Wissen wollen sie unter anderem, ob
die Bundesregierung plant, einen Vorschlag für die Umsetzung des
Urteils des Bundesverfassungsgerichtes zu erarbeiten, und wann
gegebenenfalls mit einer entsprechenden Vorlage zu rechnen ist.

 * 

5. Förderung von Migrantenorganisationen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Förderung der Selbstorganisationen von
Migrantinnen und Migranten" thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/2107). Wie die Fraktion darin
schreibt, fördert das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF)
seit 2009 die Qualifizierung und Professionalisierung der
Selbstorganisationen von Migranten. Wissen wollen die Abgeordneten
unter anderem, welche Verbände in den Jahren 2013 bis 2016 im Rahmen
des BAMF-Strukturförderungsprogramms von Migrantenorganisationen auf
Bundesebene Haushaltsmittel erhielten und welche Verbände im Rahmen
der zweite Förderperiode dieses Förderungsprogramms für die Jahre 2017
bis 2020 Haushaltsmittel erhalten.

 * 

6. Übergriffe durch Wachpersonal

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der der Bundesregierung bekannten
Übergriffe durch Wachpersonal in Flüchtlingsunterkünften seit Anfang
2014 erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/2123). Ferner fragt sie darin unter anderem, inwieweit der
Bundesregierung Übergriffe auf Geflüchtete in Flüchtlingsunterkünften
durch Angehörige von Wachdiensten bekannt sind, die der rechtsextremen
oder neonazistischen Szene, der salafistischen beziehungsweise
dschihadistischen Szene oder der türkisch-nationalistischen Szene
zugeordnet werden.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 334 - 24. Mai 2018 - 12.30 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de
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BUNDESTAG/7184: Heute im Bundestag Nr. 333 - 24.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 333

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 24. Mai 2018, Redaktionsschluss: 12.00 Uhr

1. Grüne fordern konsequenten Atomausstieg

2. PFC auf militärischen Liegenschaften

3. Kernenergiepläne der polnischen Regierung

4. Pacht für Bergwerksfläche in Gorleben

5. Bundesregierung verteidigt NO2-Messung

6. Linke fragen nach Castor-Transporten



1. Grüne fordern konsequenten Atomausstieg

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Anlässlich des 32. Jahrestages der
Reaktorkatastrophe im Block 4 des ukrainischen Atomkraftwerks (AKW)
Tschernobyl fordert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen einen
konsequenteren Ausstieg aus der Atomkraft in Deutschland. Nach Willen
der Fraktion sollen in der Bundesrepublik alle Anlagen des
Kernbrennstoffkreislaufs stillgelegt werden. Konkret beziehen sich die
Grünen in ihrem Antrag (19/2113) auf die Urananreicherungsanlage
Urenco in Gronau und die Brennelementefabrik ANF in Lingen.

Auf nationaler Ebene fordern die Grünen zudem beispielsweise, die
Brennelementesteuer verfassungskonform erneut einzuführen. Zudem soll
laut Antrag die Stilllegung des Atomkraftwerks Grundremmingen
unverzüglich eingeleitet werden. Die Grünen führen als Grund
regelwerkswidrige Defizite im Bereich der Erdbebenfestigkeit und Not-
und Nachkühlung an.

Auf internationaler Ebene soll Deutschland sich nach Willen der Grünen
für einen raschen Atomausstieg und eine Förderung der erneuerbaren
Energien einsetzen. Für Europa verlangt die Fraktion unter anderem ein
neues Regelwerk, das es Anrainerstaaten ermöglicht, "Einfluss auf die
Sicherheitsanforderungen für grenznahe Atomkraftwerke nehmen zu
können". Besonderes Augenmerk soll die Bundesregierung zudem auf
Verhandlungen mit Staaten legen, die grenznahe AKW betreiben.

 * 

2. PFC auf militärischen Liegenschaften

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Auf elf von der Bundeswehr genutzten Liegenschaften
hat sich bisher der Verdacht auf eine Belastung mit per- und
polyfluorierten Chemikalien (PFC) bestätigt. Dies geht aus einer
Antwort der Bundesregierung (19/1649) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1490) hervor. Demnach hatte
insgesamt bei 125 Liegenschaften ein Belastungsverdacht bestanden. Bei
sieben Liegenschaften haben laut Antwort Untersuchungen den Verdacht
nicht bestätigt. Die Überprüfungen und Untersuchungen dauerten an,
schreibt die Bundesregierung.

Auf den betroffenen Liegenschaften seien noch keine Sanierungsarbeiten
angelaufen, heißt es in der Antwort. Als Grund führt die
Bundesregierung an, dass noch keine abschließenden
Gefährdungsabschätzungen gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz vorlägen.

 * 

3. Kernenergiepläne der polnischen Regierung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die aktuelle polnische Regierung hält nach
Erkenntnissen der Bundesregierung daran fest, in die
Kernenergienutzung einzusteigen. Eine angekündigte Überarbeitung des
2014 vom polnischen Ministerrat angenommenen Kernenergieprogrammes
stehe aber noch aus, schreibt die Bundesregierung in einer Antwort
(19/1872) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/1565). Demnach seien zwei Atomkraftwerke mit einer elektrischen
Gesamtleistung von zirka 6.000 Megawatt elektrisch (MWe) geplant. Es
gebe zudem Überlegungen, "Hochtemperaturreaktoren für die Prozesswärme
in der chemischen Industrie einzusetzen und damit Prozesswärme aus
Kohle und Gas zu substituieren", heißt es in der Antwort. Laut
Darstellung der Bundesregierung ist noch keine Entscheidung darüber
gefallen, wie Polen den Bau der Kraftwerke finanzieren will.

 * 

4. Pacht für Bergwerksfläche in Gorleben

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) zahlt
einen jährlichen Pachtzins in Höhe von 43.041,68 Euro für die Fläche
des ehemaligen Erkundungsbergwerkes Gorleben an die Deutsche
Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen (DWK). Dies
geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/2063) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1794) hervor. Für die
Nießbrauchsrechte der ebenfalls bei der DWK liegenden Salzrechte hat
der Bund demnach 2015 eine Einmalzahlung in Höhe von 277.697,20 Euro
geleistet.

Laut Bundesregierung hat die DWK "keine Relevanz für die Organisation
der kerntechnischen Entsorgung". Deshalb sei sie nicht in die
Überlegungen zur Neuordnung einbezogen worden. Im Zuge der Neuordnung
war unter anderem die Deutsche Gesellschaft für Nuklearservice in
Bundesbesitz übergegangen und wurde schließlich in die BGE überführt.

 * 

5. Bundesregierung verteidigt NO2-Messung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat Kritik an der rechtlichen
Grundlage der Messung der Stickstoffdioxidkonzentration in deutschen
Städten zurückgewiesen. Die entsprechenden Regelungen in der 39.
Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (39.
BImSchV) entsprächen den EU-Vorgaben. Sowohl die
EU-Luftqualtiätsrichtlinie (2008/50/EG) als auch die Richtlinie zur
Änderung der vorgenannten Richtlinie ((EU) 2015/1480) seien jeweils
eins zu eins in deutsches Recht umgesetzt worden, schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/2148) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/1935). Die AfD hatte in einer der Fragen behauptet,
dass in der 39. BImSchV Formulierungen eingearbeitet worden seien, die
von der EU-Luftqualitätsrichtlinie abwichen und "höhere Messwerte für
die zu bestimmenden Schadstoffkonzentrationen zur Folge haben können".
Diese These sei "unzutreffend", erwidert die Bundesregierung in ihrer
Antwort.

 * 

6. Linke fragen nach Castor-Transporten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Transporte hochradioaktiver Abfälle aus dem
Atomkraftwerk Obrigheim in das Zwischenlager Neckarwestheim zwischen
Mai und Dezember 2017 sind Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Die Linke (19/2155). Die Linken erkundigen sich unter anderem nach den
erforderlichen Genehmigungen, Erlaubnissen und Zustimmungen der
Behörden. Auch Sicherheitsaspekte interessieren die Fraktion.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 332

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 24. Mai 2018, Redaktionsschluss: 11.30 Uhr

1. Genehmigungen für U-Boot-Exporte

2. Verhandlungen über Mercosur-Abkommen

3. Bereitschaft von Kraftwerk Buschhaus

4. Prüfung ausländischer Direktinvestitionen

5. Kostenverteilung bei Stromnetz-Entgelten

6. Breitbandausbau in Bayern



1. Genehmigungen für U-Boot-Exporte

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Exportgenehmigungen für U-Boote und damit im
Zusammenhang stehende Exportkreditgarantien stehen im Mittelpunkt
einer Antwort der Bundesregierung (19/2099) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/1515). Wie daraus hervorgeht, hat die
Bundesregierung im vergangenen Jahr einen Bau für ein U-Boot für
Israel genehmigt. Des Weiteren erklärt die Bundesregierung, dass
zwischen 2009 und 2017 keine U-Boote der Klasse U212A für die Türkei
gebaut worden seien, für die eventuell Entwicklungskosten hätten
zurückerstattet werden können.

Zugleich bestätigt sie, dass sie im Zusammenhang mit der Lieferung von
Materialpaketen für sechs U-Boote Hermes-Bürgschaften übernommen hat.
Diese Exportkreditgarantien vom Juni 2011 beliefen sich auf 2,49
Milliarden Euro. Der Fraktion Die Linke zufolge handelt es sich um
U-Boote der Klasse 214, die unter deutscher Lizenz U-Boote der
türkischen Marine eines anderen Typs ersetzen sollen. Die
Bundesregierung bekräftigt derweil, dass nicht vorgesehen sei,
türkische Soldaten von Seiten der Bundeswehr für die Benutzung der
neuen U-Boote auszubilden oder sie einzuweisen.

 * 

2. Verhandlungen über Mercosur-Abkommen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung verspricht sich von einem
Freihandelsabkommen zwischen der EU und den Mercosur-Staaten großes
Potenzial für die deutsche Wirtschaft. Das geht aus der Antwort
(19/2100) auf eine Kleine Anfrage (19/1591) der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen hervor. Hinter dem Begriff Mercosur stehen die Länder
Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay. Der Fokus der
Bundesregierung bei den Verhandlungen liegt den Angaben zufolge auf
dem Abbau von Handelshemmnissen wie Zöllen, Regulierungen, Quoten und
Rechtsvorschriften verschiedener Art. So sollten deutsche Güter und
Dienstleistungen sowie deutsche Anbieter zum öffentlichen
Beschaffungswesen besseren Marktzugang erhalten.

Letzterer stehe derzeit auch besonders im Interesse der
Verhandlungspartner auf EU-Ebene, erklärt die Bundesregierung weiter.
Die EU möchte ihre Industriegüter leichter absetzen können, die
Mercosur-Staaten auf den europäischen Agrarmarkt. Auch der Abbau von
Exportzöllen sei Thema. Wann die Verhandlungen abgeschlossen sein
werden, lasse sich nicht sagen.

Derzeit lasse die EU die Folgen eines Handelsabkommens abschätzen,
etwa für Soziales, Menschenrechte und Ökologie. Während der Umsetzung
seien regelmäßige Monitorings vorgesehen. Des Weiteren äußert sich die
Bundesregierung in der Antwort zu weiteren Folgeaspekten des Abkommens
auf Nachhaltigkeit, Arbeitnehmerrechte und die Agrarproduktion.

 * 

3. Bereitschaft von Kraftwerk Buschhaus

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fragt nach der
Einsatzbereitschaft des stillgelegten Kraftwerks Buschhaus. Das
Braunkohlekraftwerk zählt zur Sicherheitsreserve und muss folglich bei
einem Stromengpass innerhalb von 240 Stunden wieder betriebsbereit
sein. Die Abgeordneten verweisen in einer Kleinen Anfrage darauf
(19/2120), dass der Brennstoff nach derzeitigem Stand aus einem 200
Kilometer entfernten Tagebau geliefert werden müsste, da der nahe
gelegene Tagebau in Schöningen geschlossen sei. Nun möchten die
Abgeordneten von der Bundesregierung wissen, ob die Deutsche Bahn im
Bedarfsfall Züge zur Verfügung stellen könnte und wenn ja, wie
schnell. Darüber hinaus interessieren sie weitere Details zu dem
eventuellen Güterverkehr und dem Transport auf der Strecke.

 * 

4. Prüfung ausländischer Direktinvestitionen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Haltung der Bundesregierung zu ausländischen
Direktinvestitionen in deutsche Infrastruktur interessiert die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Abgeordneten möchten in einer
Kleinen Anfrage (19/2129) wissen, wie die Bundesregierung eine
Gefährdung kritischer Infrastruktur bewertet. Sie verweisen dazu auf
Aussagen von Verfassungsschutz-Chef Hans-Georg Maaßen, wonach Länder
mit staatlich gelenkter Wirtschaft verstärkt die Möglichkeit der
Direktinvestitionen nutzen, um Kernkompetenzen und
Schlüsseltechnologien sowie Unternehmen im Bereich kritischer
Infrastrukturen anzukaufen. In diesem Zusammenhang fragen die
Abgeordneten auch, ob strategisch-politisch motivierte
Übernahmeversuche dieser Art zugenommen hätten und welche
Schlussfolgerungen die Bundesregierung daraus zieht. Ausländische
Direktinvestitionen würden in Deutschland einerseits willkommene
Impulse für Wirtschaft und Arbeitsmarkt setzen, schreiben die
Abgeordneten. Andererseits müsse man Investitionen vor allem in
Versorgungs- und sicherheitsrelevante Firmen differenziert betrachten.

 * 

5. Kostenverteilung bei Stromnetz-Entgelten

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um die Verteilung von Netzentgelten geht es in einer
Kleinen Anfrage (19/2157) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die
Stromnetzentgelte seien ungerecht verteilt, begründen die Abgeordneten
ihr Anliegen. Während Großverbrauchern erhebliche Privilegien
eingeräumt würden, müssten Mittelstand und Privathaushalte immer
höhere Entgelte entrichten. Nun möchten die Abgeordneten von der
Bundesregierung wissen, welchen Anteil am insgesamt erzeugten Strom
Haushalte jährlich verbrauchen und wie hoch der Anteil an
Netzentgelten ist, den sie bezahlen. Darüber hinaus interessiert sie
der prozentuale Anteil der stromintensiven Verbraucher, die bei den
Netzentgelten begünstigt werden. Auch die zeitliche Entwicklung
verschiedener Komponenten, aus denen sich der Strompreis
zusammensetzt, wird nachgefragt - und zwar für verschiedene
Verbrauchergruppen.

 * 

6. Breitbandausbau in Bayern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie viele Haushalte in Bayern bisher durch das im
Jahr 2015 gestartete Bundesförderprogramm für den Breitbandausbau
schnelle Internetanschlüsse mit bis zu 50 Mbit/s erhalten haben,
möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage
(19/2068) wissen. Die Abgeordneten wollen zudem erfahren, welche
Zuwendungsempfänger aus Bayern einen Förderbescheid im Rahmen des
Bundesförderprogramms bekommen haben. Gefragt wird auch, was dabei
jeweils Gegenstand der Förderung war und welchen Umfang die zugesagte
Förderung hatte.

 * 
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BUNDESTAG/7182: Heute im Bundestag Nr. 331 - 24.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 331

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 24. Mai 2018, Redaktionsschluss: 11.00 Uhr

1. AfD will Grubes Bezüge prüfen lassen

2. US-Steuerreform positiv bewertet

3. Kleinanleger sollen geschont werden

4. Schutz vor Bitcoin-Produkten

5. Bundesverantwortung für Deutsche Post

6. Sprengfallen in Thüringen



1. AfD will Grubes Bezüge prüfen lassen

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion nimmt Anstoß an den Bezügen für den
ehemaligen Vorstandsvorsitzenden der Deutschen Bahn, Rüdiger Grube. In
einem Antrag (19/2126) ersucht die Fraktion den Bundesrechnungshof
(BRH), zu prüfen, ob die Bezüge für das Jahr 2017 rechtmäßig gezahlt
worden sind. Laut Antrag hat Grube Bezüge in Höhe von 2,251 Millionen
Euro erhalten, obwohl er nur bis 30. Januar 2017 im Amt war. Die
Fraktion fordert den BRH zudem auf, gegebenenfalls mitzuteilen, ob
Schadenersatzanspruch besteht.

 * 

2. US-Steuerreform positiv bewertet

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung bewertet Teile der
US- Steuerreform grundsätzlich positiv. In ihrer Antwort (19/2088) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1856) heißt
es, grundsätzlich sei festzustellen, dass internationale
Gewinnverlagerungen und Gewinnverkürzungen durch die Einführung
robuster Abwehrmaßnahmen in den USA erschwert werden dürften. "Durch
die US-Steuerreform wird die USA in Bezug auf die
Unternehmensbesteuerung von einem Hochsteuerland zu einem Land mit
einer effektiven Steuerbelastung, die im internationalen Vergleich
eher im Mittelfeld liegt", heißt es in der Antwort weiter. Damit
dürfte der Steuerwettbewerb intensiviert werden. Mittelfristig seien
aber durch die Reform große Defizite in den öffentlichen Haushalten
der USA zu erwarten. Die Bundesregierung hält das deutsche
Unternehmensteuerrecht und deutsche Unternehmen für grundsätzlich
wettbewerbsfähig.

 * 

3. Kleinanleger sollen geschont werden

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Im Zusammenhang mit der geplanten Einführung einer
Finanztransaktionssteuer will die Bundesregierung negative
Auswirkungen auf Kleinanleger, auf die Realwirtschaft sowie auf
Instrumente der Altersversorgung vermeiden. Auch Verlagerungen im
Finanzsektor sollen vermieden werden, heißt es in der Antwort der
Bundesregierung (19/2141) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/1911). Nach Angaben der Regierung werden die Verhandlungen über
die Einführung der Steuer im EU-Finanzministerrat ECOFIN geführt sowie
in der zuständigen Ratsarbeitsgruppe "Indirekte Steuern" und der
hochrangigen Ratsarbeitsgruppe (Steuern) vorbereitet. Die amtierende
bulgarische EU-Ratspräsidentschaft habe bisher keine Sitzungen der
Ratsarbeitsgruppe "Indirekte Steuern" festgelegt. Auch gebe es keine
Einladung für ein Treffen der teilnehmenden Staaten auf Ministerebene.
Eine Expertengruppe habe getagt, Zwischenergebnisse seien bei dem
Treffen nicht festgehalten worden.

 * 

4. Schutz vor Bitcoin-Produkten

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob die Bundesregierung gesetzliche Maßnahmen zum
Schutz von Verbrauchern beziehungsweise Kleinanlegern vor Risiken bei
Kryptowährungen wie Bitcoins schaffen will, fragt die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/2171). Auch soll die Regierung angeben, ob
sie in den Bitcoins eine Gefahr für die Finanzstabilität sieht und sie
soll zu dem hohen Stromverbrauch durch Bitcoin-Transaktionen Stellung
nehmen. Eine einzelne Bitcoin-Transaktion verbrauche mehr Strom als
ein Einpersonenhaushalt in einem Monat. In der Vorbemerkung zur
Kleinen Anfrage schreibt die AfD-Fraktion, Anleger würden mit
Versprechen von hohen Renditen in intransparente Angebote gelockt, die
hochriskant seien.

 * 

5. Bundesverantwortung für Deutsche Post

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach einer Bewertung des Kriterienkatalogs der
Deutschen Post AG bei der Entfristung von Arbeitsverhältnissen fragt
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/2210).
Die Bundesregierung soll zum Verhalten der Post Stellung nahmen, die
Beschäftigte nur dann unbefristet übernimmt, wenn sie zwei Jahre über
ein sachgrundlos befristetes Arbeitsverhältnis beschäftigt waren, in
dieser Zeit nicht häufiger als sechsmal krank waren beziehungsweise
maximal 20 Krankheitstage hatten und in dieser Zeit höchstens zwei
Unfälle mit Zustellfahrzeugen verursacht haben sowie die vorgegebenen
Tourzeiten in drei Monaten um höchstens 30 Stunden überschritten
haben. Die Regierung soll mitteilen, ob ihre Vertreter im Aufsichtsrat
der Deutschen Post AG dafür sorgen werden, dass diese Kriterien nicht
mehr angewandt werden und ob sie dafür sorgen werden, dass die Praxis
von jahrelangen Kettenbefristungen bei der Post beendet wird. Außerdem
soll die Bundesregierung angeben, ob ihre Vertreter im Aufsichtsrat,
die zusammen mit den Arbeitnehmervertretern die Mehrheit haben, diese
Mehrheit für bessere Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten nutzen
wollen

 * 

6. Sprengfallen in Thüringen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach den Bundesmitteln für die Kampfmittelräumung in
Thüringen erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/2215). Die Bundesregierung soll angeben, in welcher Höhe
Bundesmittel seit dem Jahr 2000 für die Kampfmittelbeseitigung in
Thüringen bereitgestellt wurden. In der Vorbemerkung zur Kleinen
Anfrage schreibt die AfD-Fraktion unter Berufung auf eine Studie des
Thüringer Umweltministeriums von bis zu 33.000 unentdeckten
Sprengfallen im Bereich der früheren innerdeutschen Grenze.

 * 
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Deutscher Bundestag
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Donnerstag, 24. Mai 2018, Redaktionsschluss: 10.30 Uhr

1. Angebot für Schienenpersonenfernverkehr

2. Grüne wollen weniger CO2 bei Neuwagen

3. Bundeseisenbahnvermögen bleibt bestehen

4. Personal beim Bundesamt für Güterverkehr

5. Stand beim Breitbandausbau in Hessen

6. Datenbanken und Statistiken in Ministerien



1. Angebot für Schienenpersonenfernverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HAU) Der Bund soll nach den Vorstellungen des Bundesrates
gesetzlich dazu verpflichtet werden, ein Grundangebot im
Schienenpersonenfernverkehr (SPFV) zu gewährleisten. In dem dazu von
der Länderkammer vorgelegten Gesetzentwurf (19/2074) wird der Bund
zudem aufgefordert, einen SPFV-Plan zu entwickeln, "welcher der
Zustimmung des Bundesrates bedarf". Der SPFV-Plan müsse mindestens die
"pflichtig durch Züge des Fernverkehrs anzubindenden Orte, die
Verknüpfungspunkte, die zu befahrenden Linien, die Taktfolge und die
tägliche Bedienungszeit auf den einzelnen Linien darstellen", fordern
die Länder in dem Gesetzentwurf. Insbesondere seien alle Oberzentren
anzubinden und das Prinzip des Integralen Taktfahrplans zu beachten.
Der SPFV-Plan könne darüber hinaus Ziele und Vorgaben für die Qualität
und die anzuwendenden Tarife enthalten.

Zur Begründung heißt es in der Vorlage, mit der Bahnreform in
Deutschland zum Jahreswechsel 1993/1994 sei das Ziel verbunden worden,
den Verkehr auf der Schiene zu steigern. Im Schienenpersonennahverkehr
(SPNV) sei dies nach der grundgesetzlichen Verantwortungszuweisung an
die Länder und einer damit einhergehenden Finanzausstattung
(Regionalisierung) "eindrucksvoll gelungen". Jedes Land habe durch
Landesgesetze Aufgabenträger für den SPNV bestimmt, die für eine den
Erfordernissen des Gemeinwohls genügende Bestellung von
Verkehrsleistungen des Nahverkehrs sorgen und diese abgelten würden.
In der Folge sei die Schiene wieder deutlich stärker genutzt worden.

"Eine andere Entwicklung ist im Schienenpersonenfernverkehr
eingetreten", schreibt der Bundesrat. Hier sei die Verantwortung beim
Bund verblieben, der jedoch bisher keine Aufgabenträgerschaft
übernommen und - entgegen der Vorgabe in Artikel 87e Absatz 4
Grundgesetz - kein Gesetz erlassen habe. Entsprechend sei es im SPFV
weder zu intensivem Wettbewerb noch zu Mehrverkehr gekommen. "Die
Ziele der Bahnreform wurden mithin hier bislang nicht erreicht",
urteilen die Länder. Seit 1996 habe vielmehr ein kontinuierlicher
Abbau des Fernverkehrsangebotes auf der Schiene in Deutschland
stattgefunden.

Die Bundesregierung macht in ihrer Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf
deutlich, dass es aus ihrer Sicht der vom Bundesrat vorgeschlagenen
Angleichung der Organisation des Fernverkehrs an den Nahverkehr nicht
bedarf. "Die Bundesregierung lehnt den Gesetzentwurf ab, da er
insbesondere die mit der Bahnreform 1993 geschaffenen Verhältnisse -
ausschließliche Eigenwirtschaftlichkeit des SPFV - umkehren und mit
hohen zusätzlichen finanziellen Belastungen für den Bund einhergehen
würde", heißt es in der Stellungnahme.

Auch ohne ein Gesetz zur Gewährleistung des SPFV erfülle der Bund
weiterhin den ihm nach Artikel 87e Absatz 4 Grundgesetz obliegenden
Gewährleistungsauftrag für Verkehrsangebote auf dem Schienennetz,
schreibt die Regierung. Dem Wohl der Allgemeinheit, insbesondere den
Verkehrsbedürfnissen, beim Ausbau und Erhalt des Schienennetzes der
Eisenbahnen des Bundes sowie bei deren Verkehrsangeboten auf diesem
Schienennetz, "soweit diese nicht den Schienenpersonennahverkehr
betreffen", werde Rechnung getragen.

 * 

2. Grüne wollen weniger CO2 bei Neuwagen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert höhere
EU-weite Reduktionsziele bei den Kohlendioxid-Emissionen
(CO2-Emissionen) neu zugelassener Autos. In einem Antrag (19/2110)
wird die Bundesregierung aufgefordert, im Europäischen Rat
durchzusetzen, dass die Reduktion von CO2-Emissionen bei neu
zugelassenen Autos auf 45 Prozent im Jahr 2025 sowie auf 75 Prozent im
Jahr 2030 gegenüber dem Wert des Jahres 2021 erhöht wird. Der aktuelle
Vorschlag der EU-Kommission sieht der Vorlage nach lediglich eine
Absenkung um 15 Prozent (2025) beziehungsweise 30 Prozent (2030) vor.

Diese Minderungsziele seien unzureichend, bemängeln die Grünen, da
unter der neuen Regulierung weniger CO2 pro Jahr eingespart werden
müsse als bisher. Somit drohten mit den vorgeschlagenen
Reduktionszielen nicht nur die deutschen Klimaschutzziele, sondern
auch der europäische Beitrag zur Einhaltung der Pariser Klimaziele
verfehlt zu werden, warnen die Abgeordneten.

Eine Erhöhung der Reduktionsziele liegt ihrer Ansicht nach auch im
Interesse der Verbraucher sowie der Gesellschaft insgesamt.
"Verbraucherschutzverbände weisen darauf hin, dass sinkende
Treibhausgasemissionen bei Neuwagen auch sinkende Kraftstoffverbräuche
bedeuten", heißt es in der Vorlage. Durch ambitioniertere
Reduktionsziele könnten somit geringere laufende Kosten für
Fahrzeughalter erreicht werden, "die die technologischen Mehrkosten
sogar übertreffen". Geringere Emissionen führten zudem zu einem
höheren gesellschaftlichen Nutzen in Form von vermiedenen externen
Kosten, die durch die Emissionen ansonsten entstünden.

Ambitionierte und verbindliche Zielwerte seien zudem als
Innovationstreiber unerlässlich, urteilen die Grünen. Sie würden dabei
helfen, "dass die Automobilindustrie die Technologieführerschaft bei
klimafreundlichen und sauberen Antrieben erlangt und schaffen eine
investitionsfreundliche Umgebung für entsprechende Innovationen".

Benötigt werde also eine "ambitionierte Fortschreitung der
CO2-Regulierung", fordern die Abgeordneten. Neben einer Erhöhung der
Reduktionsziele müsse dabei gleichermaßen sichergestellt werden, dass
diese verlässlich sind. Es gelte, eine "Verwässerung der
Reduktionsziele" zu unterbinden, macht die Fraktion deutlich. Die
Bundesregierung müsse sich auf EU-Ebene für die Streichung der
stärkeren Anrechnung von emissionsarmen und emissionsfreien Fahrzeugen
einsetzen, da dies die Reduktionsziele für einen Hersteller insgesamt
abschwäche.

Außerdem müsse sichergestellt sein, dass keine weiteren
Regulierungselemente - vor allem die Anrechnung synthetischer
Kraftstoffe und eine leichtere Zielerreichung durch ein höheres
Gewicht der Neuwagenflotte - die Reduktionsziele absolut oder relativ
abschwächten. Des Weiteren fordern die Grünen ein Engagement der
Bundesregierung für die Verbesserung der Messverfahren durch die
Einführung eines standardisierten und vergleichbaren Testverfahrens
für CO2-Emissionen im Realbetrieb.

 * 

3. Bundeseisenbahnvermögen bleibt bestehen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung sieht derzeit keinen Grund, das
1993 im Zuge der Bahnreform gegründete und derzeit vorrangig mit der
Personalverwaltung und der Bewirtschaftung von Bahnimmobilien befasste
Bundeseisenbahnvermögen (BEV) "als nicht rechtsfähiges Sondervermögen
des Bundes" aufzulösen. Das geht aus der Antwort der Regierung
(19/2026) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/1784) hervor.
Die Liberalen hatten in ihrer Anfrage darauf hingewiesen, dass bereits
im Errichtungsgesetz von 1993 in Paragraf 30 die Auflösung des BEV
normiert sei. Diese sollte frühestens zehn Jahre nach Gründung
erfolgen. Nahezu ein Vierteljahrhundert nach dieser ersten Stufe der
Bahnreform steht aus Sicht der FDP-Fraktion die Frage im Raum, "ob es
zur Erledigung der noch anfallenden Aufgaben einer eigenständigen
Behörde bedarf".

Gefragt nach den Voraussetzungen für eine Auflösung des BEV, schreibt
die Bundesregierung: "Die Aufgaben des BEV müssten soweit
zurückgegangen sein, dass eine eigenständige Organisation nicht mehr
angemessen ist." Die derzeitige Aufgabenwahrnehmung durch das BEV sei
aus sachlichen und wirtschaftlichen Gründen weiterhin geboten. Die
Bundesregierung werde je nach Entwicklung von Personal und Aufgaben
des BEV weitere Überprüfungen zur Zukunft des BEV vornehmen, heißt es
in der Vorlage.

 * 

4. Personal beim Bundesamt für Güterverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über die Personalausstattung des
Straßenkontrolldienstes (SKD) beim Bundesamt für Güterverkehr (BAG)
informiert die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2038) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1629). Nach
Angaben der Bundesregierung waren zum 1. Januar 2017 im SKD 249
Stellen vergeben und davon 231 Stellen besetzt. Im Mautkontrolldienst
(MKD) waren zum gleichen Zeitpunkt 582 Stellen vergeben und davon 458
Stellen besetzt. Wie es in der Antwort weiter heißt, seien für die
Ausweitung der LKW-Maut 92 neue Dienstposten für den MKD eingerichtet
und die entsprechenden Stellen für den Haushalt 2018 angemeldet
worden. Im Zusammenhang mit der Einführung der Infrastrukturabgabe
(Pkw-Maut) werden nach Regierungsangaben im BAG 315 Stellen neu
geschaffen. Hierfür seien jährlich Haushaltsmittel in Höhe von 18,26
Millionen Euro erforderlich. Die notwendigen Ausgaben würden erstmals
2018 haushaltswirksam, heißt es in der Antwort.

 * 

5. Stand beim Breitbandausbau in Hessen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie viele Haushalte in Hessen bisher durch das im
Jahr 2015 gestartete Bundesförderprogramm für den Breitbandausbau
schnelle Internetanschlüsse mit bis zu 50 Mbit/s erhalten haben,
möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage
(19/2069) wissen. Die Abgeordneten wollen zudem erfahren, welche
Zuwendungsempfänger aus Hessen einen Förderbescheid im Rahmen des
Bundesförderprogramms bekommen haben. Gefragt wird auch, was dabei
jeweils Gegenstand der Förderung war und welchen Umfang die zugesagte
Förderung hatte.

 * 

6. Datenbanken und Statistiken in Ministerien

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den Inhalten der im Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruktur sowie den untergeordneten
Bundesämtern geführten Datenbanken und Statistiken erkundigt sich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In einer Kleinen Anfrage (19/2085)
wollen die Abgeordneten Gleiches vom Bundesministerium für Ernährung
und Landwirtschaft, dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit, dem Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz und dem Bundesministerium des Innern, für Bau und
Heimat erfahren.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1671: Kanzlerin Merkel und der chinesische Ministerpräsident Li Keqiang, 24.05.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Peking - Donnerstag, 24. Mai 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem Ministerpräsidenten
der Volksrepublik China Li Keqiang



MP Li: Sehr geehrte Frau Merkel, liebe Medienvertreter, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Es ist für mich eine große Freude, dass ich
gemeinsam mit Frau Merkel vor die Presse treten kann. Es handelt sich dabei
um die erste Chinareise in ihrer vierten Amtszeit, und es ist der erste
ranghöchste Besuch zwischen China und Deutschland nach der Bildung der
jeweiligen neuen Regierung. Man kann sagen: Wir haben damit einen sehr
guten Anfang für die weitere Gestaltung der chinesisch-deutschen
Beziehungen. Wir hatten hier einen vertieften und ehrlichen Austausch, der
sehr effektiv, sehr sachlich und sehr freundschaftlich war.

Wir sind beide der Meinung, dass wir noch viele Herausforderungen bei der
Entwicklung unserer Gesellschaft und unserer Wirtschaft haben. Trotzdem
muss man sehen, dass es China und Deutschland wirtschaftlich gut geht. Wir
haben Probleme, wir haben Schwierigkeiten, aber die sind nicht
unüberwindbar. Wichtig ist: Zwischen China und Deutschland kann man sich
wirtschaftlich sehr gut ergänzen. Wenn wir stärker zusammenarbeiten, dann
ist das eine gute Sache für beide Staaten, es ist auch von Nutzen für China
und die EU und es ist darüber hinaus auch für die ganze Welt von Nutzen.

Wir haben darüber hinaus auch vereinbart, dass wir im Juli wieder
zusammentreffen wollen, um gemeinsam die 5. Regierungskonsultationen
zwischen China und Deutschland durchzuführen. Wir haben uns auch einige
Gedanken gemacht, was für Vereinbarungen wir bei diesen
Regierungskonsultationen unterzeichnen möchten. Frau Merkel und ich werden
beide bei der Unterzeichnung dabei sein.

Wir haben auch vereinbart, dass wir diese hohe Dichte an höchsten Kontakten
fortsetzen möchten. Im Juli komme ich dann ja zu den nächsten
Regierungskonsultationen zu Ihnen, Frau Merkel; aber wir haben darüber
hinaus auch eine Reihe von ranghöchsten Dialogformaten. Dazu zählt, dass
wir mit Deutschland auf der Basis des gegenseitigen Respektes und auf
Augenhöhe den Menschenrechtsdialog fortsetzen möchten. Hinzu kommen auch
noch andere Konsultationen, zum Beispiel auch zum Thema Sicherheit beim
Gesetzesvollzug und in den Bereichen Politik, Wirtschaft, Kultur und
Gesellschaft sowie auch Wissenschaft und Technologien. Wir können also
wirklich noch weiter zusammenarbeiten, da ist noch viel Luft nach oben.

China und Deutschland sind beide gerne bereit, teilweise entstandene
technologische und industrielle Revolutionen, Herausforderungen und andere
Probleme gemeinsam zu meistern. Wir wollen zum Beispiel zusammenarbeiten in
puncto autonomes Fahren. Wir begrüßen es, wenn deutsche Autobauer im
Bereich autonomes Fahren in China Investitionen tätigen. Im Bereich NEV,
also Autos mit alternativen Antrieben, haben wir die
Beteiligungsbeschränken ja schon gelockert beziehungsweise also abgebaut.

Wir sind darüber hinaus bereit, auch in anderen Bereichen - also nicht nur
beim autonomen Fahren, sondern auch bei anderen neu entstandenen und
zukunftsträchtigen Wirtschaftszweigen - stärker mit Deutschland
zusammenzuarbeiten. Wir möchten gerne auch den Praktikantenaustausch
fördern. Deutschland hat eine sehr starke Fertigung, und in China betont
man auch diese Berufsmeisterschaft. Wir begrüßen das und möchten gerne noch
weitere chinesische Praktikanten nach Deutschland schicken, um von Ihnen
Fertigkeiten zu lernen, die wir auch für unsere Regierung brauchen.
Natürlich müssen sie sich auch an lokale deutsche Gesetze halten, und
illegale Einwanderung können und werden wir nicht erlauben.

Wir haben uns dann auch über internationale Fragen und auch über die
Beziehungen zwischen China und der EU ausgetauscht. China ist der
Auffassung, dass die internationale Wirtschaftslage und die internationale
politische Lage äußerst kompliziert sind. In der Weltwirtschaft zeichnet
sich aber eine Tendenz zum besseren ab. Angesichts dieser Situation ist es
für uns auch geboten, dass wir Weltfrieden und regionale Stabilität noch
mehr schätzen; wir müssen noch mehr Wert legen auf Entwicklung und
Prosperität in allen Regionen, in allen Staaten.

Unsere beiden Länder stehen auch zu den Regeln des Freihandels. Wir möchten
weiter am Freihandel und an Investitionserleichterungen arbeiten. Beide
Seiten, China und Deutschland, müssen hier gegenseitige Investitionen
stärken und hier mehr Toleranz und Offenheit zeigen. Chinas Tür steht hier
offen. Anders formuliert: Wir werden uns noch weiter öffnen. Durch die
Zusammenarbeit zwischen unseren beiden Staaten wollen wir ein Signal
senden: Beide Staaten stehen zum Freihandel, zum Multilateralismus.
Gleichzeitig befürworten beide Seiten die regionale wirtschaftliche
Integration. Wir stehen nach wie vor zum Integrationsprozess in Europa; wir
unterstützen ein Europa, das zusammensteht und blüht. Wir hoffen, dass die
EU durch diesen Zusammenschluss dann noch mehr blüht, denn wir sind der
Auffassung, dass das eine gute Sache für die Wahrung des Multilateralismus
ist. Das ist auch eine gute Sache für eine demokratische Gestaltung
internationaler Beziehungen. Das liegt nicht zuletzt auch im ureigenen
chinesischen Interesse.

In der chinesisch-deutschen Zusammenarbeit sehe ich wirklich noch viel Luft
nach oben. Unsere Zusammenarbeit befindet sich ja schon auf einem ziemlich
hohen Niveau, aber natürlich müssen wir uns hier noch weiterentwickeln. Ich
bin davon überzeugt, dass dieser Besuch von Ihnen, Frau Merkel, dazu
sicherlich einen neuen Beitrag leisten wird.

BK'in Merkel: Herr Ministerpräsident, ich freue mich, dass ich heute wieder
hier sein kann, auch mit einer Delegation von Wirtschaftsvertretern. Wir
haben enge Beziehungen. Wir hatten jetzt eine Weile Regierungsbildung in
Deutschland, und auch in China war ja zwischen dem Parteikongress und der
Regierungsbildung nach dem Volkskongress eine bestimmte Spanne. Jetzt
nehmen unsere gegenseitigen Aktivitäten wieder Fahrt auf; das ist gut so.

Wir haben heute dieses Treffen und ich werde morgen nach Shenzhen fahren,
um mich dort an dem Ort, an dem vor 40 Jahren die wirtschaftliche Öffnung
Chinas begonnen hat, darüber zu informieren, auf welchem Stand heute die
hochentwickelte Industrie Chinas ist. Dort sind auch sehr viele deutsche
Unternehmen tätig. So zeigt sich, dass es eine sehr enge Verflechtung gibt.

China und Deutschland setzen in der Tat auf Multilateralismus und sie
setzen auf fairen und freien Handel, der reziprok ausgestaltet sein muss.
Angesichts der technologischen Veränderungen haben wir natürlich auch immer
wieder darüber zu sprechen, wie wir in neuen Zeiten und angesichts neuer
Entwicklungen diese Dinge voranbringen.

Aber bevor ich auf den Handel komme, möchte ich auf die gesamte Breite
unserer Beziehungen kommen. Wir werden Anfang Juli die gemeinsamen
Regierungskonsultationen haben, und das Treffen hier dient auch schon der
Vorbereitung dieser Regierungskonsultationen. Wir haben den
Menschenrechtsdialog, den wir fortführen wollen. Wir wollen einen
Sicherheitsdialog einführen. Wir haben ein Rechtshilfeabkommen miteinander
abgeschlossen. Der Ministerpräsident hat schon darauf hingewiesen, dass wir
auch Kontakte für die jungen Leute haben, zum Beispiel eben einen besseren
Praktikantenaustausch. Auch das soll intensiviert werden und auch dazu
werden wir im Juli Abmachungen treffen können.

Wir sehen, dass sich gerade im Automobilbereich, in dem die Kooperation von
Deutschland und China sehr eng ist, vieles tut. Deshalb würden wir uns
wünschen, dass wir ein MoU ausarbeiten, in dem auch die neuen Entwicklungen
in der Automobiltechnologie eine Rolle spielen, nämlich zum Beispiel das
autonome Fahren. Hierüber können wir uns auch austauschen, und natürlich
wollen wir auch den gegenseitigen, reziproken Zugang gewährleisten.

Wir wissen, dass China vermehrt Investitionen in Deutschland tätigt, und
ich will ausdrücklich sagen, dass uns das recht ist, dass das in Ordnung
ist. Gleichzeitig darf ich noch einmal darauf hinweisen, dass Deutschland
in China im Jahre 2016 Direktinvestitionen in Höhe von 76 Milliarden Euro
getätigt hatte. Das sind 2100 deutsche Unternehmen, die in China 731
Arbeitsplätze mit absichern. Das sind schon gewaltige Zahlen, selbst für
ein so großes Land wie China. Hier wollen wir noch weitermachen. Wir freuen
uns daher auch über die Ankündigung der Öffnung in einigen Bereichen, zum
Beispiel im Bereich der Finanzwirtschaft, und auch über die Möglichkeit,
bei den Joint Ventures über 50/50 hinauszugehen. Ich denke, deutsche
Unternehmen werden auch von diesen Möglichkeiten Gebrauch machen und das
sehr schätzen.

Wir haben miteinander ein Gesprächsformat gefunden, in dem wir auch
schwierige Probleme ansprechen können und in dem wir uns offen austauschen
können. Insofern waren das sehr fruchtbringende Verhandlungen, die wir
jetzt geführt haben, die wir gleich im Gespräch mit der Wirtschaft noch
fortsetzen werden. Ich werde heute bei meinem Treffen mit Präsident Xi
sicherlich auch noch verstärkt über internationale Fragen sprechen, aber
wir haben uns jetzt erst einmal auf die bilaterale Kooperation und auf die
Europäische Union konzentriert.

Ich will ausdrücklich sagen: Ich wünsche mir Fortschritte beim
Investitionsschutzabkommen zwischen der EU und China, denn das ist die
Grundlage dafür, dass wir eines Tages auch ein Freihandelsabkommen bekommen
können. Ich glaube, das würde noch einmal unterstreichen, dass wir uns zum
Multilateralismus und zu einer internationalen Handelsordnung, die
regelbasiert ist, bekennen.

Herzlichen Dank also für den Empfang!

Frage : Eine Frage an den Ministerpräsidenten: Herr Ministerpräsident, Sie
haben von den guten deutsch-chinesischen Beziehungen auf allen Ebenen
gesprochen, haben aber auch gesagt, es gebe noch Luft nach oben. Darauf
würde ich gerne eingehen. Es gibt ja vonseiten der Wirtschaft die große
Sorge, dass ihre Investitionen in China nicht langfristig genug abgesichert
sind, und es gibt vonseiten der Politik und der Wirtschaft die Sorge, dass
es um die Rechtsstaatlichkeit in China nicht so gut bestellt ist. Ein
prominentes Beispiel ist da die in Hausarrest befindliche Liu Xia. Können
Sie bei beiden Punkten, also was die Sorgen der Wirtschaft wie auch die
Sorgen bezüglich der Rechtsstaatlichkeit betrifft, Perspektiven geben, die
diese Sorgen etwas mindern und da etwas mehr Vertrauen schaffen?

MP Li: In der Tat haben wir sehr gute, ausgezeichnete chinesisch-deutsche
Beziehungen. Diesen Beziehungen sind sehr gut und sie sind auch stabil -
aber nichts ist so gut, dass es nicht noch besser werden könnte, denn sonst
gäbe es ja keine Luft nach oben mehr. Natürlich gibt es auch bei besten
Beziehungen nach wie vor Differenzen. Deutsche Unternehmen investieren
gerne in China; das können wir nur herzlich begrüßen.

Natürlich gibt es da und dort auch Problemfelder, und eines davon ist die
Rechtssicherheit. Ich kann Ihnen mit aller Deutlichkeit sagen: China
entwickelt sich zu einem noch besser ausgebauten Rechtsstaat. Wir müssen
noch weiter daran arbeiten, das ist kein Problem. Es ist auch klar: Wenn es
Probleme etc. gibt, dann muss man das auch offen ansprechen. Frau Merkel
und ich werden gleich anlässlich des Runden Tischs des Beratenden
Wirtschaftsausschusses auch noch mit Wirtschaftsvertretern zusammentreffen.
Da wird sicherlich auch die Rechtssicherheit ein Thema sein. Kraft des
Gesetzes werden wir ihre Interessen in China als deutsche Investoren auch
schützen, und wenn es so ist, dass wir dabei noch besser werden können und
müssen, wenn wir da noch nicht attraktiv genug für deutsche Investoren
sind, dann werden wir das sicherlich korrigieren oder anpassen.

Wir haben auch über Menschenrechtsfragen geplaudert. Die chinesische
Verfassung schreibt ganz klar vor: Wir schützen und respektieren
Menschenrechte. Das steht in unserer Verfassung deutlich geschrieben. China
baut ja gerade an einem Rechtsstaat - ich habe es vorhin ja schon
ausgeführt. Die chinesische Regierung hat auch Respekt vor den
Justizbehörden, also vor der Rechtsprechung und vor den Vollzugsanstalten,
solange das alles im Rahmen des Gesetzes erfolgt. Andererseits ist auch
Humanität ein großes Anliegen, das uns am Herzen liegt. Wir respektieren
humanitäre Regeln und sind auch da gern zu einem Dialog mit der deutschen
Seite bereit.

Was Einzelfälle anbelangt, so hoffen wir, dass man auf der Basis der
gleichberechtigten Zusammenarbeit und der gegenseitigen Achtung miteinander
sprechen und im Gespräch bleiben kann. Wir werden dann die Problemfelder
aufzeigen, und wir hoffen, dass wir dann mit gegenseitigem Verständnis eine
angemessene Lösung finden können, damit alle hier das Gefühl bekommen, dass
das wirklich ein Dialog auf Augenhöhe ist.

Frage: Guten Tag an beide Regierungschefs! Wir haben zur Kenntnis genommen,
dass die für die EU geltenden Ausnahmen von den Strafzöllen der USA auf
Aluminium- und Stahlimporte schon Ende dieses Monats auslaufen werden. Wie
stehen Sie zu diesem Protektionismus, wie wird die EU darauf reagieren,
Frau Merkel?

BK'in Merkel: Wir sind der Ansicht, dass wir eine unbefristete Ausnahme von
diesen Zöllen bekommen sollten. Wir sind in Gesprächen mit der
amerikanischen Regierung, so wie auch die chinesische Regierung in
Gesprächen ist. Wir haben sehr gut zusammengearbeitet, gerade im Bereich
Stahl im Rahmen der G20 im Stahlforum, und habe dort einige der Probleme
auch wirklich lösen können. Deshalb hoffen wir, dass wir jetzt keine
Gegenmaßnahmen ergreifen müssen, und setzen weiter auf eine Ausnahme. Wir
sind zu Gesprächen bereit; dazu hat die Kommissarin auch die Möglichkeit,
und sie führt auch Gespräche mit den Amerikanern. Was dabei herauskommt,
muss man noch einmal sehen.

Frage: Eine Frage an die Kanzlerin: Internationale Krisen wie Nordkorea und
Iran haben Ihre Gespräche überschattet. Was wird China und was kann China
tun, um das Atomabkommen mit dem Iran nach dem Ausstieg der USA zu retten?
Wird China jetzt zum Beispiel massiv mit Unternehmen in den Iran gehen und
in die Lücken vorstoßen, die der Rückzug der europäischen Unternehmen
hinterlässt? Wird es durch den Ölhandel vielleicht sogar eine größere
Internationalisierung des Renminbi geben?

Auch in der Nordkorea-Frage ist China ein wichtiger Mitspieler und
Vermittler. Sind Sie nach Ihren Gesprächen überzeugt, dass Nordkorea es
wirklich ernst meint mit der atomaren Abrüstung - auch ernst im Sinne der
Forderung der USA, sehr bald - innerhalb von Monaten oder von einem Jahr -
seine Atomwaffen aufzugeben?

BK'in Merkel: Ein Teil der Fragen könnte vielleicht besser von China als
von mir beantwortet werden, sodass ich für einen Teil der Antwort auch gern
an den chinesischen Ministerpräsidenten abstelle.

MP Li: Wenn Sie ein paar Worte für mich einlegen könnten, dann würde ich
mich sehr freuen.

BK'in Merkel: Ja, ich gebe ein paar Worte ab. - Ich will von meiner Seite
sagen: Wir hoffen darauf, dass es wirklich zu einer Denuklearisierung in
Nordkorea kommt. Wir hoffen auch auf die Gespräche. Wir haben sehr
hoffnungsvolle Dinge gesehen, insbesondere in Bezug auf Südkorea, aber auch
in Bezug auf die Besuche hier in China.

Was das Iran-Abkommen anbelangt, so fühlt sich Deutschland diesem Abkommen
verpflichtet. Wir haben es über viele Jahre mit ausgehandelt. Es ist
müheselig gewesen, dieses Abkommen auszuhandeln, und es ist auch nicht
perfekt. Man muss sich aber immer die Frage nach den Alternativen stellen,
und die Alternativen sind noch unsicherer. Deshalb glauben wir, dass es
besser ist, zu diesem Abkommen zu stehen. Wenn es Sanktionen gibt, dann
kann es sein, dass ein Teil der europäischen Unternehmen aus dem Iran
weggeht. Natürlich entsteht dadurch die Möglichkeit, dass andere dann mehr
in den Iran hineingehen können. Das muss dann aber die chinesische
Entscheidung sein, dem kann ich nicht vorgreifen. Auf jeden Fall eint uns
die Haltung, dass wir dieses Abkommen nicht zur Disposition stellen wollen.

MP Li: Deutsche Journalisten verstehen es sehr gut, die Chance beim Schopfe
zu ergreifen - Sie haben Ihre Fragen, die Sie eigentlich an mich stellen
wollten, gleich auch mit an Frau Merkel gestellt, und Frau Merkel - eine
sehr, sehr kluge Frau - hat das dann auch an mich weitergeleitet.

Zur Lage auf der koreanischen Halbinsel: Dort beobachten wir Anzeichen der
Verbesserung, eine positive Entwicklung, und es gibt auch eine Entspannung.
Ich glaube, alle sollten weiter daran arbeiten, und zwar mit dem Ziel einer
atomwaffenfreien koreanischen Halbinsel. Das ist ein konsequenter
Standpunkt. Wir wollen hier weiterhin eine konstruktive Rolle spielen und
mit allen Beteiligten dafür sorgen, dass es zu diesem Dialog zwischen
Nordkorea und den USA beziehungsweise zwischen allen beteiligten Parteien
kommt. Schließlich kommt es auf eine Lösung dieser Problematik durch
friedliche Dialoge an, und das Endziel ist eine atomwaffenfreie koreanische
Halbinsel.

Zum Iran-Abkommen: Das ist eben auch ein multilaterales, ein umfassendes
Abkommen - und zwar ein Abkommen, das vom Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen indossiert worden ist. Das ist seriös, das muss man ernst nehmen.
Das ist eben im gesamten Umfang zu verstehen. Wenn man das jetzt
aufkündigt, dann hat das Konsequenzen, und zwar nicht nur für dieses
Abkommen, also den Iran-Deal, sondern darüber hinaus auch für die ganze
Welt. Auf Versuche in Richtung einer friedlichen Lösung von Konflikten hat
das sehr, sehr negative Folgen. Insbesondere können wir es uns nicht
leisten, dass diese Aufkündigung Frieden und Stabilität in der Welt und in
der Region gefährdet. China schätzt es, dass sich alle Parteien - dazu
gehört vor allem Deutschland - diesem Abkommen nach wie vor verpflichtet
fühlen; das haben Sie eben auch schon angesprochen. Man sollte eben auch
verantwortungsvoll zu dem Vereinbarten stehen, damit die betroffenen Seiten
dann trotz der Aufkündigung noch den Blick nach vorne richten können.

Nun haben wir eine neue Situation, aber trotzdem können wir es ja nicht
zulassen, dass chinesische Unternehmen dann gegen UN-Regeln verstoßen oder
entgegen den Vereinbarungen handeln können. Das ist nicht der chinesische
Grundsatz oder das chinesische Prinzip, und das sind auch keine
internationalen Prinzipien. Wir stehen eben zu den Vereinbarungen, zu den
Prinzipien der Vereinten Nationen, und wir stehen fest zum Iran-Deal.
Sollte es der Fall sein, dass chinesische Unternehmen gegen vereinbarte
Regeln verstoßen, dann wird die chinesische Regierung ganz strikt und
rigoros damit umgehen. Wir zeigen der Welt: China verhält sich hier ganz
verantwortungsbewusst.

Zu Ihrer Frage nach der Internationalisierung des RMB: Hat das einen Bezug
oder steht das im Zusammenhang mit dem Iran-Deal? Ich weiß nicht, was Sie
damit meinen, Herr Journalist. Die Internationalisierung unseres RMB hat ja
ganz und gar nichts mit dem Iran-Deal zu tun. Dabei geht es vielmehr um
unsere Bestrebungen in Richtung weltwirtschaftlicher Globalisierung. Ein
Beispiel: Letztes Jahr haben über 130 Millionen Chinesen Auslandsreisen
angetreten. Eine gewisse Internationalisierung unserer nationalen Währung
ist ja eine Erleichterung für chinesische Touristen, die ins Ausland
reisen; sie sind dann auch besser in der Lage, industrielle Fertigprodukte -
 auch deutsche Produkte - zu erwerben. Natürlich müssen wir die Stellung
des RMB richtig einschätzen. Wir sind ja im SDR-Währungskorb, also im
Sonderziehungsrecht, aber wir gehören nach wie vor nicht zu den
Leitwährungen dieser Welt. China ist immer noch das größte
Entwicklungsland, und die Stärke des RMB hängt auf das Engste zusammen mit
der Stärke unserer Wirtschaft. Wir haben ein BIP von durchschnittlich nur
8800 US-Dollar pro Kopf; da haben wir also noch einen langen Weg zu gehen,
wenn wir das mit den entwickelten Industrienationen vergleichen.

Eine weitere Internationalisierung des RMB erleichtert natürlich
Investitionen und Handel. Wir haben zum Beispiel eine Clearing-Bank für das
RMB-Geschäft mit Deutschland; das ist auch marktgängig. So sind wir besser
in der Lage, noch bessere Produkte, hochwertige Produkte anzubieten. Das
erleichtert und fördert auch beiderseitige Investitionen.

Eine Internationalisierung des RMB ist erstens von Nutzen für
Erleichterungen und Liberalisierungen im Handel und bei den Investitionen.
Zweitens ist das die Basis für jegliche Entwicklung, insbesondere in einem
Entwicklungsland. China ist eines davon, und bei der Internationalisierung
unserer Währung haben wir wirklich noch einen langen Weg zu gehen. Wir
haben ganz hohe Devisenreserven; das dürfen wir nicht alles in einen
Währungskorb werfen. Von daher ist die Entscheidung für den Euro eben auch
eine ganz wichtige Entscheidung für uns, was die Zusammensetzung des
Währungskorbs anbelangt. Daher erwerben wir auch weiterhin Euro-Bonds
beziehungsweise Euro-Schulden oder -Anleihen. Das ist eine gute Sache für
den Euro, für Europa, und auch für China. Ein starker Euro ist eine gute
Sache für uns beide. Wir sind ja ein längerfristig denkender,
verantwortungsbewusster Anleger, das kann ich Ihnen versichern. Ich bitte
Sie, diese Nachricht ganz objektiv in die Welt zu tragen. - Danke schön.

Frage: Guten Morgen! Ich habe eine Frage im Zusammenhang mit der
Zusammenarbeit im 16+1-Format: Man kann sagen, dass diese Zusammenarbeit
seit Beginn von riesigen Erfolgen gekrönt ist, aber wir beobachten auch
Bedenken, Befürchtungen unter Staatsführern in Europa. Hier versucht man
wahrscheinlich, die EU oder Europa zu spalten? Die verlangen dann auch eine
einheitliche Chinapolitik sämtlicher EU-Staaten, ob im 16+1-Format oder
nicht.

MP Li: Ist das eine Frage an mich? Warum schlagen wir dann nicht zwei
Fliegen mit einer Klappe - warum haben Sie die Frage nur an mich gestellt?
Ich habe es ja schon in unserem Gespräch mit Frau Merkel angesprochen.
Okay, dann fange ich trotzdem zuerst an.

Das 16+1-Format, diese Zusammenarbeit zwischen China und Staaten in Mittel-
und Osteuropa, gibt es schon seit vielen Jahren. Die Basis hierfür ist,
dass wir ein ähnliches Entwicklungsniveau aufweisen, denn die meisten
mittel- und osteuropäischen Staaten sind ja Länder mit einem mittleren
Einkommen. Das ist eben eine andere Schnittmenge mit der chinesischen
Wirtschaft. Wir können uns zwischen China und Deutschland also ergänzen,
weil Deutschland eben noch führend in Spitzentechnologien ist und China
eher am "low end" der Technologiekette ist. Wir können uns auf eine andere
Art und Weise aber auch mit den mittel- und osteuropäischen Staaten
ergänzen. Wichtig ist, dass diese Zusammenarbeit einer besseren Entwicklung
in diesen Staaten dient. Wir müssen also auch daran denken, dass unter
diesen Staaten auch solche sind, die der EU beitreten möchten; das sind
also auch EU-Beitrittskandidaten. Wir wollen gerne eine EU sehen, die
zusammensteht, die blüht und die sich weiterentwickelt. Wir betonen immer
wieder: Es muss alles auch im Einklang mit EU-Gesetzen erfolgen, man muss
sich daran halten. Wir haben auch immer wieder EU-Vertreter oder -
Beobachter zu entsprechenden Veranstaltungen eingeladen - und zwar auf
hohem Niveau -, die wir mit mittel- und osteuropäischen Staaten austragen.
Das ist also alles ganz offen und auch transparent. Wir wollen ja neben der
Zusammenarbeit im 16+1-Format eben auch insgesamt noch stärker mit der
gesamten EU zusammenarbeiten.

Innen- und außenpolitische Themen gehören nicht zum Gegenstand der
Zusammenarbeit im 16+1-Format. Ihre China-Politik ist insgesamt betrachtet
eben auch sehr chinafreundlich, aber natürlich kann man in Mittel- und
Osteuropa nicht von einer einheitlichen China-Politik sprechen. Aber wie
gesagt, wir können uns ergänzen. Man betont dort ja das gleiche Prinzip wie
wir das in China tun, nämlich das Prinzip einer unabhängigen und
selbstständigen Außenpolitik des Friedens; man sollte sich gegenseitig
respektieren, man sollte sich gleich behandeln etc. Innen- und
außenpolitisch muss jeder Staat eben auch seine eigene Stimme erheben, ohne
Einmischung Chinas; da wollen wir uns ja auch gar nicht einmischen.

Diese Zusammenarbeit ist sowohl für China als auch für Mittel- und
Osteuropa eine Win-win-Situation. Wenn wir hier also zusammenarbeiten, dann
gibt es überhaupt keine politischen Bedingungen als Prämisse; das gibt es
in diesem Format nicht. Wenn bei der eigenen Chinapolitik dieser Länder im
Vergleich zu anderen EU-Staaten eine andere Sprache gesprochen wird, dann
ist das doch deren eigene Entscheidung; da hat China doch kein Recht, sich
einzumischen. Wir respektieren eben auch die in der EU einheitlich
vereinbarte Außen- und Innenpolitik. - Danke.

BK'in Merkel: Erstens. Deutschland hat ja sehr privilegierte
Kooperationsformate mit China, zum Beispiel die Regierungskonsultationen
und auch eine sehr strategische und sehr regelmäßige Zusammenarbeit.
Insofern ist es eine gute Möglichkeit, das 16+1-Format zu schaffen. Wir
beobachten das natürlich ein bisschen dahingehend, dass es ein Format ist,
das auch auf die Schaffung von Infrastruktur eingerichtet ist. Das kann
ergänzend zu dem, was wir in der EU machen, sehr gut sein, weil man auch
einmal schauen kann: Geht es in einem solchen Format vielleicht schneller,
als wenn es von der EU alleine auf die Schiene gesetzt wird? Es gibt jetzt
ja zum Beispiel ein Projekt von Belgrad nach Sarajewo, und des Weiteren
gibt es EU-Projekte. So sind wir also auch ein bisschen im Wettbewerb
hinsichtlich der Frage: Wer bekommt das alles schneller hin?

Ich finde die Bemerkung des Ministerpräsidenten wichtig, dass es nicht um
innen- und außenpolitisches Auseinanderdividieren der EU geht und dass
natürlich auch die Regeln der EU eingehalten werden müssen, weil die
allermeisten Mitgliedstaaten eben auch Mitgliedstaaten der Europäischen
Union sind. Insofern: Da die Europäische Union aus sehr vielen Ländern
besteht, ist das natürlich auch eine Möglichkeit, mit einer Gruppe, die in
der Tat entweder noch nicht in der EU ist oder noch nicht so lange in der
EU ist und deren Bruttoinlandsprodukte pro Kopf auch deutlich geringer sind
als das von anderen Teilen, zusammenzuarbeiten. Ich glaube, das kann sich
miteinander vertragen, die EU kann dort Vertreter hinschicken, und es hängt
dann von den Kollegen aus Europa ab, dass sie uns über das informieren, was
da passiert. Ich glaube aber, im Großen und Ganzen ist das so okay.

MP Li: Einige kleine persönliche Ergänzungen von mir: Anfang des kommenden
Julis veranstalten wir - das haben wir ansatzweise schon vereinbart - in
Peking einen EU-China-Dialog. Ich werde mit den beiden Präsidenten Tusk und
Juncker Gespräche führen und werde die beiden über den Stand der
Zusammenarbeit im 16+1-Format informieren. Es ist seit jeher unser Wunsch,
dass wir mit der EU dann auch ein Investitionsschutzabkommen unterzeichnen
können, das ja beiderseitige Investitionen fördert. Ich sehe jetzt auch
positive Anzeichen. Deutschland steht ja auch zum EU-Prinzip, das heißt,
was die Verhandlungen über dieses Investitionsschutzabkommens anbelangt, so
muss das alles auf EU-Ebene erfolgen. Wir hoffen sehr, dass wir die
Verhandlungen zu einem baldigen Ergebnis führen können. Wir möchten da
gerne Dialoge führen, und wir hoffen, dass dieser EU-China-Gipfel dann auch
erfolgreich verlaufen wird. Wir hoffen, dass die EU eben weiter
zusammensteht und blüht. - Danke schön.

Donnerstag, 24. Mai 2018
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PRESSEKONFERENZ/1670: Regierungspressekonferenz vom 23. Mai 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch 23. Mai 2018

Regierungspressekonferenz vom 23. Mai 2018

Themen: Kabinettssitzung (Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur
Änderung bewachungsrechtlicher Vorschriften, Entwurf eines Sechzehnten
Gesetzes zur Änderung des Atomgesetzes), Datenschutz-Grundverordnung,
bevorstehende Reise des Außenministers nach Helsinki, Gedenkfeier
anlässlich des Brandanschlages von Solingen, Äußerungen des ifo-Chefs Fuest
zu Italien, Abschiebeflug nach Kabul, Fall des in Kiew festgenommenen
Journalisten von RIA Nowosti, Handelsstreit zwischen der EU und den USA,
Beschluss des UN-Menschenrechtsrates über die Entsendung einer unabhängigen
Untersuchungskommission zur Untersuchung der gewaltsamen
Auseinandersetzungen an der Grenze zwischen dem Gazastreifen und Israel,
Reise der Bundeskanzlerin in die Volksrepublik China, Bitte der
Volksrepublik China an Fluggesellschaften zur Ausweisung Taiwans als
chinesisches Reiseziel, Ankündigung des Bundesverbandes Öffentlicher Banken
über ein Einfrieren der Geschäftsaktivitäten im Iran, völkerrechtliche
Bewertung der türkischen Militäroffensive auf Afrin


Sprecher: StS Seibert, Einhorn (BMWi), Korff (BMI), Haufe (BMU),
Steffen (BMJV), Burger (AA)



Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren! Das Erste aus dem Kabinett,
wovon ich Ihnen berichten kann, ist der Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur
Änderung bewachungsrechtlicher Vorschriften. Worum geht es? Es sind Ende
2016 schärfere Regeln für das Bewachungsgewerbe in Kraft getreten. Als man
das damals reformierte, entschied man auch, bis zum 31. Dezember dieses
Jahres ein "Nationales Bewacherregister" zu errichten. Wie dieses Register
ausgestaltet sein soll, damit hat sich heute das Kabinett befasst, und dazu
hat es einen Beschluss gefasst. In diesem neuen Register, das beim
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, BAFA, angelegt wird, werden
also bundesweit Daten zu Inhabern und zum Personal von
Bewachungsunternehmen elektronisch auswertbar erfasst und auch ständig
aktualisiert gehalten. So werden Kontrollen vor Ort erleichtert, so wird
mehr Transparenz geschaffen. Gleichzeitig ist ein solches Register ein
Beitrag zur Digitalisierung der Verwaltung und zum Abbau von Bürokratie.

Der zweite Punkt, mit dem sich das Bundeskabinett befasst hat, ist die 16.
Novelle des Atomgesetzes. Der Gesetzentwurf, der von den Ministern und
Ministerinnen beschlossen wurde, dient der Umsetzung des
Bundesverfassungsgerichtsurteils vom 6. Dezember 2016.

Zur Einordnung: Nach der Reaktorkatastrophe in Fukushima 2011 war ja die
kurz zuvor beschlossene Laufzeitverlängerung für Kernkraftwerke durch die
damals 13. Atomgesetznovelle zurückgenommen worden, und der Betrieb der
Kernkraftwerke war, zeitlich gestaffelt, bis zum im letzten Fall dann 31.
Dezember 2022 befristet worden. Dagegen hatten die drei Energieversorger
E.ON, RWE und Vattenfall beim Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe
geklagt. Das Bundesverfassungsgericht hatte in seinem Urteil 2016
festgestellt, dass die 13. AtG-Novelle von 2011 im Wesentlichen mit den
verfassungsrechtlichen Vorgaben im Einklang steht und dass es lediglich in
Randbereichen verfassungsrechtliche Beanstandungen gab. Diese Randbereiche
trafen die Energieversorger Vattenfall und RWE insoweit, als sie durch die
Novelle von 2011 daran gehindert worden sind, die ihnen 2002 zugewiesenen
Reststrommengen konzernintern zu verstromen. Außerdem müssten die
sogenannten frustrierten Investitionen, von denen man dabei spricht, aller
vier Energieversorgungsunternehmen, die im Vertrauen auf die 2010
beschlossene Laufzeitverlängerung, was die zusätzlich gewährten
Reststromkontingente angeht, vorgenommen wurden, einem angemessenen
Ausgleich zugeführt werden.

Der heutige Gesetzentwurf beseitigt also nun die vom
Bundesverfassungsgericht verfassungsrechtlich festgestellten
Beanstandungen, indem er einen angemessenen finanziellen Ausgleich regelt. -
 So weit mein Bericht aus dem Kabinett.

Frage: Hat die Reglementierung der privaten Wachdienste auch damit zu tun,
dass man immer wieder gehört hat, dass es Übergriffe dieser Wachdienste
gab, beispielsweise in Flüchtlingsheimen?

StS Seibert: Vielleicht kann sich dazu das zuständige
Bundeswirtschaftsministerium noch genauer äußern. Ich habe ja darzustellen
versucht, dass das die Umsetzung eines Beschlusses ist, den man Ende 2016
gefasst hat, als man schärfere Regeln in Kraft setzte und gesagt hat: Wir
brauchen bis Ende 2018 ein solches elektronisches Bewacherregister. Das
wird nun heute eingeführt. Aber vielleicht will das BMWi noch etwas dazu
sagen.

Einhorn: Im Grunde kann ich dem auch nichts hinzufügen. Es hatte
verschiedene Ziele: diese Überwachung transparenter zu machen, die
Digitalisierung voranzutreiben und natürlich auch Dinge wie die
Zuverlässigkeit usw. dieses Gewerbes besser und schneller und auch
einfacher prüfen zu können.

Zusatzfrage: Welchen Stellenwert hatte denn dann, als man dieses
Gesetzesvorhaben vor eineinhalb Jahren anging, die Erwägung, dass man das
auch einfach besser kontrollierbar machen muss?

Einhorn: Das kann ich Ihnen jetzt nicht sagen. Ich kann mich nur noch
einmal bei den Kollegen erkundigen, die damals schon mit dem Thema befasst
waren.

StS Seibert: Was man sagen kann, bezogen auf die Verschärfung der
bewachungsrechtlichen Vorschriften 2016, ist, dass man damals ja zum
Beispiel auch für Bewachungsunternehmer sowie für Bewachungspersonal in
leitender Funktion, das für die Überwachung von Flüchtlingsunterkünften
oder zugangsgesicherten Großveranstaltungen eingesetzt werden soll, einen
Sachkundenachweis eingeführt hat. Das heißt, anhand dieser Formulierungen
von 2016 bekommen Sie schon eine Vorstellung davon, was der damalige Sinn
dieser Veränderung des Bewachungsrechts war.

Frage: Was wird denn in der Datenbank erfasst? Wer wird darauf Zugriff
haben?

Einhorn: Darin werden zum Beispiel Angaben zu Erlaubnisinhalten - also,
wenn eine Erlaubnis erteilt wird, was die für einen Inhalt hat - und
Ergebnisse der Zuverlässigkeitsprüfungen, von denen wir gerade schon
gesprochen haben, erfasst. Auch Sachkunde- und Unterrichtungsnachweise, die
die Gewerbe halt beibringen müssen, werden dann dort gespeichert. Es geht
darum, das eben elektronisch-digital zu machen, das schneller auswerten und
erfassen zu können und es dann auch immer auf dem aktuellen Stand zu
halten.

Zusatzfrage: Wer wird darauf Zugriff haben, auch die Verbände oder
Privatpersonen?

Einhorn: Nein. Das ist ja beim Bundesamt für Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle angesiedelt, wie Herr Seibert schon gesagt hat, und
insofern ist das ein Register, in dem dann natürlich auch Daten der
Unternehmen usw. gespeichert sind. Insofern kann darauf nicht jeder Zugriff
haben.

Frage: Frau Einhorn, ich würde trotzdem gerne erst einmal versuchen, es
systematisch zu verstehen. Dieses Register als solches soll jetzt in
elektronischer Form errichtet werden, wenn ich das richtig verstanden habe.
Ich habe verstanden, die Datenbank liegt dann beim BAFA. Die Frage des
Kollegen Jordans ist ja berechtigt: Wer hat dann darauf Zugriff? Gibt es
also in irgendeiner Form Schnittstellen, beispielsweise zu INPOL oder zu
ähnlichen polizeilichen Systemen? Gibt es dort also eine Schnittstelle, die
vorgesehen ist, oder ist das alles sozusagen nur eine autarke Datenbank,
die aus Informationen gespeist wird, die bereits vorher aus irgendwelchen
anderen Datenbanken kamen?

Einhorn: Da müsste ich mich, ehrlich gesagt, noch einmal erkundigen. Ich
weiß nicht, ob eventuell das BMI noch etwas darüber weiß, wenn es um solche
Schnittstellen geht. Wir werden Ihnen das nachreichen.

Korff: Ich habe das tatsächlich nicht mitgebracht. Ich weiß es nicht.

Frage: Ich habe zunächst zwei Nachfragen zum Gesetzestext des Atomgesetzes.
In der ursprünglichen Fassung stand noch, dass man von einer Summe im
niedrigen einstelligen Milliardenbereich bis zu einer Summe im
dreistelligen Millionenbereich ausgeht. In der neuen Fassung steht nur noch
der obere dreistelligen Millionenbereich. Wieso ist diese Schätzung da
optimistischer geworden? Wohin ist also diese Milliarde verschwunden?

Die andere Sache, die sich geändert hat, ist, dass jetzt über die
Entschädigungssumme nicht mehr das BMU alleine entscheidet, sondern BMU und
BMWi gemeinsam entscheiden. Was ist denn dafür der Grund? Traut man das dem
BMU alleine nicht zu?

Haufe: Zum finanziellen Ausgleich und zu dessen Höhe kann ich nur sagen,
dass dessen Höhe dann feststeht und berechnet werden kann, wenn alle
Kraftwerke abgeschaltet worden sind, nämlich Ende 2022. Mehr kann ich Ihnen
heute nicht dazu sagen. Ich habe keine Zahlen vorliegen. Es wäre auch
unseriös, heute irgendwelche Zahlen oder Nullen zu verbreiten.

Zusatz: Das haben Sie hier aber getan. Im alten Gesetzentwurf und im neuen
ist ja jeweils eine Schätzung enthalten.

Haufe: Das sind Schätzungen, richtig, und - - -

Zusatzfrage: Warum hat sich die Schätzung verändert? Was ist zwischen Ende
April und jetzt an neuen Erkenntnissen hinzugekommen?

Haufe: Ich kann Ihnen das hier an dieser Stelle nicht beantworten. Das
können wir Ihnen schriftlich noch beantworten. Sie haben diese Frage auch
schon schriftlich an uns gestellt, und darauf werden Sie noch heute eine
Antwort bekommen.

Zusatzfrage: Zum einen war der zweite Teil meiner ersten Frage noch offen,
warum das jetzt nicht mehr nur im Zuständigkeitsbereich des BMU liegt.
Außerdem hätte ich noch eine weitere Frage dazu.

Haufe: Energiefragen werden auch mit dem BMWi besprochen. Ich sehe darin
jetzt kein Problem.

Zusatz: Auch hier ist die Frage nur: Im ersten Entwurf war es anders, und
insofern muss es ja einen Grund dafür geben, dass es geändert worden ist.

Haufe: Vielleicht haben Sie einen Gesetzentwurf gelesen, der noch nicht
durch die Ressortabstimmung gegangen ist.

Zusatz: Eben!

Haufe: Ja.

Zusatzfrage: Dann hätte ich noch eine inhaltliche Frage, wenn ich darf; das
waren ja nur Verständnisfragen. Es gibt ja von diversen Verbänden die
Forderung, weil wir im Norden des Landes ja einen Strommengenüberschuss und
dieses sogenannte Netzengpassgebiet haben, in dem deswegen auch keine oder
weniger Erneuerbare-Energien-Anlagen errichtet werden dürfen, in diesen
Gebieten eine Übertragung von Strommengen auf bestehende Kernkraftwerke
nicht zu erlauben - was dann, glaube ich, Brokdorf und Emsland betreffen
würde -, um diese Netzengpässe nicht weiter zu verschärfen. Diese Forderung
ist ja jetzt nicht aufgegriffen worden. Mich würde interessieren, ob die
überhaupt ein Thema war, ob Sie die nachvollziehen können und warum man
diese nicht ganz unsinnig klingende Forderung nicht berücksichtigt hat.

Haufe: Auch über Entscheidungen dazu, inwieweit welche Strommengen
demnächst noch übertragen werden, kann ich Ihnen heute an dieser Stelle
keine Auskunft geben. Das ist auch nicht meine Aufgabe. Dafür gibt es
verschiedene Institutionen und Organisationen, die das zu entscheiden
haben. Ich kann Ihnen dazu heute nichts sagen.

Ich denke, das Entscheidende an diesem Gesetz ist, dass wir jetzt einen
wasserdichten Atomausstieg bis 2022 haben. Die möglichen Unsicherheiten,
die hier noch vonseiten der Energieversorger in den Raum gestellt wurden,
sind geklärt, und wir haben ein Bundesverfassungsgerichtsurteil, das einen
Ausstieg aus einer Energieform für verfassungsgemäß hält. Das ist die
zentrale Botschaft dieses Gesetzes und des heutigen Tages, und das ist der
Ministerin, glaube ich, auch am allerwichtigsten. Die Detailfragen, die Sie
aufgeworfen haben, werden in den zuständigen Gremien und Institutionen
demnächst entschieden werden.

Frage: Ich würde es doch noch einmal versuchen, Herr Haufe. Ich habe es
noch nicht ganz verstanden. Könnten Sie uns eine Größenordnung nennen, auf
die man sich einstellen muss und auf die sich vielleicht auch der
Bundeshaushalt einstellen muss? Es war ja einmal von Milliarden die Rede,
und jetzt sind es ein paar Hundert Millionen. Was ist denn eine
verlässliche Größenordnung, mit der man rechnen kann?

Die Zweite ist: Wie darf ich mir das als Laie vorstellen? Reichen die
Energieversorger dann einfach nur die Strommengen ein, und das wird dann
nach dem Auslaufen der Atomkraftwerke eins zu eins gezahlt?

Haufe: Ich bleibe dabei: Ich kann Ihnen heute keine konkrete Zahl nennen.
Dass es Millionen sind und dass es auch die eine oder andere Null dabei
gibt, ist klar. Aber ich werde hier heute sicherlich nicht im Rahmen einer
seriösen Argumentation schon Berechnungen vorlegen. Das können wir erst
dann tun, wenn die Kraftwerke komplett abgeschaltet sind.

Ja, so eine Berechnung fußt auf Nachweisen, die die
Energieversorgungsunternehmen einreichen müssen. Sie müssen zum Beispiel
Investitionen, die sie in dem genannten Zeitraum von Oktober 2010 bis März
2011 getätigt haben - in Zuversicht darauf, dass die Atomlaufzeit einmal
verlängert worden ist -, eben tatsächlich so getätigt haben, dass sie jetzt
tatsächlich wegfallen und dass durch die neue Festlegung der Laufzeiten
eben auch ein Verlust entstanden ist. Wenn sie das nachweisen können, wenn
sie so einen Nachweis für eine frustrierte Investition haben, dann fließt
das in diese Berechnungen ein. Ansonsten schaut man sich eben auch die
Reststrommengen an, die möglicherweise durch diese Verkürzung der Laufzeit
wegfallen. Die frustrierte Investition und die mögliche Reststrommenge, die
weggefallen ist, betrachtet man auch anhand der gängigen Marktpreislage und
berechnet daraus dann einen Ausgleich. Dieser Ausgleich enthält aber auch
einen Vorteil; denn die Energieversorgungsunternehmen haben auch Vorteile
dadurch, dass sie die Atomkraftwerke nicht länger betreiben müss
en. Dieser Vorteil könnte zum Beispiel auch ein gewisser
Instandhaltungsvertrag oder ein bestimmter Vertrag zum Thema "Sicherheit
des Atomkraftwerks" sein, die man dann nicht mehr weiterführen muss. Solche
Vorteile führt man dann auch in die Berechnung mit ein.

Zusatzfrage: Ich bin ja immer noch ganz begeistert von den frustrierten
Investitionen. Da habe ich noch die Frage: Wer prüft denn dann die
Plausibilität der Angaben der Energieversorgungsunternehmen? Machen Sie
das, macht das das BMWi, oder wer ist dafür zuständig?

Haufe: Für die Aufsicht der Atomkraftwerke sind ja die Länder zuständig,
und diese und das zuständige Bundesministerium für nukleare Sicherheit sind
dabei, das zu prüfen.

Frage: Herr Haufe, haben die Atomkraftwerksbetreiber Vorteile, wenn sie
ihre Atomkraftwerke vorab, also noch vor dem Ende der vereinbarten
Laufzeit, abschalten?

Haufe: Ja. Sie haben ja dann bestimmte Kosten auch nicht mehr, und das
bezeichnet man als Vorteil.

Zusatzfrage: Gibt es von Regierungsseite etwas in Ihrem Entwurf, das die
Betreiber dazu bringt, diese Kraftwerke noch früher abzuschalten?

Haufe: Es gibt für alle Atomkraftwerke feststehende Abschaltzeiten, also
ein festes Abschaltdatum. Das ist festgelegt. Dafür gibt es eine Liste.
Diese Liste ist auch auf unserer Webseite einsehbar. Jedes Atomkraftwerk
hat einen Stichtag, an dem es abgeschaltet wird. Das wissen die Betreiber.
Ich kann Ihnen die Tage nicht alle nennen.

Frage: Herr Haufe, ich würde gerne noch einmal auf Herrn Kreutzfeldt und
die danach folgenden Fragen zurückkommen, denn ich verstehe es immer noch
nicht. In Ihrem Gesetzentwurf steht schlicht und einfach: "Aus heutiger
Sicht erscheint ein Betrag im oberen dreistelligen Millionenbereich
plausibel." Jetzt sagen Sie: "Zu Berechnungen kann ich Ihnen hier nichts
sagen." Aber das muss ja irgendwie berechnet worden sein. Wie kann das also
sein? Sie können ja hier eine Pi-mal-Daumen-Schätzung machen. Erklären Sie
das also einmal!

Haufe: Ich kann Ihnen das jetzt, wie gesagt, hier an dieser Stelle nicht
erklären. Ich kann sehr gut verstehen, dass Sie es besser verstehen wollen.
Ich habe ja auch gesagt: Die Anfrage von Herrn Kreutzfeldt ist heute auch
schon bei uns eingetroffen. Wir werden sie beantwortet, und Sie werden das
dann auch auf dem üblichen Weg zugesendet bekommen.

Frage: Ich habe eine Frage zum Thema Datenschutz-Grundverordnung. Herr
Seibert hatte das jetzt als Thema nicht erwähnt, weil es dazu jetzt keinen
Gesetzentwurf gab. Aber es gab ja zumindest die dringende Forderung aus der
Unionsbundestagsfraktion, und zwar der Spitze, dass sich das Kabinett heute
noch einmal mit dem Thema beschäftigen sollte, und zwar insbesondere mit
dem Themenkomplex Abmahnwesen und mit der Angst der Betroffenen, wenn diese
Datenschutz-Grundverordnung am Freitag in Kraft treten wird. Ist über
dieses Thema gesprochen worden? Gibt es ein Eckpunktepapier, wie es
gefordert wurde, Herr Seibert?

StS Seibert: Nein, im Kabinett ist über das gesprochen worden, was ich
Ihnen vorgetragen habe.

Frage: Die Wirtschaft, vor allem die mittelständische Wirtschaft, ist sehr
überrascht oder tut so. Hat sich das Wirtschaftsministerium irgendetwas
vorzuwerfen, was die Informationsarbeit hinsichtlich der Verordnung angeht,
oder hat es vielleicht den Kammern diesbezüglich etwas vorzuwerfen?

Einhorn: Wie Sie sagen, weiß man ja seit zwei Jahren, dass die Verordnung
am Freitag in Kraft treten wird. Das Wirtschaftsministerium und auch das
BMI begleiten den Prozess auch gegenüber den Unternehmen und Verbänden seit
vielen Monaten sehr eng. Insofern haben wir dort viel Unterstützungsarbeit
und auch Informationsarbeit geleistet. Unter anderem waren Kollegen von mir
in den letzten Monaten seit Anfang des Jahres bundesweit auf insgesamt 31
Workshops und haben dabei zusammen mit den Kammern vor Ort Unternehmen über
die Verordnung und darüber, wie man sie in der Praxis umsetzen kann und
sollte, informiert. Das hat sich vor allem an KMU gerichtet, die bei der
Problematik, die es teilweise mit der Umsetzung gibt, ja jetzt auch
besonders im Fokus stehen. Wir werden auch weiterhin zusammen mit dem BMI,
den Gewerkschaften, den Wirtschaftsverbänden und den Unternehmen an dem
Thema dran bleiben und schauen, wie das einerseits weiter umgesetzt wird -
das ist nämlich wahrscheinlich noch nicht überall abgeschlossen; davon ist
auszugehen - und wie sich das andererseits auch mit eventuellen Abmahnungen
entwickelt, was ja jetzt gerade auch ein großes Thema ist. Auch darauf
werden wir auf jeden Fall ein Auge haben.

Zusatzfrage: Es gibt ja gerade aus dem Bereich der KMU die Forderung,
wenigstens innerhalb der Übergangszeit Kulanz walten zu lassen, weil eben
alle noch nicht so vorbereitet waren. Wie stehen Sie denn dazu? Wird der
Hammer der Strafen - bis zu 4 Prozent des Umsatzes - da gleich fallen, da
wird man sagen "Okay, wir geben euch noch eine Weile, wir ermahnen euch und
schauen dann wieder"?

Einhorn: Hiermit sprechen Sie eine Frage an, die jetzt nicht in unsere
Zuständigkeit fällt, sondern das liegt in der Zuständigkeit der
Datenschutzaufsichtsbehörden. Auch von denen hat man ja in den letzten
Tagen und Wochen in den Medien einiges lesen können. Der Tenor ist ja
eigentlich, dass man da mit Augenmaß walten wird; so verstehe ich das. Aber
im Endeffekt sind das unabhängige Entscheidungen, die nicht in unsere
Zuständigkeit liegen.

Vorsitzende Wefers: Frau Voßhoff hat sich hier gestern an dieser Stelle
auch dazu erklärt, falls das nicht bekannt ist.

Korff: Genau, ich hätte auch auf die Erklärung von Frau Voßhoff
hingewiesen. Ich würde aber auch gerne noch einmal unterstreichen, dass
auch von uns in Zusammenarbeit mit dem BMWi alles an Aufklärung - also
sozusagen sehr viel an Aufklärungsarbeit - auf unterschiedlichen Ebenen
geleistet worden ist. Darüber wurde hier ja auch schon berichtet; die
Workshops usw. muss ich, glaube ich, nicht im Einzelnen aufzählen. Das BMI
hat natürlich seinerseits durch eine sehr schnelle Umsetzung - quasi am
schnellsten von allen Mitgliedstaaten - der Anpassung des Gesetzes an die
Datenschutz-Grundverordnung im letzten Sommer auch sehr schnell Klarheit
geschaffen.

Gleichwohl gilt hinsichtlich der Frage, die Sie ansprechen, nämlich die
sozusagen angedrohte Abmahnpraxis, die in der Tat vor allem von KMU usw.
auch an uns herangetragen wird: Das BMI und der Minister nehmen die sehr
ernst. Er hat sie auch zum Anlass genommen, sich an die
Datenschutzbehörden, also an die Aufsichtsbehörden - sprich die
Datenschutzbehörden der Länder und die Bundesdatenschutzbeauftragte -, zu
wenden und für eine verhältnismäßige Anwendung zu werben,
selbstverständlich bei Unterstreichung ihrer Unabhängigkeit. Er hat mit
seinem Schreiben unterstrichen, dass es ihm ein Anliegen ist, dass da
sozusagen verhältnismäßig und mit Augenmaß vorgegangen wird.

Frage: Frage an das BMI: Sind konkrete Maßnahmen geplant, um zu verhindern,
dass, gedeckt durch diese neuen Auskunftsrechte der Verbraucher, so eine
Art Abmahnindustrie entsteht?

Korff: Die Frage, inwieweit da gesetzgeberischer Handlungsbedarf besteht,
wird in der Tat auch im mit dem OWG, sagen wir einmal, für das Abmahnrecht
zuständigen BMJV beraten und besprochen. Aber das, was wir tun können, um
die Sorge sozusagen ernst zu nehmen, haben wir konkret und im Moment getan,
indem wir jetzt sozusagen erst einmal insofern unseren Wunsch gegenüber den
Bundesdatenschutzbehörden zum Ausdruck gebracht haben.

Zusatzfrage: Wie wird man denn damit umgehen? Es gibt ja, glaube ich, auch
ein paar offene Klauseln in der Datenschutz-Grundverordnung. Wie wird man
mit Behörden, mit staatlichen Institutionen umgehen? Ich weiß nicht, ob das
überhaupt eine Frage an das BMI ist. Müssen die auch damit rechnen, bei
Verstößen mit einer Geldbuße belangt zu werden?

Korff: Der Herr Steiner könnte die Frage wahrscheinlich sogar besser
beantworten als wir. - Die gesamten Fragen der Anpassung des behördlichen
Datenschutzes, was sozusagen das Gesamtpaket der Gesetze angeht, die mit
Blick auf die Umsetzung für den behördlichen Datenschutz geändert werden
müssen, befinden sich derzeit in der Vorbereitung durch das sogenannte
Omnibus-Gesetz. Dabei werden all diese Fragen sozusagen auch geklärt
werden. Nein, ich glaube auch, Bußgeldvorschriften für öffentliche Behörden
sind nicht das Maß.

Frage: Herr Seibert, nur noch einmal zum Verständnis, weil Sie ja gesagt
haben, dass heute nicht passiert ist, was sich maßgeblich Vertreter der
Unions-Bundestagsfraktion vom Kabinett gewünscht haben. Heißt das im
Umkehrschluss, dass die Bundesregierung die Sorgen, die da sehr explizit
geäußert wurden, für übertrieben und falsch hält? Oder was bedeutet das?

StS Seibert: Nein. Das heißt es natürlich nicht. Ich glaube auch, nichts in
der Richtung habe ich gesagt. Sie haben mich gefragt, ob das heute im
Kabinett war und ich habe Ihnen gesagt, dass es nicht im Kabinett war. Aber
die Kollegin aus dem Bundesinnenministerium hat ja gerade ausführlich dazu
vorgetragen. Sie hat auch das Bundesjustizministerium erwähnt und das UWG.
Vielleicht kann die Sprecherin des Justizministeriums dazu noch etwas
sagen.

Ich kann nur sagen, es war nicht im Kabinett. Aber den Schluss, den Sie
daraus ziehen, hielte ich für nicht zulässig.

Steffen: Ich fürchte, wesentlich erhellen kann ich das nicht. Aber es ist
in der Tat so, dass wir da einen klaren Arbeitsauftrag im Koalitionsvertrag
haben.

Ich kann es ja einmal kurz zitieren:

"Wir wollen den Missbrauch des bewährten Abmahnrechts verhindern, zum
Beispiel durch die Einschränkung des fliegenden Gerichtsstandes (...)."

Also auch da wurde ein konkreter Ansatzpunkt genannt. Wir sind mit dem BMI
in wirklich guten Gesprächen.

Vielleicht noch einmal zur Beruhigung: Die kleinen und mittelständischen
Unternehmen und auch Vereine - sie waren ja auch in der letzten Zeit oft
genannt -, die bisher schon transparent informieren und sich an das
Datenschutzrecht halten, werden weder die stärkeren Verbraucherrechte noch
hohe Sanktionen zu fürchten haben.

Bis heute und nach jetziger Rechtslage gab es übrigens keine massenhaften
Abmahnungen im Zusammenhang mit dem Datenschutzrecht.

Frage: Frau Korff, gibt es denn irgendwelche Pläne beim BMI,
Ausnahmeregelungen zu formulieren, zum Beispiel für kleine und
mittelständische Unternehmen oder Vereine, die ja jetzt auch bei uns in
vielen Berichten darüber klagen, dass sie große Sorgen haben, das überhaupt
schultern zu können?

Korff: Man muss ja schauen, was europarechtlich an Ausnahmeregelungen
möglich wäre. Das Gesetz ist jetzt so, wie es ist, da und die Verordnung
auch. Das trägt im Übrigen schon eine sehr klare, deutsche Handschrift, was
verhältnismäßige Anwendung usw. betrifft.

Abmahnfragen sind natürlich nicht Gegenstand der Datenschutzgrundverordnung
als solche. Deswegen sind sie ja gerade Teil des UWG, was dann wiederum
beim BMJ liegt.

Zusatzfrage: Das heißt, konkrete Ausnahmen plant Ihr Minister jetzt nicht,
etwa für den kleinen Turnverein oder das mittelständische Unternehmen?

Korff: In Bezug auf Abmahnungen hatten wir - -

Zusatzfrage: Ganz grundsätzlich?

Korff: Grundsätzlich ist das Gesetz "as it is" beschlossen. Es tritt
übermorgen in Kraft. Derzeit sind keine gesetzlichen Änderungen daran
geplant, aber im Übrigen auch tatsächlich nicht möglich.

StS Seibert: Vielleicht darf ich noch einmal das sagen, was wir hier
neulich schon gesagt haben, als das Thema ausführlich besprochen wurde.

Wir planen jetzt keine kurzfristigen Änderungen bei dem schon beschlossenen
allgemeinen deutschen Datenschutzrecht, und wir planen jetzt auch keine
kurzfristige EU-Initiative. Wir werden aber sehr genau die Erfahrungen, die
mit diesem neuen Recht gemacht werden, beobachten. Wir werden genau
hinschauen, wie die Vorschriften in der Praxis angewandt werden, welche
Auswirkungen das auf die Verbraucher hat, auch auf die Wirtschaft und die
Behörden insgesamt, und welche Belastungen da entstehen.

Dabei werden wir natürlich auch die Erfahrungen in den anderen EU-Staaten
berücksichtigen. Das gilt auch für etwaige Sanktionsmechanismen oder die
jetzt geäußerte Besorgnis vor dem Anstieg von Abmahnverfahren. Das alles
wird sehr genau beobachtet werden. Darauf hat, glaube ich, auch gestern die
Bundesbeauftragte für Datenschutz hier hingewiesen. Sie wissen, dass wir
schon ziemlich zeitnah eine Evaluation dieser Grundverordnung und ihrer
Auswirkungen vorgesehen haben.

Frage: Aber eine Frage ist gestern bei Frau Voßhoff noch offen geblieben.
Sie betraf das BMI, nämlich die Frage der Meldungen an die Kommission
bezüglich Artikel 85 Datenschutzgrundverordnung, spezifischere Ausnahmen im
Bereich Urhebergesetz, zum Beispiel die Frage der Weiteranwendbarkeit als
Ausnahme sozusagen von der Datenschutzgrundverordnung oder im Verhältnis
zur Datenschutzgrundverordnung.

Die Frage liegt Ihnen auch schon seit Freitag schriftlich vor. Das weiß ich
zufällig, weil ich sie selber geschrieben habe. Aber eine Antwort habe ich
bislang nicht bekommen. Wenn Sie jetzt nicht antworten können, freue ich
mich natürlich über eine schriftliche Nachlieferung an alle. Das würde zum
Beispiel die Fotografen, die hier gestern erstmalig selber fragten,
sicherlich auch sehr beruhigen, wenn sie dort Klarheit hätten.

Korff: Dann bekommen Sie selbstverständlich sehr bald eine Antwort auf Ihre
Frage. Ich weiß aber, dass wir zu diesem ganzen Komplex mit Fotografen -
das war ja auch in den sozialen Medien großes Thema - entsprechende
Informationen auf unserer Homepage haben.

Zusatzfrage: Mir geht es konkret um die Liste der deutschen Gesetze, die
das BMI nach Brüssel gemeldet hat als Artikel 85 Absatz 2 einschlägig. Das
hört der Kollege vielleicht am Ende der Leitung.

Burger: Ich habe eine Reiseankündigung.

Außenminister Heiko Maas wird am Freitag zu politischen Gesprächen nach
Helsinki reisen. Er trifft dort den finnischen Staatspräsidenten sowie
seine Außenministerkollegen aus Finnland und Schweden und den dänischen
Staatssekretär im Außenministerium.

Im Zentrum dieser Gespräche werden europapolitische Themen stehen. Zudem
nimmt der Außenminister am Festakt zum hundertjährigen Bestehen des
finnischen Außenministeriums teil. Deutschland und Finnland feiern in
diesem Jahr auch 100 Jahre diplomatische Beziehungen. Bei diesem Festakt
wird Außenminister Heiko Maas eine Rede zu aktuellen Herausforderungen für
Europa halten.

Einhorn (zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung
bewachungsrechtlicher Vorschriften): Ich kann Ihnen jetzt eine Information
dazu geben, wer Einsicht in das Bewacherregister haben wird. Meine Kollegen
haben mich darauf hingewiesen, wo ich die Information bei mir finde.

Es ist so, dass Einsicht nur diejenigen haben werden, die für den Vollzug
des Bewachungsrechts nach 34 a Gewerbeordnung die zuständigen Behörden der
Länder sind. Das sind in der Regel Gewerbe- oder Kreisordnungsbehörden. Was
die Polizei angeht, so soll sie zeitnah ein Einsichtsrecht erhalten, um den
Vollzug des Bewachungsrechts einhalten zu können.

Frage (zur Datenschutz-Grundverordnung): Die Frage der Schnittstellen ist
noch offen.

Vorsitzende Wefers: Dann geht es weiter mit dem Innenministerium, das
inzwischen kundiger ist.

Korff: Bisher ist keine Mitteilung an die Kommission auf Grundlage von
Artikel 85 Absatz 3 erfolgt, und Sie haben auch die Antwort bekommen.

Haufe (zum Entwurf eines Sechzehnten Gesetzes zur Änderung des
Atomgesetzes): Ich kann jetzt vielleicht etwas besser zu den Berechnungen
antworten. Diese Ausgleichszahlung bezieht auf der einen Seite
überschüssige Reststrommengen ein. Da gehen wir momentan von 60
Terawattstunden aus, die nicht realisiert werden können. Das ist der eine
Baustein.

Der zweite Baustein wären die sogenannten frustrierten Investitionen. Hier
haben wir aber nur grobe Schätzungen, weil wir hier erst die Nachweise der
Unternehmen über solche möglichen Investitionen brauchen. Wir müssen dann
auch schauen, ob sie als solche Investitionen, die im Zuge einer möglichen
längeren Laufzeit getätigt worden sind, auch als solche anerkannt werden
können. Also das ist noch etwas, was wir erst prüfen müssen. Aus beiden
Summen minus ein gewisser Vorteil, der durch eine frühzeitige Schließung
entstehen kann, ergibt sich der endgültige Betrag, der voraussichtlich 2023
feststeht.

Zusatzfrage: Habe ich das richtig verstanden: Frustrierte Investitionen ist
ein terminus technicus, der gängig ist?

StS Seibert: Den habe ich mir nicht ausgedacht.

Haufe: Ja, wahrscheinlich sind andere in der Energiebranche frustriert,
aber nicht eben die Investitionen. Das ist schon richtig.

Aber trotzdem wird dieser terminus technicus in der Juristensprache in
diesem Bereich für eine Investition benutzt, die man gemacht hat, weil man
eine bestimmte Laufzeit oder ein bestimmtes Ziel erwartet hat und dann
feststellen muss: Das kommt doch nicht so.

Frage: Ich würde gern an das Innenministerium eine Frage zum Thema BAMF und
zu den Konsequenzen stellen, die jetzt laut Pressemitteilung gezogen
wurden.

Können Sie noch einmal erklären, was jetzt genau geplant ist? Sind das
jetzt schon alle Konsequenzen, die der Minister eigentlich für nächste
Woche angekündigt hatte? Oder kommt in der nächsten Woche auch noch etwas?
Denn es hieß ja, es werde eventuell auch personelle Konsequenzen geben.
Also ist das jetzt sozusagen Teil 1 und nächste Woche kommt dann Teil 2 -
personelle Konsequenzen?

Korff: Die Pressemitteilung haben wir kurz vorher versenden können. Ich
fasse das auch gern an der Stelle noch einmal zusammen. Der Minister hat
sich ja ab dem Moment, wo er von den Vorwürfen Kenntnis hatte, sehr für
eine unabhängige und transparente Aufklärung eingesetzt. Diese Prüfung hat
durch den Bundesrechnungshof begonnen. Parallel werden im BAMF die
Disziplinarverfahren geführt; es wird sozusagen auch weiter Aufklärung
betrieben. Letzte Woche hat Frau Cordt die Ergebnisse einer seit Herbst
2017 laufenden Prüfung der Innenrevision von 4500 Fällen vorgestellt.

Auf Grundlage dieser Ergebnisse aus dem Bericht der Innenrevision hat der
Minister entschieden, schon jetzt Konsequenzen zu ziehen. Zum ersten geht
es dabei darum, dass in dem Ankunftszentrum Bremen ab sofort und bis zum
vollständigen Abschluss der Ermittlungsverfahren und der weiteren Prüfung
keine Asylentscheidungen mehr getroffen werden. Zum anderen werden
sämtliche Geschäftsvorgänge überprüft, an denen die in Verdacht stehenden
Mitarbeiter beteiligt waren.

Weiter hat er entschieden, weil die Qualität des Asylverfahrens sozusagen
das höchste Gut ist und für ihn an erster Stelle steht, dass die Maßnahmen
der Qualitätssicherung, die seit September letzten Jahres eingeführt
wurden, noch um weitere Elemente ergänzt werden. Konkret heißt es, dass
nach einem Zufallsprinzip sozusagen in Ergänzung zu dem Vier-Augen-Prinzip
vor Versand der Bescheide weitere 10 Prozent aller Asylentscheidungen des
BAMF ausgesucht werden und noch einmal durch die zentrale
Qualitätssicherung überprüft werden, sozusagen ein weiterer Schritt zu dem
Vier-Augen-Prinzip. In Zukunft sollen regelmäßig Entscheidungen der
Außenstellen überprüft werden, deren Schutzquoten Abweichungen vom
bundesweiten Durchschnitt aufweisen.

Das sind sozusagen zusammengefasst die Konsequenzen, die Herr Seehofer
heute beziehungsweise gestern angewiesen hat. Das sind die Konsequenzen,
die im Moment zu ziehen sind. Er hatte diese in dem Interview für die
nächste Woche - damit war "die jetzt laufende Woche" gemeint - angekündigt.
Zum jetzigen Zeitpunkt sind das die Konsequenzen, die aus unserer Sicht
erforderlich sind.

Zusatzfrage: Das heißt, es wird zum jetzigen Zeitpunkt keine personellen
Konsequenzen geben?

Korff: Personelle Konsequenzen in dem Sinne, dass die Entscheider, die in
der Außenstelle Bremen tätig waren, in Zukunft nicht mehr an
Asylentscheidungen beteiligt sein werden. Insofern schon, darüber hinaus
nicht.

Frage: Frau Korff, ich versuche es nur gerade zu verstehen. Das heißt, die
Entscheider, die an den entsprechenden Entscheidungen beteiligt waren,
werden jetzt sozusagen aus dem BAMF entlassen? Oder wie muss ich mir das
praktisch vorstellen? Oder machen sie jetzt nur noch Anhörungen und
entscheiden am Ende nicht mehr? Also wird das Verhältnis zum BAMF an der
Stelle beendet?

Als zweite Frage in dem Kontext: Immer wieder spielt ja der
Abteilungsleiter für die Region Nord eine spezielle Rolle. Können Sie uns
ein bisschen dazu sagen, wer dieser Mensch eigentlich ist und welchen
Hintergrund er hat, um das verstehen zu können?

Korff: Das Letzte kann ich selbstverständlich nicht, weil wir uns, wie Sie
sehr genau wissen, zu einzelnen Personalien an der Stelle nicht äußern.

Das Eine ist: Es werden keine Entscheidungen mehr in der Außenstelle Bremen
getroffen. Zudem werden die Personen, die dort bislang als Entscheider
tätig waren, nicht mehr Asylentscheidungen führen.

Das heißt, sie sind jetzt auch nicht alle unter einem Generalverdacht. Um
das Vertrauen wiederherzustellen, ist eben die Entscheidung getroffen
worden, dass die Personen in anderen Bereichen des BAMF eingesetzt werden.
Das BAMF hat vielfältige Aufgaben, und es ist genug Arbeit da, dass keine
Sorge ist.

Frage: Was heißt denn das für die Mitarbeiter, andere Aufgaben im BAMF?
Werden sie versetzt? Wird es eine Versetzung auf Dauer sein? Trifft man
möglicherweise irgendwelche Vorkehrungen gegen Verschleierung? Man stellt
sich ja die Frage: Drehen sie jetzt Däumchen oder drehen sie am Reißwolf?
Man hat ja dort auch schon andere Büros versiegelt. Wie wird das
gehandhabt? Also die Möglichkeit ist ja durchaus da, dass sich der
Personenkreis durch die Überprüfung, die jetzt stattfindet, der
verdächtigen oder zu kritisierenden Entscheider möglicherweise noch
vergrößert.

Korff: Das kann sein. Das ist natürlich Gegenstand der laufenden
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen.

Das Entscheidende ist, dass in der Außenstelle Bremen beziehungsweise in
dem Ankunftszentrum Bremen keine Entscheidungen mehr getroffen werden. Die
Entscheidungen werden von anderen Außenstellen übernommen, und die
Entscheidungen werden dort durch andere Entscheider getroffen.

Wie das im Einzelnen sozusagen personalrechtlich für die einzelnen
Mitarbeiter abläuft, das werden wir bestimmt noch präzisieren können,
soweit wir es aus datenschutzrechtlichen Gründen in Bezug auf die einzelnen
Mitarbeiter können.

Zusatzfrage: Und die Verschleierung? Stellt man sicher, dass sie nicht mehr
an ihre Rechner können oder Daten nicht mehr löschen können? Das ist ja
auch noch eine offene Frage.

Korff: In Bezug auf die Personen, wo sozusagen Verdachtsmomente bestehen,
wurden ja schon die personalrechtlichen oder teilweise
disziplinarrechtlichen Maßnahmen getroffen, nämlich Aktenzugänge, 
MARIS-Zugänge usw. verwehrt beziehungsweise nicht weiter gewährt.

Was Ihre Frage in Bezug auf die anderen angeht, so werden sie andere
Aufgaben selbstverständlich gut machen. Da ist ja weiß Gott auch nicht
jeder unter einem Generalverdacht. Das ist vollkommen klar, dass dieses
Signal auch nicht gesendet werden soll.

Klar ist, die Entscheidungen sollen woanders getroffen werden.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert: Warum ist es der Bundeskanzlerin
wichtig, an der Gedenkfeier anlässlich des Brandanschlages von Solingen
teilzunehmen?

StS Seibert: Halten Sie sich noch einmal vor Augen, was damals passiert
ist. Damals sind durch einen schrecklichen rassistischen Anschlag völlig
unschuldige Menschen verbrannt. Sie haben einen qualvollen Tod erlitten.
Das war natürlich nicht nur, aber ganz besonders für die türkischstämmigen
Menschen, die hier in unserem Land mit uns leben, ein Tag, den sie nicht
vergessen.

Wenn wir jetzt 25 Jahre später schauen, was in diesen 25 Jahren an
Verständigungsarbeit gelaufen ist, was ganz besonders auch von Frau Mevlüde
Genç, der Mutter und Tante und Großmutter der Ermordeten, an Bereitschaft
zur Verständigung und zur Versöhnung gezeigt worden ist, dann gibt es alle
Gründe, dass die Bundeskanzlerin und auch andere Spitzen des deutschen
Staates und der deutschen Politik dieses Tages gedenken im Geiste der
Versöhnung, aber auch in der Erinnerung an den Schrecken dieser Tat und mit
dem ganz gewissen Entschluss, dass so etwas in Deutschland nie wieder
vorkommen darf und wir alles Menschenmögliche dafür tun.

Zusatzfrage: Hat die Kanzlerin dabei so etwas wie eine Botschaft?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin wird auf Einladung des 
nordrhein-westfälischen Ministerpräsidenten an einer Gedenkveranstaltung zu der Tat
von Solingen in Düsseldorf teilnehmen. Sie wird dabei sprechen. Das ist ja
auch heute schon durch die Presse gegangen. Ich bitte Sie das abzuwarten.

Aber noch einmal: Wir alle, die wir doch dafür arbeiten, dass das
Zusammenleben in Deutschland ein friedliches und harmonisches ist, müssen
uns an den Schrecken dieser Tat erinnern und jemandem wie Frau Genç ganz
besonders dankbar sein, dass sie nach diesem entsetzlichen Ereignis in
ihrem Leben nicht einfach nur in Bitternis versunken ist, sondern sie immer
wieder die Hand zur Verständigung und Versöhnung ausgestreckt hat, wofür
sie im Übrigen auch vom Bundespräsidenten ausgezeichnet worden ist.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMF, und zwar zum Thema Italien. Da zieht
sich die Regierungsbildung ja noch hin. Aber heute hat der Chef des 
ifo-Instituts gewarnt, dass er da eine neue Euro-Krise drohen sieht. Er hat
empfohlen, dass die EZB keine Staatsanleihen mehr in dem Umfang kaufen
sollte. Ist das eine Einschätzung, die das Finanzministerium teilt?

Schwamberger: Wir tun gut daran abzuwarten, bis die italienische Regierung
im Amt ist. Wir gehen davon aus, dass mit Blick auf die Themen, die jetzt
für die Eurozone relevant sind, die neue italienische Regierung ihre
Position dann auch der Eurogruppe und dem ECOFIN darlegen wird. Das gilt
abzuwarten.

Frage: Ich muss noch einmal zurück zum BAMF, wenn Sie erlauben. Frau Korff,
in Nürnberg ist ja noch nicht endgültig entschieden, ob es tatsächlich ein
echtes Ermittlungsverfahren gegen Frau Cordt geben wird. Sollte dem so
sein, Frau Korff, wäre das möglicherweise auch eine Entscheidung des
Ministers, die personelle Konsequenzen nach sich zieht? Müsste sie dann
mindestens beurlaubt werden?

Korff: Wie ich bereits gesagt habe: Die Konsequenzen, die zum jetzigen
Zeitpunkt angesichts der jetzigen Erkenntnislage zu ziehen sind, hat der
Minister gezogen.

Wie gesagt: Ich denke, wir sollten abwarten, was die Staatsanwaltschaft in
Nürnberg tut. Dass jetzt jeder Strafanzeigen auch gegen Politiker und
Behördenchefs stellen kann, ist nichts Neues. Damit sind wir häufiger
konfrontiert. Das allein ist jedenfalls kein Grund, eine andere Bewertung
vorzunehmen.

Frage: Frau Korff, ich wollte zum Abschiebeflug nach Kabul kommen, der
heutige Morgen in Kabul angekommen sein soll. Da heißt es, dass unter den
Abgeschobenen zwölf Straftäter sowie drei Identitätsverweigerer gewesen
sein sollen. Können Sie mir sagen, ob diese 15 Personen alle Männer waren?
Von welchen Straftaten sprechen wir, und sind alle Straftäter rechtskräftig
verurteilt worden?

Korff: Es waren alles Männer. Das ist auch Gegenstand der Vereinbarungen,
auf deren Grundlage wir im Moment innerhalb der Bundesregierung diese
Rückführungen wahrnehmen. Ich kann Ihnen tatsächlich die einzelnen Delikte,
die dort vorgeworfen werden, beziehungsweise die Straftaten, wegen derer
sie verurteilt wurden, im Moment nicht sagen. Ich habe sie schlicht nicht
dabei.

Zusatzfrage: Können Sie uns das nachreichen?

Korff: Sehr gern.

Zusatzfrage: Können Sie uns auch nachreichen, ob das verurteilte Straftäter
sind?

Korff: Ja.

Zusatzfrage: Habe ich das richtig verstanden: Frauen und Kinder werden
grundsätzlich nicht nach Afghanistan abgeschoben?

Korff: Sie wissen ja, dass die Rückführungen im Moment auf Grundlage einer
Vereinbarung zwischen den Bundesministern des Inneren und des Auswärtigen,
sich auf einen bestimmten Personenkreis zu beschränken, stattfinden, bis
ein neuer Lagebericht vorliegt. Dazu gehört auch, dass es sich um Männer
handelt, ja.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert: Beim Treffen von Putin und Merkel in
der vergangenen Woche in Sotschi wurde laut Pressekonferenz auch der Fall
des in Kiew inhaftierten RIA-Nowosti-Korrespondenten Kirill Wyschinski zur
Sprache gebracht. Dabei sagte Frau Merkel, dass sie das auch mit dem
ukrainischen Präsidenten Petro Poroschenko besprechen wolle. Jetzt gab es
dieses Gespräch zwischen Merkel und Poroschenko. Aus den Berichten ist aber
nicht ersichtlich, ob über den Fall Wyschinski geredet wurde.

Daher meine Frage: Redeten Merkel und Poroschenko über den Fall dieses
inhaftierten Journalisten, und, wenn ja, was kam dabei heraus?

StS Seibert: Erstens, die Aussage der Bundeskanzlerin in der
Pressekonferenz in Sotschi steht natürlich. Zweitens haben wir nach dem
Gespräch mit Präsident Poroschenko eine kurze Pressemitteilung
herausgegeben. Über diese hinaus habe ich aus dem vertraulichen Gespräch,
wie es üblich ist, nichts zu berichten.

Frage: Meine Frage geht vermutlich an das Wirtschaftsministerium. Die
polnische Regierung hat mitgeteilt, dass die USA im Zuge des
Handelskonflikts - in Anführungszeichen - statt der Zölle auch Importquoten
- aus europäischer Sicht besser: Exportquoten - akzeptieren würde. Haben
auch Sie Informationen darüber? Wäre das eine Alternative, die Sie in
Betracht ziehen würden?

Einhorn: Das Thema Quote steht im Zusammenhang mit den in Rede stehenden
Zöllen der USA schon die ganze Zeit mit im Raum. Es ist eines der Themen,
über die man sich austauscht. Aber Konkretes gibt es dazu nicht.

Zusatzfrage: Wäre eine Quote akzeptabler? Die Summe, die von der polnischen
Regierung genannt wurde, betrug 90 Prozent.

Einhorn: Das sind Dinge, die EU-Kommissarin Frau Malmström mit den USA
verhandelt. Dazu kann ich jetzt keine Stellung nehmen.

StS Seibert: Ich denke, die Staats- und Regierungschefs der Europäischen
Union haben das in Sofia bei ihrem letzten informellen Treffen miteinander
besprochen. Sie haben eine gemeinsame europäische Linie besprochen und auch
festgelegt. Diese Linie sieht so aus, dass es aus unserer Sicht die
dauerhafte Ausnahme der EU von den US-Zöllen auf Stahl und Aluminium geben
muss und dass wir, die Europäer, bereit sind, Gespräche mit den USA zu vier
wesentlichen Punkten aufzunehmen: Wir sind bereit, über wechselseitigen
Verbesserung des Marktzugangs für Industriegüter inklusive Autos und
öffentlicher Aufträge, über eine freiwillige regulatorische Zusammenarbeit,
über eine engere Zusammenarbeit im Bereich der Energie insbesondere von
Flüssigerdgas und über eine gemeinsame Position der Vereinigten Staaten von
Amerika und der Europäischen Union zu einer Reform der
Welthandelsorganisation zu sprechen.

Das ist die gemeinsame europäische Haltung. Auf dieser Grundlage wird die
für Handelsfragen zuständige europäische Kommissarin Frau Malmström jetzt
weitere Gespräche mit den amerikanischen Partnern führen.

Frage: Wahrscheinlich an Herrn Burger, zum UN-Menschenrechtsrat: Dieser hat
jetzt eine Untersuchungskommission in den Gaza-Streifen entsandt. Vor ein
paar Tagen wurde mehrheitlich dafür gestimmt. Mich würde interessieren, wie
das Abstimmungsverhalten Deutschlands war.

Die Frage beruht darauf, dass die Israelis die Botschafter von Spanien,
Belgien und Slowenien einbestellt haben, weil diese Länder für die
Entsendung einer Untersuchungskommission gestimmt haben. Auch Herr Seibert
hat letzte Woche eine unabhängige Untersuchung ins Spiel gebracht. Ich gehe
also davon aus, dass Deutschland für diese Untersuchungskommission gestimmt
hat.

Burger: Lassen Sie mich das vielleicht einmal einordnen. Wir haben hier
wiederholt begrüßt, dass die israelische Regierung vor ca. vier Wochen eine
Untersuchung der Vorkommnisse angekündigt hat. Wir erwarten nun die
Ergebnisse dieser Untersuchung. Zunächst einmal ist es Aufgabe der
israelischen Seite, diese Vorfälle in einer transparenten und
nachvollziehbaren Weise aufzuklären.

Eine unabhängige und transparente Untersuchung der aktuellen Vorfälle kann
einen Beitrag zur Entspannung und Aufarbeitung der Vorkommnisse leisten.
Dazu ist es notwendig, dass die Untersuchung ohne Vorverurteilung erfolgt
und mögliche Rechtsverletzungen auf beiden Seiten thematisiert. Dabei
müssen die berechtigten Anliegen beider Seiten - das legitime Interesse
Israels am Schutz seiner Grenzen ebenso wie das Recht der Palästinenser,
friedlich zu demonstrieren - berücksichtigt werden.

Deutschland hat dazu in den letzten Tagen intensive Gespräche mit 
EU-Partnern, mit der israelischen und der palästinensischen Seite sowie mit
den USA geführt. Bis unmittelbar vor der Abstimmung wurde über den Text
dieser Resolution im Menschenrechtsrat verhandelt. Es wurden auch noch
einige Änderungen im Text vorgenommen. Aber auch der endgültige Text lässt
an der Unvoreingenommenheit dieses Untersuchungsmandats zweifeln. Aus
diesem Grund hat sich Deutschland bei der Abstimmung enthalten.

Zusatzfrage: Was konkret war an dem Text problematisch?

Burger: Die Punkte, die ich eben genannt habe. Es ist notwendig, dass die
Untersuchung ohne Vorverurteilung erfolgt, dass mögliche Rechtsverletzungen
auf beiden Seiten thematisiert werden und dass die berechtigten Anliegen
beider Seiten - Israels Interesse am Schutz seiner Grenzen und das
Interesse der Palästinenser, friedlich demonstrieren zu können - dabei
angemessen berücksichtigt werden. Das war in der letzten Fassung des Textes
aus unserer Sicht nicht in hinreichender Form gegeben.

Zusatzfrage: Noch eine Lernfrage: Die Bundesregierung spricht von Grenzen.
Das ist ja keine wirkliche Grenze. Es ist ja keine Grenze zwischen zwei
souveränen Staaten, sondern zwischen dem Gazastreifen und Israel. Warum
sprechen Sie also von "Grenze"?

Burger: Das ist die Grenze des israelischen Staatsgebiets.

Zusatz: Eine Grenze gibt es nur zwischen zwei Staaten, Herr Burger.

Burger: Ja? Glauben Sie?

Zusatz : Ja. Das ist ja ein Fakt.

Vorsitzende Wefers: Dann bleibt das hier einmal so stehen.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Seibert zur Chinareise der Kanzlerin.
Es gibt Meldungen, wonach Freunde und Unterstützer der inhaftierten Witwe
von Liu Xiaobo hoffen, dass die Kanzlerin bei ihrer Reise auf die
Freilassung von Liu Xia drängen wird. Ist das ein Anliegen der Kanzlerin?

Gibt es von der Bundesregierung irgendeine Reaktion auf den Druck Beijings
gegen Fluggesellschaften wie die Lufthansa, Taiwan in Zukunft nur als Teil
von China zu bezeichnen? Ansonsten bekommt man in China keine
Landeerlaubnis.

StS Seibert: Auf die zweite Frage kann ich Ihnen, ehrlich gesagt, keine
Antwort geben, weil ich mir über diesen chinesischen Beschluss jetzt nicht
ganz im Klaren bin. Deswegen müssten wir das nachreichen, sofern nicht das
Wirtschaftsministerium dazu weiter ist als ich.

Was die Situation von Liu Xia betrifft, haben wir schon vor einiger Zeit
gesagt - das haben auch alle europäischen Botschafter in China gesagt -,
dass wir diese Situation verfolgen, dass wir uns der sehr schwierigen
Situation der Witwe von Liu Xiaobo bewusst sind und dass wir auf eine
humanitäre Lösung hoffen.

Im Übrigen will ich jetzt den Gesprächen der Bundeskanzlerin, die sie
morgen und übermorgen in Peking und Shenzhen führen wird, nicht vorgreifen.
Die Bundeskanzlerin und die Bundesregierung insgesamt setzen sich
regelmäßig und weltweit für den Schutz der Menschenrechte ein. Das gilt
auch für ihre Chinabesuche. Mehr kann ich Ihnen dazu jetzt nicht sagen.

Frage: Herr Seibert, Frau Fietz konnte uns Freitag nicht erklären, warum
sich die Kanzlerin nicht mehr zum Beispiel mit chinesischen Bloggern oder
mit Regimegegnern trifft. Können Sie uns das erklären?

StS Seibert: Wir haben gestern ein sehr ausführliches Briefing zu der
Chinareise gemacht. Das hätte Sie auch sehr interessieren können.

Zuruf: Das ist ja nicht öffentlich!

Vorsitzende Wefers: Es hat hier in diesem Saal stattgefunden.

Zuruf: Es wird aber nicht übertragen!

StS Seibert: Man bekommt dabei trotzdem eine Menge mit. Ich sage es ja auch
nur. Man kann es ja vielleicht nachlesen. Ich wollte es für Interessenten
nur noch einmal bewerben.

Die Bundeskanzlerin hat sich bei vielen ihrer vergangenen Reisen nach China
- so wird es auch dieses Mal sein - mit Vertretern der Zivilgesellschaft
getroffen, weil sie die Entwicklung und die Entfaltungsmöglichkeiten der
chinesischen Zivilgesellschaft sehr interessieren. Sie hat sich in der
Vergangenheit mit Menschen getroffen, die in der Umweltbewegung aktiv sind.
Sie hat sich mit Filmemachern getroffen. Sie hat sich auch mit
Menschenrechtsanwälten getroffen. Sie wird sich dieses Mal mit Künstlern
und Wissenschaftlern treffen.

Zusatzfrage: Wer ist Teil der Wirtschaftsdelegation?

StS Seibert: Sie wissen es doch ganz genau, weil sie es vor jeder Reise
fragen, auf der eine Wirtschaftsdelegation ist. - Das wird bekanntgegeben,
wenn die Reise begonnen hat, einfach weil man nicht immer weiß, ob am Ende
alle Angemeldeten tatsächlich persönlich erscheinen oder ob sie durch
jemanden vertreten werden. Es wird bekanntgegeben, sobald wir unterwegs
sind.

Vorsitzende Wefers: Das wurde hier übrigens gestern schon wortgleich so
gesagt.

StS Seibert: Na ja, aber es ist offenbar eines der schönen Rituale hier.

Frage: Ich habe eine Frage zum Iran. Ich denke, sie geht an das
Wirtschaftsministerium. Der Bundesverband Öffentlicher Banken hat heute in
Frankfurt mitgeteilt, dass die öffentlichen Banken ihre Geschäfte mit dem
Iran im Grunde einfrieren, auch aus Sorge um die Sanktionen, von denen sie
betroffen sein könnten.

Wie verträgt sich das mit dem Ziel der Bundesregierung, Geschäfte mit dem
Iran, im Grunde genommen, sogar noch weiter zu forcieren, um das Abkommen
aufrechtzuerhalten?

Das wäre vielleicht auch eine Frage an das Außenministerium oder das
Kanzleramt.

Burger: Ich kann gern kurz dazu sagen: Ja, Sie haben völlig recht. Es ist
unser Ziel, das Wiener Atomabkommen mit dem Iran zu erhalten. Zu diesem
Ziel gehört es aus unserer Sicht auch, dass wir die wirtschaftlichen
Perspektiven und Anreize, die für den Iran aus diesem Atomabkommen
entstehen, so gut es geht, erhalten möchten und unsere Beiträge dafür
leisten.

Dazu gibt es verschiedene mögliche Maßnahmen, die von der Europäischen
Union geprüft werden. Wir haben hier schon über das Thema der
Antiblockingverordnung gesprochen. Es ist also nicht so, dass wir nichts
tun können. Letztlich wird die Entscheidung allerdings bei den Unternehmen
liegen, ob sie weiterhin im Iran investieren oder nicht. Das hat der
Minister auch gestern in Washington so gesagt. Wir möchten Angebote machen,
die darauf hinauslaufen, dass sich auch für den Iran der Verbleib in dem
Abkommen lohnt.

Einhorn: Ich kenne die Mitteilung der Banken in dem Fall nicht. Aber
Minister Altmaier hat sich gestern in Brüssel ja auch noch einmal zu dem
Thema geäußert und noch einmal deutlich gemacht, dass wir sozusagen in
einem dreifachen Prozess stehen und dabei auf drei Gleisen unterwegs sind.

Das erste ist, dass wir dabei sind, zu prüfen, welche Auswirkungen die
Sanktionen für die Unternehmen und für die Wirtschaft genau haben. Unser
Ziel ist natürlich, dass an den Wirtschafts- und Finanzbeziehungen mit dem
Iran festgehalten wird und dass sie möglichst fortgesetzt werden. Aber wir
prüfen, wie gesagt, noch, was genau die Sanktionen bedeuten.

Dazu sind wir, zweitens, im Austausch mit der US-Administration und
versuchen dabei natürlich auch, diese Gespräche in eine Richtung zu
bringen, dass die Sanktionen so sortiert und interpretiert werden, dass sie
für alle Beteiligten gangbar sind.

Drittens - das hat der Kollege eben schon angesprochen - sind wir dabei,
mit den Mitgliedsstaaten der EU und der Kommission zu klären, wie wir
darauf reagieren können. Dabei ist die Antiblockingverordnung eines der
Themen, die wir uns anschauen.

Bei allem, was wir tun und was am Ende beschlossen wird, müssen wir
natürlich darauf achten, dass wir damit am Ende nicht uns selbst und
unseren Unternehmen mehr schaden als nutzen.

StS Seibert: Ich stimme natürlich all dem zu, was die Kollegen gerade
gesagt haben, und möchte trotzdem gern daran erinnern, dass die
Bundeskanzlerin bei der Pressekonferenz in Sotschi auch gesagt hat:
Jenseits des wirtschaftlichen Nutzens, den der Iran aus einem Verbleib in
dem Abkommen hat, ist es unsere Haltung, dass auch für den Iran der
Verbleib in diesem Abkommen ein Wert an sich ist. Es ist ein über viele
Jahre ausgehandeltes, vom UN-Sicherheitsrat mit Einstimmigkeit gestütztes
Abkommen. Das heißt, es hat eine internationale Glaubwürdigkeit. Die
Kanzlerin sagte, es würde dem Iran auch sehr gut zu Gesicht stehen, nun zu
sagen: Wir wollen diese Verpflichtungen auch weiterhin aufrechterhalten.

Zusatzfrage: Die Entscheidung der öffentlichen Banken hat ja auch eine
politische Signalwirkung. Wenn sich jetzt schon Banken, an denen der Staat
beteiligt ist oder die er ganz besitzt, aus dem Geschäft zurückziehen, wie
kann man dann von Privatunternehmen erwarten, dass sie dort weiterhin
Geschäfte betreiben? Gibt es nicht die Möglichkeit einer gewissen
Einflussnahme des Staates auf diese Banken, im Iran weiterhin aktiv zu
bleiben?

Einhorn: Wie gesagt, kenne ich die Äußerung der Banken nicht. Ich habe ja
gerade geschildert, dass wir natürlich im Austausch sind und natürlich
versuchen, die negativen Auswirkungen gering zu halten. Aber ich kann mich
jetzt nicht zu dieser Mitteilung äußern, die mir nicht bekannt ist.

Frage: Weil Herr Seibert Rituale ja so gern mag: Herr Burger, hat das
Auswärtige Amt schon eine völkerrechtliche Bewertung des türkischen
Angriffs auf Afrin parat?

Burger: Zu dem Thema haben wir hier am 21. März schon sehr ausführlich
Stellung genommen. Demgegenüber habe ich keinen neuen Stand.

Zusatzfrage: Wie viele Leute arbeiten im AA an dieser völkerrechtlichen
Bewertung?

Burger: Wir haben im Auswärtigen Amt ein Völkerrechtsreferat, das sich mit
den anstehenden völkerrechtlichen Fragen befasst und auf Grundlage der
Informationen, die uns zu jedem gegebenen Zeitpunkt zur Verfügung stehen,
bewertet, was es aus Sicht des Auswärtigen Amts zu bewerten gibt.

Zusatzfrage: Wie lange braucht sie noch für die Afrin-Bewertung?

Burger: Zu dieser Frage haben wir am 6. April hier an dieser Stelle
ausführlich Stellung genommen.

Mittwoch, 23. Mai 2018
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2334: Debatte über die Sicherheit (Li)


Landtag intern 4/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

PLENUM

Debatte über die Sicherheit

Kontroverse Diskussion um geplante Änderung des Polizeigesetzes

von Thomas Becker und Dr. Stephan Malessa



26. April 2018 - Die Landesregierung will das
nordrhein-westfälische Polizeigesetz ändern, um die Sicherheit an
Rhein und Ruhr zu stärken. Geplant sind u. a. neue
Fahndungsmöglichkeiten für die Polizei, eine Ausweitung der
Videoüberwachung und der Einsatz "elektronischer Fußfesseln".
Hintergrund seien terroristische Bedrohungen, aber auch die sogenannte
Alltagskriminalität. Die regierungstragenden Fraktionen lobten den
Gesetzentwurf, die Opposition äußerte sich kritisch.


Anlass der Debatte war die erste Lesung des Entwurfs des
"Gesetzes zur Stärkung der Sicherheit in Nordrhein-Westfalen
- Sechstes Gesetz zur Änderung des Polizeigesetzes des Landes
Nordrhein-Westfalen" (17/2351), den die Landesregierung ins Parlament
eingebracht hat.

Innenminister Herbert Reul (CDU) bezeichnete das
Sicherheitspaket als "effektive und auch ausgewogene Grundlage für
Polizeiarbeit in Nordrhein-Westfalen". Mit der Gesetzesänderung solle
die Handlungsfähigkeit der Polizei für die Zukunft gesichert werden.
Als Beispiele nannte er u. a. die Telekommunikationsüberwachung, die
elektronische Fußfessel und die Ausweitung des Unterbindungsgewahrsams
in Fällen einer drohenden Gefahr. Das Paket sei mit Augenmaß
geschnürt. "Freiheit und Sicherheit schließen sich nicht aus, im
Gegenteil, mehr Sicherheit bedeutet auch mehr Freiheit", sagte Reul.

Der Gesetzentwurf sei ein "Quantensprung in der Sicherheitspolitik in
Nordrhein-Westfalen", sagte Dr. Christos Katzidis (CDU). Es
würden die rechtlichen Rahmenbedingungen geschaffen, damit die Polizei
effektiv Gefahren und Terror bekämpfen könne. Zudem werde der
Opferschutz gestärkt, z. B. bei häuslicher Gewalt. Die Änderungen am
Polizeigesetz seien nur ein Baustein der Sicherheitspolitik, weitere
seien mehr Wertschätzung für Polizistinnen und Polizisten, die
materielle Ausstattung der Polizei sowie die Schaffung neuer Stellen.
"Nordrhein-Westfalen wird in Zukunft ganz zweifelsfrei sicherer sein."

Hartmut Ganzke (SPD) kündigte eine kritische Auseinandersetzung
mit dem Gesetzentwurf an. Denn jede Bürgerin und jeder Bürger in NRW
sei von den Änderungen des Gesetzes betroffen. So solle künftig die
Polizei nicht nur bei konkreter, sondern auch bei "drohender Gefahr"
eingreifen können. Er warnte: Wer am falschen Ort zur falschen Zeit
mit den falschen Menschen nur rede, könne möglicherweise bis zu einem
Monat in Gefährderhaft genommen werden. "Wollen wir das?", fragte
Ganzke und warnte, dass Grundrechte wie das Fernmeldegeheimnis und das
Recht auf informationelle Selbstbestimmung betroffen sein könnten.

Marc Lürbke (FDP) hielt dagegen, dass die Gesetzesnovelle die
Polizei bei ihrer täglichen Arbeit stärke und "passgenaue
Verbesserungen bei der Inneren Sicherheit" auf den Weg bringe.
"Effektive Kriminalitätsbekämpfung" erfordere, dass
Ermittlungsinstrumente und -befugnisse von Sicherheitsbehörden an
"neue Bedrohungslagen" angepasst würden. In Nordrhein-Westfalen
hielten sich mehr "islamistische Gefährder" als in jedem anderen
Bundesland auf. "Dies länger zu ignorieren, wäre mehr als fahrlässig",
sagte Lürbke. "Kriminellen und Terroristen wollen wir konsequent auf
den Füßen stehen."

Elektronische Fußfesseln

Der Gesetzentwurf zeige, wie sehr CDU und FDP zu Getriebenen der "von
ihnen geschürten Ängste" geworden seien, kritisierte Verena
Schäffer (Grüne). Der Entwurf strotze nur so vor "Symbolpolitik",
ohne für mehr Sicherheit zu sorgen: Elektronische Fußfesseln hinderten
Terroristen nicht daran, Anschläge zu begehen, wie sich in Frankreich
gezeigt habe. Menschen auf Verdacht bis zu einem Monat lang in
Gewahrsam zu nehmen, sei zudem verfassungswidrig und führe nicht dazu,
dass sie "geläutert" würden. Aufgrund des restriktiven, wirkungslosen
und verfassungswidrigen Entwurfs sei Innenminister Reul "ein Risiko
für unsere Freiheit".

Aus anderen Gründen kritisierte Thomas Röckemann (AfD) den
Gesetzentwurf als "nicht zielführend". Die geplante
Telekommunikationsüberwachung werde etwa der "Gefährdungslage des
ausländischen bzw. des islamischen Terrorismus nicht ansatzweise
gerecht". Wirksamer sei, "die Grenzen zu schließen", "Abschiebungen
durchzuführen" und dem "Rechtsstaat auf diese Weise Geltung zu
verschaffen". Auch die geplante Videoüberwachung sei reine
"Symptombekämpfung" und zudem "realitätsfern", da es bei der Polizei
an Personal mangele. Mit ihrem "populistischen" und "halbherzigen"
Entwurf mache die Regierung "ein scharfes Schwert stumpf".
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RHEINLAND-PFALZ/4822: Neue Vertragspraxis für Lehrkräfte (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 24.05.2018

Sorgenlos in die Sommerferien



Zur neuen Vertragspraxis von Lehrkräften äußert sich Daniel Köbler,
bildungspolitischer Sprecher:

"Es ist absolut begrüßenswert, dass unsere engagierten
Vertretungslehrkräfte ab 2019 auch in den Sommerferien einen
Arbeitsvertrag haben und damit über die Sommerferien finanziell
abgesichert sind. Die Vertretungslehrkräfte leisten zur Gewährleistung
der flächendeckenden Unterrichtsversorgung einen entscheidenden
Beitrag. Das Land hat in den letzten Jahren viele Maßnahmen ergriffen,
um weitere Planstellen zu schaffen.

Auch wenn nur noch sehr vereinzelt Vertretungslehrkräfte von der
Arbeitslosigkeit in den Sommerferien betroffen waren, ist die neue
Vertragspraxis ab 2019 überfällig gewesen und würdigt damit die
unverzichtbare Arbeit der Vertretungslehrkräfte. Wir werden im Sinne
guter Beschäftigungsbedingungen künftig befristete Verträge auf
maximal vier Jahre begrenzen. Zudem haben wir seit GRÜNER
Regierungsbeteiligung durch Aufbau des Vertretungspools die
Arbeitslosigkeit massiv zurückgefahren und durch Planstellen ersetzt.
Viele Vertretungslehrkräfte haben Familie, und ich begrüße sehr, dass
unsere Lehrkräfte ab 2019 sorgenfrei in die wohlverdienten
Sommerferien starten können."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 24. Mai 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/4821: Koalition verabschiedet Landeswaldgesetz (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
23.05.2018

Koalition verabschiedet Landeswaldgesetz - CDU-Opposition macht
sich vom Acker



Zur heutigen Verabschiedung des neuen Landeswaldgesetzes erklärt der
forstpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Nico Steinbach:
"Mit den Stimmen der Ampel-Koalition ist heute ein kluges und sehr
gutes Landeswaldgesetz verabschiedet worden. Es ist damit beschlossen
worden, was in einem über ein Jahr dauernden Prozess unter
Einbeziehung der betroffenen Verbände erarbeitet wurde. Das Gesetz
fußt auf einem Gesamtkonzept zur Ausgliederung der Holzvermarktung. In
Abstimmung mit dem Bundeskartellamt und unter enger Einbindung des
Gemeinde- und Städtebunds sowie des Waldbesitzerverbands hat die
Ampel-Koalition in Rheinland-Pfalz schneller als viele andere
Bundesländer ein stimmiges Gesetz verabschiedet. Dass sich die
CDU-Fraktion heute bei der Abstimmung enthalten hat, spricht Bände:
Die größte Oppositionsfraktion ist offensichtlich nicht in der Lage,
Verantwortung zu übernehmen - sie macht sich vom Acker, wenn es zählt.
Sie verkennt etwa, dass vor Ort das Gesetz notwendig ist, um für
Rechtsklarheit zu sorgen. Derzeit werden die fünf neu zu gründenden
kommunalen Holzvermarktungsgesellschaften eingerichtet. Die
CDU-Fraktion hat auch ganz offenbar das übergeordnete wichtige Ziel
aus den Augen verloren, das Gemeinschaftsforstamt in Rheinland-Pfalz
zu erhalten."

Zum Hintergrund: Das neue Landeswaldgesetz ist aus kartellrechtlichen
Gründen notwendig. Die in Rheinland-Pfalz bisher übliche gemeinsame
Holzvermarktung soll zur Vermeidung wettbewerbsrechtlicher
Angriffspunkte zum 1. Januar 2019 aufgegeben werden. Es wird die
bisher im Landeswaldgesetz verankerte Aufnahmeverpflichtung zur
Vermarktung durch das Land gestrichen und eine alternative und
praktische Umsetzung etabliert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. Mai 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/4820: Geplante Kürzungen des EU-Agrarbudgets sind nicht hinnehmbar (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
23.05.2018

EU ist Garant für Freiheit und Wohlstand in Europa 

Geplante Kürzungen im Agrarbereich sind nicht hinnehmbar



Der heutige Plenarmittwoch steht im Zeichen der Europapolitik - zwei
Debatten finden zur Europäischen Union statt. Die Ampel-Koalition und
die CDU-Fraktion bringen den Antrag "Allianz für eine starke
EU-Kohäsionspolitik" in den Landtag ein. Hierzu erklärt die
europapolitische Sprecherin der SPD-Fraktion, Heike Scharfenberger:
"Die EU ist seit über 70 Jahren der Garant für Frieden, Freiheit und
Wohlstand in Europa. Gerade Rheinland-Pfalz profitiert durch seine
Lage im Herzen des Kontinents von den Errungenschaften der
europäischen Einigung. Die EU-Kohäsionspolitik ist die wichtigste
europäische Investitionspolitik und der EU-Politikbereich, der
unmittelbare Auswirkungen auf das tägliche Leben der Bürgerinnen und
Bürger hat. So werden Arbeitsplätze geschaffen, moderne Infrastruktur
gefördert, Aus- und Weiterbildung angeboten und der ländliche Raum
gestärkt. Die EU-Kohäsionspolitik hilft insgesamt, das wirtschaftliche
und soziale Gefälle zwischen den Regionen zu überwinden: Dafür wird
sie mehr denn je gebraucht. Dass Rheinland-Pfalz nun der
Kohäsions-Allianz beigetreten ist, ist sehr zu begrüßen. Die
europäische Kohäsionspolitik muss eine tragende Säule für die Zukunft
der Europäischen Union bleiben."

In der Aktuellen Debatte zu den in Rede stehenden Kürzungen des
EU-Agrarbudgets sagte der agrarpolitische Sprecher der SPD-Fraktion,
Nico Steinbach: "Die offenbar geplanten Streichungen im aktuellen
Haushaltsentwurf für die Jahre 2021 - 2027 sind nicht hinnehmbar. Sie
gehen zu Lasten des ländlichen Raums. Bundeslandwirtschaftsministerin
Julia Klöckner muss nun auf EU-Ebene nachverhandeln und die
Fördermittel-Kürzungen bei der 1. und 2. Säule der Gemeinsamen
Agrarpolitik verhindern. Denn für die SPD-Fraktion steht fest: Diese
Fördermittel sind wichtig, um die arbeitsintensiven, bäuerlichen
Betriebe zu stärken und um Maßnahmen für Tier- und Klimaschutz zu
finanzieren. Dem ländlichen Raum mit seinen besonderen
Herausforderungen müssen auch in Zukunft angemessene Förderinstrumente
zur Verfügung stehen."


Zum Hintergrund:

Derzeit wird in etwa ein Drittel des Haushalts der Europäischen Union
für die Kohäsionspolitik aufgewendet. Die Kohäsionspolitik ist die
vergemeinschaftete lnvestitionspolitik, die Mittel aus dem
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), dem Europäischen
Sozialfonds (ESF) und dem Kohäsionsfonds (KF) erhält. Hinzu kommt der
Europäische Fonds für ländliche Entwicklung (ELER). Im Herbst 2017
wurde vom Europäischen Ausschuss der Regionen gemeinsam mit lokalen
und regionalen Zusammenschlüssen eine Allianz für Kohäsionspolitik,
die so genannte "CohesionAIIiance", gegründet. Hauptziel der Allianz
ist es, die Kohäsionspolitik mittels des EU-Haushalts nach 2020 für
alle Regionen in der Europäischen Union stärker, wirksamer, sichtbarer
und zugänglicher zu machen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. Mai 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217
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HOCHSCHULE/2211: Hochschul-Barometer - Handlungsbedarf bei der Öffnung der Wissenschaft (idw)


Stifterverband - 23.05.2018

Hochschul-Barometer: Handlungsbedarf bei der Öffnung der
Wissenschaft



Open Science ist an den Hochschulen noch nicht breit verankert.
Hochschulleitungen erkennen jedoch die stark zunehmende Bedeutung der
offenen Wissenschaft. Das sind erste Ergebnisse aus dem aktuellen
Hochschul-Barometer von Stifterverband und Nixdorf Stiftung. Auch bei den
Innovationspartnerschaften von Unternehmen gibt es Nachholbedarf, wie eine
weitere Stifterverbands-Studie zeigt.



Berlin, 23.05.2018. Durch eine offene Wissenschaft kann die Qualität der
Wissensproduktion gesteigert oder der Zugang zu wissenschaftlichen
Ergebnissen erleichtert werden. Die Zusammenarbeit mit neuen und bisher
unüblichen Partnern, die sich an Forschungs- und Innovationsprozessen
beteiligen, soll zu bestmöglichen Lösungen für gesellschaftliche
Herausforderungen führen und Transparenz gegenüber der Öffentlichkeit
schaffen.

Hier haben die Hochschulen noch Nachholbedarf. Neue Partizipations- und
Kooperationsformen finden aktuell keine breite Unterstützung bei den
Hochschulleitungen. Insgesamt sieht weniger als die Hälfte (45 Prozent)
große Potentiale für die eigene Hochschule durch die Zusammenarbeit mit
bisher unüblichen Partnern, wie Bürger, Betroffene (etwa Patienten),
Internetnutzer oder fachfremde Wissenschaftler. Bei staatlichen
Universitäten ist es sogar weniger als ein Drittel (30 Prozent). Das
bedeutet, Innovationspotentiale, die durch neuartige Partnerschaften
entstehen, werden nicht ausgeschöpft.

Ganz anders sieht es beim Thema Open Access aus. Fast 80 Prozent der
staatlichen Universitäten haben oder planen eine Open-Access-Strategie,
bei den staatlichen Fachhochschulen sind es nur 49 Prozent. Eine Umsetzung
der entsprechenden Strategien an den Hochschulen scheint deshalb
wissenschaftspolitisch wünschenswert. Denn der freie Zugang zu Wissen ist
für Hochschulen sowohl von wissenschaftlicher als auch von finanzieller
Bedeutung.

Für die Zukunft haben fast alle Hochschulen die Wirksamkeit einer offenen
Wissenschaft erkannt. Drei von vier Hochschulleitern wollen zukünftig mehr
Offenheit in der Wissenschaft. 93 Prozent sagen, dass Plattformen und
Instrumente der Kollaboration in den nächsten fünf Jahren an Bedeutung
gewinnen. Über 80 Prozent sehen diesen Zuwachs bei Open Access und Open
Data. Bei Citizen Science, also Bürgerbeteiligung in der Wissenschaft,
erwarten dagegen nur 56 Prozent der Hochschulleiter eine steigende
Relevanz.

"Im internationalen Vergleich hat Deutschland bei der Sichtung der Chancen
und Herausforderungen von Offenheit in Wissenschaft und Innovation noch
Nachholbedarf", sagt Volker Meyer-Guckel, der stellvertretende
Generalsekretär des Stifterverbandes: "Wir brauchen mehr
Erfahrungsaustausch, ein besseres Monitoring, eine entsprechende
Qualifizierung und Plattformen für eine offene Wissenschaft und Forschung.
Zwischen Wissenschaft und Gesellschaft sollte es einen gemeinsamen Diskurs
zu Wertschöpfungspotenzialen ebenso wie zu Grenzen der Offenheit geben."

Strategische Öffnung von Wissenschaft und Innovation als Standortvorteil

Warum die strategische Öffnung von Wissenschaft und Innovation so wichtig
ist, zeigt eine weitere Studie des Stifterverbandes, die Entwicklung und
Potenziale von Open Science und Open Innovation in Deutschland analysiert.
Fazit: Die gezielte Öffnung von Wissenschaft (open science) und von
Entwicklungsergebnissen in der Wirtschaft (open innovation) ist eine große
Chance für den Forschungsstandort Deutschland. Kollaboration mit neuen,
bisher unüblichen Partnern oder Wiederverwertung bereits erhobener Daten
können sowohl Wertschöpfung als auch Akzeptanz von Wissenschaft und
Innovation steigern.

Die Potentiale offener Wissenschaft und Innovation werden aber bisher
nicht genutzt. Der Anteil von Unternehmen mit Innovationspartnerschaften
verharrt auf einem niedrigen Niveau (20 Prozent). Vor allem
Kleinunternehmen arbeiten selten während eines Forschungs- oder
Entwicklungsprozesses mit anderen Partnern zusammen (14 Prozent).

Zwar ist mittlerweile die Hälfte aller Fachbeiträge deutscher Autoren (51
Prozent) frei zugänglich (open access). Im europäischen Vergleich bewegt
sich Deutschland damit trotzdem lediglich im Mittelfeld. Bei
Forschungsdaten sieht es noch schlechter aus. Mit einem Anteil von 13
Prozent ist deren Veröffentlichung eher eine Ausnahme.

Die Studie zeigt, dass die Öffnung der Wissenschaft zur Lösung zentraler
Herausforderungen des Wissenschafts- und Innovationssystems beitragen
kann. Die Autoren Clemens Blümel, Benedikt Fecher und Gertraud Leimüller
entwickeln dafür ein Modell, das Prinzipen von open science und open
innovation zusammenführt. Danach können sich grundlagen- und
anwendungsorientierte Forschung vor allem durch neue Partnerschaften und
geteilte Infrastrukturen annähern. Durch neue Innovationskollaborationen
kann die traditionelle Konzentration der Forschungs- und 
Entwicklungs-Aktivitäten auf wenige Industriebranchen abgebaut werden. Unbürokratische,
niederschwellige Partnerschaften in offenen Innovationsnetzwerken würden
das FuE-Potenzial von klein- und mittelständischen Unternehmen fördern.


Zur Studie "Das Potenzial strategischer Öffnung"

Die Studie des Alexander von Humboldt Instituts für Internet und
Gesellschaft (HIIG), des Deutschen Zentrums für Hochschul- und
Wissenschaftsforschung (DZHW) und von der österreichischen Beratungsfirma
für Open Innovation, winnovation, wurde im Auftrag des Stifterverbandes
veröffentlicht. Sie erscheint im Rahmen der aktuellen 
Stifterverbands-Initiative Offene Wissenschaft und Innovation. Ziel der Initiative ist es,
Debatten anzustoßen und mit konkreten Förderideen, Impulse für den
Wissenschafts- und Innovationsstandort Deutschland zu geben.

www.stifterverband.de/strategische-oeffnung

Zum Hochschul-Barometer

Das Hochschul-Barometer ist ein Stimmungsbarometer deutscher
Hochschulleitungen. In einer jährlichen, repräsentativen Umfrage wollen
der Stifterverband und die Heinz-Nixdorf Stiftung von allen Rektoren und
Präsidenten staatlicher und staatlich anerkannter Hochschulen in
Deutschland wissen, wie sie ihre momentane Lage und ihre Perspektiven
einschätzen. Ein Schwerpunkthema der aktuellen Ausgabe ist Open Science.
Die Ergebnisse des gesamten Hochschul-Barometers werden im Herbst
veröffentlicht.

www.hochschul-barometer.de

Weitere Informationen unter:

www.hochschul-barometer.de

www.stifterverband.de/strategische-oeffnung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband, 23.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HOCHSCHULE/2210: Digitale Medien im Unterricht - Ausbildung für künftige Lehrkräfte noch nicht verpflichtend (idw)


CHE Centrum für Hochschulentwicklung - 23.05.2018

Digitale Medien im Unterricht: 

Ausbildung für künftige Lehrkräfte noch nicht verpflichtend



Eine Studie des Monitor Lehrerbildung liefert erstmals Daten darüber,
wie angehende Lehrkräfte für den Einsatz digitaler Medien im Unterricht
qualifiziert werden. Das Ergebnis: Lehrangebote zum pädagogisch sinnvollen
Einsatz von Tablet oder Smartboard sind noch immer kein Muss im Studium.
Bildungsexperten fordern deshalb, das Arbeiten mit digitalen Medien
flächendeckend zum Pflichtbestandteil des Lehramtsstudiums zu machen - für
alle Fächer und Schulformen.

Damit deutsche Schulen beim Thema Digitalisierung nicht den Anschluss
verlieren, hat sich die Kultusministerkonferenz (KMK) bereits 2016 ein
konkretes Ziel gesetzt: Bis 2021 sollen alle Schüler jederzeit eine
digitale Lernumgebung und einen Internetzugang nutzen können. Damit die
technische Ausstattung auch lernförderlich wirkt, bedarf es entsprechend
geschulter Lehrkräfte. Diese müssen neben eigener Medienkompetenz auch
didaktische Konzepte kennen, um digitale Medien pädagogisch sinnvoll in
den eigenen Fachunterricht einzubinden.

Drei Jahre vor der KMK-Zielmarke hat der Monitor Lehrerbildung überprüft,
inwieweit diese neuen Anforderungen bereits in der Ausbildung der nächsten
Lehrergeneration im Fokus stehen. Hierfür wurden im Winter 2017/18
Bundesländer und lehrerbildende Hochschulen zu Vorgaben und Studienangebot
befragt.

Das Ergebnis: Angehende Lehrkräfte aller Schulformen und Fächer können
aktuell vielerorts ihr Studium absolvieren, ohne jemals mit dem Thema
digitale Medien in Berührung zu kommen. Entsprechende Lehrveranstaltungen
sind an vielen Hochschulen nicht verpflichtend, weder für einzelne Fächer,
noch fächerübergreifend. Damit bleibt das Thema oft ein optionaler
Studieninhalt. In Lehramtsstudiengängen für das Gymnasium sehen
beispielsweise lediglich sieben von insgesamt 60 Hochschulen in allen
Fächern verpflichtende Lehrveranstaltungen zum Einsatz digitaler Medien
vor.

"Der Einsatz digitaler Medien muss Pflichtbestandteil jedes
Lehramtsstudiums sein - unabhängig von Schultyp oder Fach", fordert Jörg
Dräger, Vorstand der Bertelsmann Stiftung. Schließlich könne das digital
gestützte Lernen die individuelle Förderung in heterogenen Schülergruppen
stärken. Inwieweit diese Potenziale auch genutzt werden, hänge dabei stark
von der Kompetenz der einzelnen Lehrkraft ab. "Digitale Medien allein sind
keine Garantie für gutes Lernen. Sie müssen sinnvoll in das
Unterrichtskonzept eingebettet sein und pädagogischen Zielen dienen", so
Dräger.

Auf der Ebene der Länder zeigt die Analyse des Monitor Lehrerbildung
ebenfalls Handlungsbedarf. Lediglich in fünf Ländern ist die Thematik
aktuell in staatlichen Prüfungsordnungen berücksichtigt. Dabei könnten die
Länder stärker steuern, etwa durch rechtlich verbindliche Regelungen zum
methodisch-didaktischen Einsatz digitaler Medien in der Lehrerausbildung.

Zusätzlich fordern die Bildungsexperten des Monitor Lehrerbildung eine
noch stärkere Vernetzung zwischen den Hochschulen. Aktuell kooperiert rund
ein Drittel der befragten Hochschulen beim Thema Digitalisierung mit
anderen Einrichtungen.

"Eine Einzelkämpfermentalität der Hochschulen bei einem solch zentralen
Thema der Lehrerausbildung können wir uns nicht mehr erlauben", sagt
Ekkehard Winter. Der Geschäftsführer der Deutsche Telekom Stiftung fordert
einen besseren Austausch: "Um gute Praxisbeispiele beim Einsatz digitaler
Medien in der Lehrerbildung in die Breite zu tragen, sind auch
länderübergreifende Kooperationen lehrerbildender Hochschulen
unabdingbar."

Auch strategische Kooperationen zu Möglichkeiten des Einsatzes digitaler
Medien im Unterricht zwischen lehrerbildenden Hochschulen und Schulen
seien nach Ansicht der Bildungsexperten auszubauen. So könne
sichergestellt werden, dass Lehramtsstudium und Schulpraxis in einer sich
schnell wandelnden digitalen Welt gut aufeinander abgestimmt sind.

Über die Publikation und den Monitor Lehrerbildung:

"Lehramtsstudium in der digitalen Welt - Professionelle Vorbereitung auf
den Unterricht mit digitalen Medien?!" ist eine Sonderveröffentlichung des
Monitor Lehrerbildung. Befragt wurden 63 Hochschulen und die für die
Lehrerbildung zuständigen Ministerien der Bundesländer im Winter 2017/18.
Der Schwerpunkt der Betrachtung wurde dabei auf die erste Phase der
Lehrerbildung an den Hochschulen gelegt. Daneben kommt auch Fort- und
Weiterbildungsangeboten eine große Bedeutung zu, um aktive Lehrkräfte für
das Unterrichten mit digitalen Medien zu qualifizieren. Diese standen
jedoch nicht im Fokus der vorliegenden Untersuchung.

Der Monitor Lehrerbildung ist die bundesweit einzige Datenbank zum
Lehramtsstudium. Unter www.monitor-lehrerbildung.de sind relevante Daten
zu dieser ersten Phase der Lehrerbildung übersichtlich dargestellt. 63
Hochschulen und alle 16 Länder beteiligten sich an der Sondererhebung zum
Themenschwerpunkt Digitalisierung des Monitor Lehrerbildung 2017/18. Seit
2012 werden Hochschulen und Länder regelmäßig zu ihren Strukturen der
Lehrerbildung befragt. Ein Zeit-, Länder- und Hochschulvergleich
ermöglicht die Darstellung von Entwicklungstrends. Sämtliche Daten sowie
viele weitere Informationen zum Thema sind unter 
www.monitor-lehrerbildung.de frei zugänglich. Der Monitor Lehrerbildung ist ein
gemeinsames Projekt von Bertelsmann Stiftung, CHE Centrum für
Hochschulentwicklung, Deutsche Telekom Stiftung und Stifterverband.


Weitere Informationen unter:

http://www.monitor-lehrerbildung.de/web/.content/Downloads/Monitor-Lehrerbildung_Broschuere_Lehramtsstudium-in-der-digitalen-Welt.pdf 

Link zur Publikation

http://www.monitor-lehrerbildung.de 

Informationen zum Projekt sowie zur Situation der Lehrerbildung in den
Bundesländern

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution409

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

CHE Centrum für Hochschulentwicklung, 23.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSEN/596: Neue Publikation - "Deutsches Engagement im Irak: Wie weniger mehr sein kann" (idw)


Bonn International Center for Conversion (BICC) - 22.05.2018

Neue Publikation 

"Deutsches Engagement im Irak: Wie weniger mehr sein kann"



Irak befindet sich anhaltend im Umbruch. Nach dem militärischen Sieg
der "Globalen Koalition gegen Daesh" über den sog. Islamischen Staat (IS)
Ende 2017 standen mit den Parlamentswahlen am 12. Mai 2018 politische
Weichenstellungen an. Der aktuelle BICC Policy Brief formuliert
Politikempfehlungen an die Bundesregierung und fordert ein
konfliktsensibles, nach lokalen Gegebenheiten differenziertes Vorgehen.

Auf der Basis von Beobachtungen und Interviews, die die BICC-Forscherinnen
Carina Schlüsing und Katja Mielke jüngst während eines Aufenthalts im
Nordirak sammelten, argumentieren die Autorinnen, dass die
Bundesregierung durch punktuell zu implementierende Maßnahmen die
konstruktive Bearbeitung von Konfliktlagen auf lange Sicht strategisch
beeinflussen kann, indem sie ihr militärisches Engagement zurückfährt und
diplomatische sowie zivile Maßnahmen ausbaut.

In BICC Policy Brief 4\2018 "Deutsches Engagement im Irak: Wie weniger
mehr sein kann" formulieren sie die folgenden Politikempfehlungen:

• Aktuelles militärisches Mandat klarer ausdifferenzieren

Die deutsche Ausbildung der irakischen Streitkräfte bedarf einer klar
formulierten Strategie, welche Partner mit welchen Zielen ausgebildet
werden und was sinnvolle Indikatoren für die Zielerreichung und
Wirkungsüberprüfung sind. Dafür sind unabhängige Evaluierungsmöglichkeiten
der Mission notwendig.

• Militärische Zusammenarbeit auf nicht-letale Maßnahmen
beschränken

Kampfmittelräumung und Sanitätsdienste sollten ausgebaut werden. Die
militärische Befähigung irakischer Sicherheitskräfte sollte die
Bundesregierung einstellen, weil sie die dringend notwendigen
Versöhnungs- und Ausgleichsprozesse in der Gesellschaft potenziell
torpediert. Waffen- und Kampfmittellieferungen in den Irak dürfen nicht
wieder aufgenommen werden.

• Hinwirken auf Vertrauensbildung in der Bevölkerung und integrative
Politik der irakischen Partner

Die Bundesregierung sollte die Zentralregierung und die kurdische
Autonomieregierung drängen, symbolische und materielle Zugeständnisse
gegenüber Minderheiten zu machen z. B. durch die Anerkennung lokaler
Bedrohungswahrnehmungen, Verhandlungen über Schutzmechanismen für
Minderheiten und die Erarbeitung einer Strategie für
Rückkehrmöglichkeiten der Binnenvertriebenen.

• Diplomatischer Druck: UNAMI mit breiterem Mandat für den
Verfassungsklärungsprozess ausstatten

Die Bundesregierung sollte ihre Unterstützung für die Zentral- und
Autonomieregierung an deren Bereitschaft knüpfen, einen
Verfassungsklärungsprozess zu den Artikeln 111/112 und 140 einzuleiten
und auf die erneute Ausweitung des Mandats für UNAMI als geeignete
Mediationsinstitution hinwirken.

• Praktisches Engagement: Bereitstellung externer Expertise für die
schrittweise Bearbeitung von Verfassungsartikel 140 und Unterstützung
beim Wiederaufbau

Landrestitutionsprozesse in vergleichsweise weniger strittigen Gebieten
sollten zur Identifikation von best practices für nachhaltige
Konfliktmediation dienen. Dazu kann die Beratung und Expertise deutscher
Rechtsberater angeboten werden. Die materielle Unterstützung der
Bundesregierung für den Wiederaufbau sunnitischer Provinzen und
Minderheitengebiete sollte lokale Initiativen zum
Infrastruktur(wieder)aufbau einschließen.



BICC Policy Brief 4\2018 "Deutsches Engagement im Irak: Wie weniger mehr
sein kann" zum Download: 

www.bicc.de/publications/publicationpage/publication/deutsches-engagement-im-irak-wie-weniger-mehr-sein-kann-806/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution445

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bonn International Center for Conversion (BICC), 22.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DEMOSKOPIE/750: Deutschland noch nicht in der algorithmischen Welt angekommen (idw)


Bertelsmann Stiftung - 23.05.2018

Deutschland noch nicht in der algorithmischen Welt angekommen



Nur ein geringer Teil der Menschen in Deutschland weiß, wo Algorithmen
eingesetzt werden und wie wirkmächtig sie sind. Die meisten Deutschen sind
noch unentschlossen über Chancen und Risiken von Algorithmen, doch sie
spüren ein Unbehagen. Um die Menschen auf die algorithmische Gesellschaft
vorzubereiten, braucht es eine breite öffentliche Debatte, mehr Kompetenzen
bei den Bürgern und eine aktive staatliche Kontrolle.

Gütersloh 23.05.2018. Partnersuche, Online-Shopping, Job-Bewerbung -
Algorithmen sind längst in unserem Alltag angekommen. Doch nur zehn
Prozent aller in Deutschland lebenden Menschen haben eine genaue
Vorstellung davon, was Algorithmen sind und wie sie funktionieren.
Allenfalls hinter Dating-Apps wie Tinder oder individuell zugeschnittener
Werbung im Internet vermuten etwa 50 Prozent der Menschen in Deutschland
algorithmischen Einfluss. Dass künstliche Intelligenz auch bei der
Vorauswahl von Job-Bewerbern eingesetzt wird, weiß hingegen nur ein
Drittel. Den meisten fehlt folglich eine Vorstellung davon, welche
Bedeutung Algorithmen mittlerweile für ihr Leben haben. Zu diesen
Ergebnissen kommt eine repräsentative Umfrage des Instituts für Demoskopie
Allensbach im Auftrag der Bertelsmann Stiftung.

Die Unwissenheit über die Anwendungsfelder von Algorithmen führt
allerdings nicht dazu, dass Menschen eine grundsätzlich negative Haltung
zu Algorithmen haben. Deren praktischer Nutzen - etwa als präzises und
zeitsparendes Hilfsmittel - wird von der Hälfte der Befragten erkannt.
Besonders positiv werden Algorithmen von denjenigen gesehen, die allgemein
eine optimistische Einstellung zu technischem Fortschritt haben. Auch
Menschen, die eine ungefähre Vorstellung über die Funktionsweise von
Algorithmen haben, sehen sie in einem bessern Licht. Männer erkennen eher
die Chancen als Frauen. Das Alter und formale Bildungsniveau spielt
hingegen keine Rolle. Jörg Dräger, Vorstand der Bertelsmann Stiftung,
ordnet ein: "Algorithmen bestimmen zunehmend über unser Leben. In
Deutschland fehlt es an grundsätzlichem Wissen über den digitalen Wandel.
Wir müssen dringend lernen, die Chancen und Risiken von Algorithmen
richtig abzuwägen."

Viele ziehen menschliche Entscheidungen algorithmischen vor


46 Prozent aller Befragten haben keine festgelegte Haltung zu Algorithmen.
Eine gesellschaftliche Meinungsbildung ist noch nicht abgeschlossen.
"Algorithmen und künstliche Intelligenz", so Dräger, " sind bislang kaum
Teil der öffentlichen Debatte. Sie können zu mehr Chancengerechtigkeit
führen, allerdings auch zu mehr Diskriminierung. "Wir müssen jetzt darüber
diskutieren, wie wir Algorithmen in den Dienst der Gesellschaft stellen
können."

In der Umfrage wird ein großes Unbehagen deutlich, gerade wenn Maschinen
komplett losgelöst vom Menschen entscheiden. 73 Prozent der Befragten
unterstützen sogar ein Verbot von sogenannten vollautomatisierten
Entscheidungen, die nur von Software und ohne direkte menschliche
Beteiligung getroffen werden. Die meisten ziehen es also vor, wenn ein
Mensch statt einer Maschine über sie entscheidet - obwohl sie wissen, dass
dies häufig weniger objektiv ist. Die Ablehnung vollautomatisierter
Entscheidungen bezieht sich bemerkenswerter Weise nicht nur auf besonders
intime Lebensbereiche, wie etwa im Gesundheits- oder Gerichtswesen,
sondern umfasst sogar einfache Themen wie die Rechtschreibprüfung in
Textverarbeitungsprogrammen. "Wenn Vertrauen in Technik fehlt, verkennen
viele die Chancen von Algorithmen", so Dräger. Viele Menschen schreckten
vielmehr vor dem Gefühl zurück, einer algorithmischen Entscheidung
ausgeliefert zu sein - egal wie trivial sie sei.

In der Umfrage wird deutlich, dass dieses Unbehagen auch bei denjenigen
vorhält, die mehr über Algorithmen wissen. Zwar sieht diese Gruppe mehr
Chancen in algorithmischer Entscheidungsfindung (42 Prozent) als die
Gesamtbevölkerung (31 Prozent). Gleichzeitig haben diese Befragten aber
auch für die Risiken ein geschärftes Bewusstsein (53 Prozent im Vergleich
zu 47 Prozent aller Befragten). Viele Menschen befürchten etwa, dass
Programmierer zu viel Macht über das Leben von Menschen erhalten und
Algorithmen manipulierbar sind. Es besteht unabhängig vom Bildungsniveau
oder Einkommen der Wunsch nach einer engmaschigeren Kontrolle. Unterm
Strich denken nur 13 Prozent der Menschen in Deutschland, dass Algorithmen
gerechtere Entscheidungen treffen als Menschen.

Kompetenzaufbau auf allen Ebenen nötig

Für Dräger steht fest, dass auf allen Ebenen Kenntnisse im Umgang mit
Algorithmen fehlen. "Jeder Bürger braucht Digitalkompetenz, denn wir alle
sind regelmäßig und direkt von algorithmischer Entscheidungsfindung
betroffen." Zudem würde eine verstärkte öffentliche Auseinandersetzung
über die Chancen und Risiken von Algorithmen helfen, den Einsatz von
Algorithmen besser im Sinne der Bürger zu gestalten. Er bemängelt, dass
auf staatlicher Ebene die Digitalisierung nur langsam vorankommt und der
Einsatz hilfreicher Algorithmen kaum stattfindet. "Der Staat sollte sich
in den Fahrersitz setzen und Vorbild in der Anwendung und Förderung
kluger, teilhabeförderlicher Algorithmen werden. Es ist auch eine
staatliche Aufgabe, zu überprüfen, ob Algorithmen im Sinne der Menschen
gestaltet werden, und die Bürger über deren Einsatz zu informieren."
Ansonsten sei es langfristig schwierig, das nötige Vertrauen der Menschen
in den unaufhaltsamen technologischen Fortschritt aufzubauen.

Zusatzinformationen

Die Befragung vom Institut für Demoskopie Allensbach ist Teil des Projekts
"Ethik der Algorithmen", in dem sich die Bertelsmann Stiftung näher mit
den gesellschaftlichen Auswirkungen algorithmischer Entscheidungssysteme
beschäftigt. Bislang sind in der Reihe "Impulse Algorithmenethik" zuletzt
eine Analyse zu Auswirkungen der Datenschutz-Grundverordnung auf
algorithmische Entscheidungsfindung (Schulz und Dreyer 2018) sowie ein
Überblick und Einordnung von Lösungsansätzen, mit denen man algorithmische
Prozesse in den Dienst der Gesellschaft stellen kann (Krüger und Lischka
2018), erschienen. Ein Blog und ein wöchentlicher Newsletter informieren
regelmäßig über aktuelle Fachdebatten sowie die Ergebnisse unserer
Projektarbeit: 

https://algorithmenethik.de/

Weitere Informationen unter:

http://www.bertelsmann-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, 23.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WOHNEN/148: Arm und Reich, Jung und Alt - immer seltener Tür an Tür (idw)


Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH - 23.05.2018

Arm und Reich, Jung und Alt: immer seltener Tür an Tür

WZB-Studie zeigt wachsende sozialräumliche Spaltung in deutschen Städten



Arme Menschen leben in deutschen Städten zunehmend konzentriert in
bestimmten Wohnvierteln. Auch junge und alte Menschen sind immer seltener
Nachbarn. Das zeigen Marcel Helbig und Stefanie Jähnen in einer neuen
Studie des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialforschung (WZB). Darin
untersuchen sie für 74 Städte die Entwicklung der sozialräumlichen
Segregation von 2005 bis 2014. Sie ist die bislang umfangreichste Studie,
die mit amtlichen Daten die ungleiche räumliche Verteilung sozialer
Gruppen untersucht. Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass in vielen
deutschen Städten die Idee einer sozial gemischten Stadtgesellschaft nicht
mehr der Wirklichkeit entspricht.

In gut 80 Prozent der untersuchten Städte hat seit 2005 die räumliche
Ballung von Menschen, die Grundsicherung nach SGB II beziehen, zugenommen
- am stärksten dort, wo viele Familien mit kleinen Kindern (unter 6
Jahren) und viele arme Menschen leben. Den höchsten Anstieg verzeichnen
ostdeutsche Städte wie Rostock, Schwerin, Potsdam, Erfurt, Halle und
Weimar. Zudem schreitet die sozialräumliche Spaltung in Städten schneller
voran, wo eine bestimmte Schwelle der Armutssegregation bereits
überschritten ist.

Um das Ausmaß der räumlichen Trennung nach sozialer Lage zu bestimmen,
haben Marcel Helbig und Stefanie Jähnen den sogenannten Segregationsindex
berechnet. Dieser gibt Auskunft darüber, wieviel Prozent der
SGB-II-Bezieher eigentlich in einem anderen Stadtteil wohnen müssten, um
gleichmäßig verteilt in einer Stadt zu leben. In einer Reihe von Städten
betrifft das zwischen 35 und 40 Prozent der Leistungsempfänger (siehe
Grafik 1). "Dieses Niveau kennen wir bisher nur von amerikanischen
Städten", sagt Helbig. Als "historisch beispiellos" bezeichnet er die
Dynamik, mit der die sozialräumliche Spaltung der ostdeutschen Städte
binnen weniger Jahre zugenommen hat (siehe Grafik 3).

Arme Familien mit Kindern sind besonders betroffen. In 36 Städten gibt es
inzwischen Quartiere, in denen mehr als die Hälfte aller Kinder von
Leistungen nach SGB II leben (siehe Grafik 2). "Diese Entwicklung kann
sich negativ auf die Lebenschancen armer Kinder auswirken. Aus der
Forschung wissen wir, dass die Nachbarschaft auch den Bildungserfolg
beeinflusst", erklärt Jähnen.

Die Studie zeigt aber auch, dass bestimmte Altersgruppen immer seltener
Tür an Tür wohnen. So konzentrieren sich junge Menschen zwischen 15 und 29
Jahren zunehmend in bestimmten Wohnvierteln, in anderen wiederum alte
Menschen ab 65 Jahren.

Überraschend fanden die Forscher heraus, dass der Anteil von
Sozialwohnungen die räumliche Ungleichheit innerhalb einer Stadt
verstärkt. "Sozialwohnungen sind in Gebieten zu finden, in denen ohnehin
die Armen wohnen. Das Ideal einer sozial gemischten Stadt ist schon lange
dem Ziel gewichen, bezahlbaren Wohnraum zu schaffen", sagt Jähnen.

Genauer geht die Studie auf die besondere Situation in Ostdeutschland ein.
Auffällig ist, dass Magdeburg und Dresden im Gegensatz zu den anderen
ostdeutschen Städten eine vergleichsweise geringe Segregation aufweisen.
Diese Sonderstellung begründen die Forscher damit, dass beide Städte im
Zweiten Weltkrieg großflächig zerstört wurden und sich Neu- und
Plattenbauten ausgewogener im Stadtraum verteilen. In ostdeutschen Städten
mit heute hoher sozialer Segregation wie Rostock, Erfurt oder Jena
entstanden die Plattenbauten eher am Stadtrand, die nach der Wende
zunehmend zu sozialen Brennpunkten wurden. Diese Entwicklung erklärt auch,
warum die sozialräumliche Ungleichheit in ostdeutschen Städten heute
größer ist als in Westdeutschland.



Die Studie ist als WZB Discussion Paper erschienen und steht als PDF zum
Download bereit:

https://bibliothek.wzb.eu/pdf/2018/p18-001.pdf 

"Wie brüchig ist die soziale Architektur unserer Städte? Trends und
Analysen der Segregation in 74 deutschen Städten."

Links zu den Grafiken:

https://www.wzb.eu/files/image/sv/iuk/Grafik_1.jpg

Ausmaß sozialräumlicher Segregation

https://www.wzb.eu/files/image/sv/iuk/Grafik_2.jpg

Soziale Segregation Kinder

https://www.wzb.eu/files/image/sv/iuk/Grafik_3.jpg

Anstieg sozialräumliche Segregation Ostdeutschland

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution191

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH, 23.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/2260: Augsburg - Avi Primor spricht über 70 Jahre deutsch-israelische Beziehungen, 04.06.2018


Universität Augsburg

Am 4. Juni 2018 um 18.00 Uhr an der Universität:

Avi Primor über 70 Jahre deutsch-israelische Beziehungen

Der frühere israelische Botschafter in Deutschland mit "Betrachtungen
eines Grenzgängers zur Vergangenheit und Zukunft"



Augsburg/EH/KPP - Anlässlich des 70-jährigen Jubiläums des Staates
Israel spricht der frühere israelische Botschafter in Deutschland Avi
Primor am 4. Juni 2018 an der Universität Augsburg. Sein Vortrag mit
dem Titel "70 Jahre deutsch-israelische Beziehungen. Betrachtungen
eines Grenzgängers zur Vergangenheit und Zukunft" beginnt um 18.00 Uhr
im Hörsaal 1009 der Juristischen Fakultät (Gebäude H,
Universitätsstraße 24). Das Jakob-Fugger-Zentrum und die
Deutsch-Israelische Gesellschaft laden alle Interessierten herzlich
ein. Der Eintritt ist frei, um Anmeldung an jfz@praesidium.uni-augsburg.de wird gebeten.

Avi Primor, der bereits 2015 die Internationale Gastdozentur am 
Jakob-Fugger-Zentrum der Universität Augsburg innehatte, befasst sich in
seinem aktuellen Vortrag mit den schwierigen und wechselhaften
Nachkriegsbeziehungen zwischen Israel und der Bundesrepublik
Deutschland bis zur Aufnahme diplomatischer Beziehungen 1965, um dann
einen Bogen bis in die Gegenwart zu schlagen. Avi Primor betrachtet
die langsame Annäherung beider Staaten, die in seinem Fall auch eine
persönliche ist: Er selbst beschreibt sich als jemanden, dessen
israelischer Pass 1948 zunächst für alle Staaten "mit Ausnahme
Deutschlands" galt. Als Kind sei ihm klar gewesen, dass er "mit
Deutschland nie etwas zu tun haben, mit Deutschen weder verkehren noch
sie überhaupt jemals kennenlernen würde". Doch 1993 war er dann
bereit, als Botschafter Israels nach Bonn zu gehen.

Avi Primor, geboren 1935 in Tel Aviv, ist Gründer des trilateralen
Zentrums für Europäische Studien, eines palästinensisch-israelisch-
jordanischen Kooperationsprojekt in Herzliya, das heute Institut der
Universität Tel Aviv ist. Er war 39 Jahre lang Mitarbeiter des
Israelischen Außenministeriums, u. a. als Israels Botschafter bei der
Europäischen Union, in Belgien, in Luxemburg und - von 1993 bis 1999 -
in der Bundesrepublik Deutschland. Zu seinen Auszeichnungen zählen das
Bundesverdienstkreuz mit Stern und Schulterband und der Mérite
Europénne in Gold, zu seinen zahlreichen Veröffentlichungen auf dem
Gebiet der Internationalen Angelegenheiten u. a. die
autobiographischen Texte "' - mit Ausnahme Deutschlands'. Als
Botschafter Israels in Bonn" (1997) und "Nichts ist jemals vollendet"
(2015).

 * 

Quelle:

UPD 60/18 - Pressemitteilung vom 23. Mai 2018

Pressestelle der Universität Augsburg

Tel: 0821/598-2094

E-Mail:info@presse.uni-augsburg.de

Internet: www.uni-augsburg.de
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BANK/546: Deutsche Bank will aus Atomwaffen-Geschäft aussteigen (ICAN)


ICAN-Pressemitteilung vom 23.05.2018

Deutsche Bank will aus Atomwaffen-Geschäft aussteigen



Die Deutsche Bank will ihre Geschäftsbeziehungen zu Atomwaffen-Herstellern
beenden. Mit einer heute veröffentlichten "Richtlinie zu kontroversen
Waffen" reagiert sie auch auf Kritik der Internationalen Kampagne zur
Abschaffung von Atomwaffen (ICAN), die im vergangenen Jahr den
Friedensnobelpreis erhielt. "Die neue Richtlinie ist ein bedeutender
Schritt in die richtige Richtung," sagt Martin Hinrichs, Vorstandsmitglied
von ICAN Deutschland. "Geschäfte mit Massenvernichtungswaffen sind durch
nichts zu rechtfertigen."

ICAN hatte in einer Studie zusammen mit der Friedensorganisation PAX
aufgedeckt, dass die Deutsche Bank mehrere Milliarden Euro in Hersteller
von Atomsprengköpfen und Atomraketen investiert hatte.

Mit der Richtlinie werden erstmals alle Transaktionen mit Firmen
ausgeschlossen, die direkt an der Herstellung oder Instandhaltung von
Atomwaffen beteiligt sind. Gleichzeitig lässt die Richtlinie weiterhin Raum
für Ausnahmen in bestimmten Fällen. Aus Sicht von ICAN fehlt außerdem eine
Liste mit Firmen, die ausgeschlossen werden.

"Jetzt müssen wir sehen, wie die Deutsche Bank ihre Richtlinie in der
Praxis umsetzt," so Hinrichs. "Wenn den Worten auch Taten folgen, dann ist
die neue Politik vorbildlich. Auch andere große Finanzinstitute wie die
Commerzbank oder die Allianz müssen Geschäfte mit Atomwaffen-Herstellern
nun klar ausschließen." Sie können so zur internationalen Ächtung von
Atomwaffen beitragen. Die Uhr tickt, mahnen die Aktivisten: "Wenn wir das
weltweite Wettrüsten nicht stoppen, dann werden wir erneut den Einsatz
einer Atombombe erleben."

 * 

Quelle:

ICAN Deutschland e.V.

Puschkinallee 5, 12435 Berlin

E-Mail: office@ican.berlin

Internet: http://www.icanw.de
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VERKEHR/725: Mithaftung bei Überschreiten der Richtgeschwindigkeit (DAV)


Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht, Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 23. Mai 2018

Ressort: Justiz/Verkehr

Mithaftung bei Überschreiten der Richtgeschwindigkeit



Düsseldorf/Berlin (DAV). Wer auf der Autobahn schneller als
Richtgeschwindigkeit fährt, kann bei einem Unfall mithaften. Selbst
dann, wenn ihn an dem Unfall keine Schuld trifft. Es greift dann in
der Regel die Betriebsgefahr. Die Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht
des Deutschen Anwaltvereins (DAV) informiert über ein Urteil des
Oberlandesgerichts Düsseldorf vom 21. November 2017 (AZ: I-1 U 44/17).

Die Frau fuhr auf der Autobahn. Sie blinkte und wechselte zum
Überholen vom rechten auf den linken Fahrstreifen. Es kam zur
Kollision mit einem auf dem linken Fahrstreifen heranfahrenden
Fahrzeug. Laut Sachverständigengutachten musste der Mann rund 200 km/h
gefahren sein. Der Mann der Autofahrerin klagte als Fahrzeughalter und
verlangte von dem anderen Fahrer Ersatz des Schadens. Er behauptete,
seine Frau habe ordnungsgemäß überholt und der Überholvorgang sei
schon einige Sekunden abgeschlossen gewesen. Erst dann sei es zur
Kollision gekommen. Der andere Fahrer meinte, lediglich 150km/h
gefahren zu sein. Der Unfall sei in Folge des abrupten Spurwechsels
passiert.

Der beklagte Mann musste nur zu 30 Prozent haften, entschied das
Gericht. Es sah die überwiegende Schuld am Unfall bei der Frau. Der
Spurwechsel sei unvorsichtig erfolgt. Die Frau hätte sich besser
vergewissern müssen, dass niemand gefährdet werde. Der andere Fahrer
müsse zu 30 Prozent mithaften, da er die Richtgeschwindigkeit auf
Autobahn von 130 km/h erheblich überschritten habe.

Wer schneller als 130 km/h fahre, vergrößere die Gefahr, dass sich ein
anderer Verkehrsteilnehmer auf diese Fahrweise nicht einstellen könne
und die Geschwindigkeit unterschätze. Auch wenn der Fahrer keine
Schuld an dem Unfall habe, müsse er sich daher die Betriebsgefahr
seines Fahrzeugs in Höhe von 30 Prozent zurechnen lassen.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung VerkR 09/18 vom 23. Mai 2018

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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ZIVILRECHT/732: Kfz-Diebstahl muss nachvollziehbar sein und im Zweifel bewiesen werden (DAV)


Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht, Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 23. Mai 2018

Ressort: Justiz/Verkehr

Kfz-Diebstahl muss nachvollziehbar sein und im Zweifel bewiesen werden



Coburg/Berlin (DAV). Ein Versicherungsnehmer wollte seine Versicherung
für einen Autodiebstahl in Anspruch nehmen. Aufgrund von
Ungereimtheiten und unterschiedlichen Angaben musste er den Diebstahl
beweisen. Normalerweise reicht es aus, nachvollziehbar darzulegen,
dass es zu dem Diebstahl gekommen ist. Kann die Versicherung aber
Umstände darlegen, die schwerwiegende Zweifel an der Ehrlichkeit des
Versicherungsnehmers hinterlassen, muss er den Kfz-Diebstahl
vollständig beweisen.

Dies ergibt sich aus einer Entscheidung des Landgerichts Coburg vom
8. Dezember 2016 (AZ: 22 O 95/16). In dem von der Arbeitsgemeinschaft
Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) mitgeteilten Fall
behauptete der Kläger, sein Fahrzeug sei gestohlen worden. Er
verlangte den Ersatz des Schadens von seiner Teilkaskoversicherung.
Den Pkw, einen Mercedes, hatte er etwa zwei Jahre zuvor für knapp
7.000 Euro gekauft. Die Versicherung verweigerte eine Regulierung des
Schadens. Sie verwies auf eine Reihe von Ungereimtheiten. Der Mann
hatte im Rahmen der Schadensanzeige bei der Versicherung Angaben
gemacht, die denjenigen gegenüber der Polizei teilweise widersprachen.
Konkret betraf das den Kilometerstand und die frühere Annoncierung des
Fahrzeugs zum Verkauf. Auch hatte der Mann gegenüber der Versicherung
zunächst angegeben, niemand habe das Abstellen des Fahrzeugs gesehen,
während er im Prozess hierfür jedoch einen Zeugen benannte.

Er hatte außerdem behauptet, den Fahrzeugbrief verloren und ohnehin
nur einen Schlüssel für den Pkw besessen zu haben. Die Versicherung
verwies weiter darauf, dass der Mann das Fahrzeug erst nach mehr als
einem Jahr nach Erwerb auch tatsächlich angemeldet habe.

Das Landgericht vernahm die Zeugen des Klägers und wies die Klage ab.
Eine für ihn eigentlich geltende Beweiserleichterung kam hier
ausnahmsweise nicht zur Anwendung. Das Gericht hatte aufgrund einer
Gesamtschau der vorliegenden Indizien Zweifel an der Ehrlichkeit des
Manns. Er hätte deshalb den vollständigen Beweis für den behaupteten
Diebstahl erbringen müssen. Ein anderweitiges Verschwinden des
Fahrzeugs, beispielsweise durch bewusstes Verschieben ins Ausland,
müsse dann zur Überzeugung des Gerichts praktisch ausgeschlossen sein.
Dazu war der Kläger jedoch nicht in der Lage.

Informationen: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung VerkR 10/18 vom 23. Mai 2018

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





ZIVILRECHT/731: Deutscher Anwaltverein begrüßt Musterfeststellungsklage (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 22. Mai 2018

DAV begrüßt Musterfeststellungsklage



Berlin (DAV). Der Deutsche Anwaltverein (DAV) hält die
Musterfeststellungsklage für ein geeignetes Instrument, auch wenn er
ein Konzept bevorzugt hätte, dass sich am KapMuG ausrichtet. Anders
als im KapMuG sieht der Gesetzentwurf eine Parallelität von
Musterfeststellungsklageverfahren und Individualklageverfahren vor.
Ausgesetzt werden die Individualklageverfahren lediglich dann, wenn
der Kläger seine Ansprüche im Klageregister anmeldet. Dadurch bleibt
das Risiko divergierender Entscheidungen bestehen.

"Wichtig ist, dass es keinen Wettlauf zum Gericht gibt - wer zuerst
kommt, wird der Musterkläger - sondern dass das Gericht wie im KapMuG
den geeignetsten Musterkläger auswählen darf. Daher muss auch der
einzelne Betroffene zur Musterfeststellungsklage befugt sein und als
Musterkläger in Betracht kommen", erklärt Dr. Rupert Bellinghausen,
Mitglied des Ausschusses Zivilrecht und Vorsitzender der
DAV-Arbeitsgruppe "Sammelklage". Außerdem sollte das
Musterfeststellungsverfahren nicht nur auf das Verhältnis
Verbraucher - Unternehmer beschränkt werden.

Vielmehr sollte die Musterfeststellungsklage nicht nur Verbrauchern
offen stehen. Von Masseschadensereignissen können auch andere Akteure,
wie etwa Unternehmen, betroffen sein. Auch diese sollen den neuen
Klageweg nutzen können. Gerade für Unternehmen wäre dies ein
bedeutender Schritt.

Um möglichst in einem einzigen Musterfeststellungsverfahren sämtliche
Feststellungsziele zu einem gleichen Lebenssachverhalt klären zu
können, sollten diese gebündelt werden können. Auch der beklagten
Partei sollte daher die Möglichkeit eingeräumt werden, das Verfahren
um Feststellungsziele zu erweitern. Wichtig ist ferner eine
Zuständigkeitskonzentration der Verfahren vor einem Gericht.
Musterfeststellungsverfahren sollten nur am allgemeinen Gerichtsstand
des Beklagten erhoben werden können. Schließlich müssen das Verhältnis
der Musterfeststellungsklage zum UKlaG und KapMuG sowie
kollisionsrechtliche Fragen geklärt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 13/18 vom 22. Mai 2018

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06574: Unberechenbarer Wladimir Kramnik (SB)


Guter Rat ist teuer, was spielt man gegen Wladimir Kramnik? Läßt man
sich auf eine stürmische Partie ein, so wird man erkennen, daß sich
der russische Großmeister hervorragend in den taktischen
Unwägbarkeiten zurechtfindet. Ihn zu Unüberlegtheiten zu verlocken,
daran sind schon viele seiner Kontrahenten gescheitert. Kramnik findet
auch das kleinste Haar in der Suppe der Verwicklungen und nutzt dies
zu seinem Vorteil aus. Man kann meistens nur darauf hoffen, daß er
übermüdet ans Brett kommt. Dann macht er Fehler, dann funktioniert das
präzise Uhrwerk nicht mit der bei ihm berüchtigten Akkuratesse. Spielt
man dagegen eine ruhige Variante gegen ihn, so sorgt er dafür, daß die
unscheinbaren Nuancen rasch zu einer Welle gegen den König
zusammenwachsen. Nur wenn Kramnik von vornherein ein Remis anstrebt,
wird diese Taktik aufgehen, wenn man denn mit einem Unentschieden
zufrieden ist. Gegen Kramnik ist ein Remis zuweilen schon ein halber
Sieg. Sein Kontrahent Judasin hatte im heutigen Rätsel der Sphinx zu
einer dritten Alternative gegriffen. Er wählte eine Variante, die
äußerst selten in Turnierhallen vorkommt. Doch die Hoffnung, Kramnik
auf unbekannten Wassern überraschen zu können, erwies sich als
Bumberang. Die Gesetze der Schachkunst gelten eben auch in einem
fremden Universum. Also, Wanderer, Kramnik mit Schwarz blies zum
entscheidenden Angriff.






[image: SCHACH-SPHINX/06574: Unberechenbarer Wladimir Kramnik (SB)]



Judasin - Kramnik

Wijk aan Zee 1994


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Was ein Mensch früh lernt, das hat Bestand, das Späte ist immer nur
ein Flickenteppich. Der junge Etienne Bacrot hatte seine Lektion
jedenfalls gelernt. 1...Sb8-d7?! wurde mit 2.Se5xf7! Ke8xf7 3.Lc4xe6+
Lf5xe6 4.De2xe6+ Kf7-g6 5.Sc3-e2 bestraft. In den Blick des jungen
Franzosen mischte sich Verständnis. Er gab auf, weil das drohende
6.Se2-f4+ das Matt in Kürze erzwungen hätte.



Erstveröffentlichung am 27. Mai 2005

24. Mai 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/447: Wiesbaden - "Stressbewältigung. Sind Frauen mehr in Balance?", 29.05.2018


Theater im Pariser Hof Wiesbaden - SONDERVERANSTALTUNG

Stressbewältigung: Sind Frauen mehr in Balance?

"Das Leben ist zu kurz, um ein langes Gesicht zu machen!"

Gast: Dr. med. Nawid Peseschkian

Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie

Psychiatrie und Psychotherapie

Datum: Di., 29. Mai 2018

Einlass & Imbiss: 19:00 Uhr

Beginn: 20:00 Uhr (bis ca. 22:00 Uhr)

Eintritt: 5 Euro



Am Dienstag, den 29. Mai 2018 lädt der Liberale Salon Wiesbaden in das
Theater im Pariser Hof in der Wiesbadener Spiegelgasse zum Thema
Stressbewältigung ein.

Wie entsteht Stress und wie kann man bereits im Vorfeld daran arbeiten,
damit erst gar nicht zu viel Stress aufkommt? Was machen Frauen anders?
Sind Frauen mehr oder weniger in Balance als Männer? Wie sieht es bei
Jugendlichen aus, vor allem bei jungen Mädchen?

Auch gesellschaftliche und kulturelle Rollenerwartungen und Sinnfragen
haben zusätzliche Auswirkungen auf die Balance von Mädchen und Frauen.
Was ist zu tun, wenn die Balance bereits gestört ist?

Diese und weitere Fragen werden mit Dr. med. Nawid Peseschkian auf
Basis seines Balance-Modells, das die vier Lebensbereiche Körper,
Leistung, Kontakt und Zukunft umfasst, diskutiert. Lernen Sie die fünf
Stufen der positiven Stressbewältigung kennen, sowie das Himalaya-
Phänomen und das Titanic- Syndrom!

"Für ein glückliches, gesundes und zufriedenes Leben, ist es
erforderlich, dass sich Körper, Leistung, Kontakt und Zukunft in
Balance befinden." (Dr. med. Nawid Peseschkian)

Dr. med. Nawid Peseschkian, Jahrgang 1964, hat an der
Johannes-Gutenberg-Universität in Mainz Medizin studiert und
promoviert. Er ist Facharzt für Kinder- und Jugendpsychiatrie &
Psychotherapie, Facharzt für Psychiatrie & Psychotherapie. Seit 1998
ist er in eigener Facharztpraxis mit sozialpsychiatrischem Schwerpunkt
in Wiesbaden niedergelassen. Er führt Seminare, Vorträge, Kurse und
Trainerausbildungen im In- und Ausland durch.

Diskutieren Sie mit uns, wir freuen uns auf Ihren Besuch.

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Vorverkauf- und Bürozeiten

Montag und Mittwoch, 15:00 bis 18:00 Uhr

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2272: Weltergewicht - langweilig wird es sicher nicht ... (SB)




Lucas Matthysse freut sich auf Manny Pacquiao

Lucas Matthysse freut sich auf den Kampf gegen Manny Pacquiao am 15.
Juli und geht davon aus, daß der legendäre Philippiner so gut wie eh
und je boxen wird. Der 35jährige Argentinier hat 39 Auftritte gewonnen
und vier verloren. Er verteidigt in Kuala Lumpur erstmals den Gürtel
des regulären Weltmeisters der WBA im Weltergewicht, wobei dieser
Titel unter dem des WBA-Superchampions angesiedelt ist. Dem 39 Jahre
alten Herausforderer, der 59 Siege, sieben Niederlagen und zwei
Unentschieden vorzuweisen hat, droht in Malaysia das Ende seiner
Karriere, sollte er auch Matthysse unterliegen. Da dieser dafür
bekannt ist, seine Gegner wenn irgend möglich vorzeitig zu besiegen,
könnte er Pacquiao aufs sportliche Altenteil schicken, das der Veteran
immer wieder hinausgezögert hat. Aufgrund seines Sitzes im Senat der
Philippinen kann er zwar über Arbeitsmangel nicht klagen, doch zieht
es ihn immer wieder in den Boxring zurück, der offensichtlich seine
eigentliche Heimat ist.

Matthysse ist zwar der schwächste Weltmeister seiner Gewichtsklasse,
gehört aber dennoch dank seiner gefürchteten Schlagwirkung zu den
gefährlichsten Akteuren im Weltergewicht. Für einen altgedienten
Akteur wie Pacquiao könnte dies ein Kampf zuviel und ein Abschied
sein, wie er ihn sich nie gewünscht hatte. Mit seiner Karriere geht es
im Grunde genommen schon seit Jahren bergab, und daß Promoter Bob Arum
(Top Rank) vorgeschlagen hat, ihn im Vorprogramm des Kampfs zwischen
Jeff Horn und Terence Crawford antreten zu lassen, spricht Bände. Aus
Arums Perspektive hat die Wachablösung längst stattgefunden.

Der Argentinier zollt seinem Gegner als wahrem Champion Respekt, der
über enorme Erfahrung verfüge. Manny Pacquiao werde rückhaltlos zur
Sache gehen und ihm einen großartigen Kampf liefern. Er habe die
Auftritte des Philippiners stets im Fernsehen verfolgt und schätze es
als einen außergewöhnlichen Augenblick seiner eigenen Karriere, ihm
nun im Ring gegenüberzustehen. Matthysse ist der Boxer mit der
ausgeprägtesten Schlagwirkung, dem Pacquiao seit Miguel Cotto vor neun
Jahren begegnet ist. Und da der Philippiner nicht mehr die
Schnelligkeit seiner Fäuste und Beweglichkeit auf den Füßen ins Feld
führen kann, die ihn früher zu einer Ausnahmeerscheinung gemacht
haben, muß er vermutlich die härtesten Schläge Matthysses verkraften,
um möglicherweise doch nach Punkten zu gewinnen. Den Argentinier
seinerseits von den Beinen zu holen, wird ihm nicht gelingen, da er
zuletzt Miguel Cotto vorzeitig besiegt hat, wenngleich das erst in der
zwölften Runde geschah. Seither hat der Philippiner keinen
Kontrahenten mehr durch K.o. besiegt.

Lucas Matthysse hat den vakanten WBA-Titel am 27. Januar durch einen
Sieg über den Ranglistenersten Tewa Kiram gewonnen, der in der achten
Runde die Segel streichen mußte. Kiram hatte zwar bis dahin 38
Auftritte gewonnen, aber nie gegen hochklassige Gegner gekämpft,
weshalb hinter seinem Platz im Ranking der WBA ein großes Fragezeichen
stand. Hingegen hat Pacquiao seinen letzten Auftritt verloren, als er
sich Jeff Horn am 2. Juli 2017 in Australien nach Punkten geschlagen
geben mußte, der ihm dabei den WBO-Titel abnahm. Sein letzter Sieg
datiert im November 2016, damals behielt er gegen Jessie Vargas die
Oberhand. Daß er den Titelkampf gegen Matthysse bekommt, ist
gewissermaßen ein Geschenk der WBA, das allerdings bei den Zuschauern
in Kuala Lumpur sehr gut ankommen dürfte.

Pacquiao hat merklich nachgelassen, seit er sich 2012 Tim Bradley und
Juan Manuel Marquez geschlagen geben mußte. Wenngleich er in der Folge
Bradley zweimal besiegt und sich auch gegen Chris Algieri, Brandon
Rios und schließlich Jessie Vargas durchgesetzt hat, setzten die
Niederlagen gegen Floyd Mayweather und zuletzt Jeff Horn doch
deutliche Zeichen. Bob Arum, bei dem er all die Jahre unter Vertrag
gestanden hat, hielt ihn von gefährlichen Kandidaten wie Errol Spence,
Keith Thurman, Danny Garcia, Shawn Porter und Terence Crawford fern,
die heute das Weltergewicht dominieren. Sollte Pacquiao wider Erwarten
gegen Matthysse gewinnen, stünde er in seinem darauffolgenden Kampf
vermutlich dem Leichtgewichtler Wassyl Lomatschenko gegenüber. Der
Ukrainer tritt jedoch zwei Gewichtsklassen unter ihm an, so daß sich
die beiden irgendwo in der Mitte bei einer vereinbarten Gewichtsgrenze
treffen müßten. [1]

Daß Pacquiao offenbar seinen Killerinstinkt und seine früher so
außergewöhnliche Kondition eingebüßt hat, zeigte sich bei der
Niederlage gegen Jeff Horn. Er hatte den Australier in der neunten
Runde am Rande eines Niederschlags, vermochte ihn aber nicht vorzeitig
zu besiegen. Obgleich ihn sein damaliger Trainer Freddie Roach
energisch antrieb, dem Außenseiter nachzusetzen, unterließ es der
Philippiner in der folgenden Runde, den Sack zuzumachen. Nach einem
Jahr Pause dürfte es um seine Möglichkeiten im Ring kaum besser
bestellt sein. Matthysse wird nun in den USA von Joel Diaz trainiert
und zweifellos in bester Verfassung antreten. Er ist in der Offensive
und hinsichtlich seiner Schlagwirkung ein besserer Boxer als Jeff
Horn, der allerdings die Statur eines Halbmittelgewichtlers hat und
sich gegen Pacquiao alle erdenklichen unsauberen Praktiken erlauben
durfte, da das euphorische Heimpublikum hinter ihm stand. Matthysse
und Pacquiao sind gleich groß, so daß keiner von beiden in dieser
Hinsicht einen Vorteil hat. Daß sie kämpfen werden, bis einer von
beiden mit fliegenden Fahnen untergeht, steht zu erwarten.


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2018/05/matthysse-i-expect-the-same-pacquiao-as-always/#more-263876
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





FORSCHUNG/1447: Tropische Torfsümpfe - Renaturierung gefährdeter Kohlenstoffspeicher (idw)


Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT) - 23.05.2018

Tropische Torfsümpfe: Renaturierung gefährdeter Kohlenstoffspeicher




Wissenschaftler der Universität Göttingen und des Leibniz-Zentrums für
Marine Tropenforschung (ZMT) haben anhand von paläoökologischen
Untersuchungen erstmalig herausgefunden, in welchem Zeitraum sich
tropische Torfwälder nach einer Störung erholen können. Sie gehört zu
den bedeutendsten terrestrischen Kohlenstoffspeichern.




[image: Foto: © Tim Rixen, Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung]

Torfsumpf auf Sumatra, der einer Palmölplantage weichen mußte

Foto: © Tim Rixen, Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung



Nach derzeitigen Erkenntnissen nimmt die Landbiosphäre 30% des vom
Menschen produzierten CO2 auf und trägt so erheblich dazu bei, die
globale Erwärmung zu drosseln. Zu den bedeutendsten terrestrischen
Kohlenstoffspeichern gehören tropische Torfsumpfwälder, die jedoch
zunehmend gerodet werden. Daten zu ihrer Regenerationsfähigkeit
fehlten bisher völlig, sind aber für Schutz- und
Renaturierungsprojekte unerlässlich.

Wissenschaftler der Universität Göttingen haben nun im Rahmen des
Sonderforschungsbereichs 990 erstmalig anhand von paläoökologischen
Untersuchungen herausgefunden, in welchem Zeitraum sich ein tropischer
Torfwald nach einer Störung erholen kann. An der Studie, die diese
Woche im Journal of Ecology veröffentlicht wurde, ist auch das Bremer
Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT) beteiligt.

Torfsümpfe bedecken in Südostasien eine Fläche von mehr als 27
Millionen Hektar. Bis zu 40% dieser Sumpfwälder wurden jedoch
inzwischen gerodet und entwässert, viele mussten Palmöl- oder
Akazienplantagen für die Papierherstellung weichen. Auch in der
vorindustriellen Vergangenheit sind einige der Sumpfwälder bereits
genutzt worden, da sie eine reiche Flora und Fauna beheimaten.
Bohrkerne aus den Torfablagerungen verraten, wie sich die Nutzung auf
das Ökosystem ausgewirkt hat.




[image: Foto: © Hermann Behling, Universität Göttingen]

Ein Tempel der Malayu-Zeit nahe des untersuchten Torfsumpfes auf
Sumatra 

Foto: © Hermann Behling, Universität Göttingen



An einem solchen Bohrkern, der Ablagerungen der vergangenen 13.000
Jahre umfasst, untersuchten die Forscherinnen und Forscher
Holzkohlespuren als Hinweis auf menschliche Besiedlung, die
Zusammensetzung der Pollen und Sporen sowie den Kohlenstoffgehalt in
unterschiedlichen Bodenschichten, die sie mithilfe der
Radiokarbonmethode datierten.

Der Bohrkern entstammte einem Sumpfgebiet auf der indonesischen Insel
Sumatra, in dem vom 9. bis 14. Jahrhundert das Königreich der Malayu
herrschte. Der nahe gelegene buddhistische Tempelkomplex Muara Jambi
aus dieser Zeit ist einer der größten Südostasiens und deutet auf eine
florierende Hochkultur.

Wie die Torfproben und historische Quellen ergaben, nutzte die
Bevölkerung damals die Sumpfwälder für die Gewinnung von Brennholz und
Baumaterial und sammelte dort auch Nahrung. Im 14. Jahrhundert
verdrängten javanische Einwanderer die Malayu aus der Region, der
Sumpfwald wurde wieder sich selbst überlassen.

"Es handelte sich um eine eher schonende Nutzung, bei der die
hydrologischen Bodenverhältnisse weitgehend erhalten blieben", erklärt
die Biologin Kartika Anggi Hapsari, Erstautorin der Studie. "Dennoch
haben wir herausgefunden, dass 60 Jahre vergehen mußten, bevor wieder
ähnliche Mengen an Kohlenstoff in den Ablagerungen am Boden
gespeichert waren und ganze 170 Jahre, bis die ursprüngliche
Vegetation, wie man sie in einem unberührten Torfwald vorfindet,
wiederhergestellt war."

Die indonesische Regierung hat die enorme Bedeutung der Torfwälder
erkannt, nicht nur als CO2-Senken sondern auch als biologische
Schatzkammern mit reicher Biodiversität und etlichen gefährdeten
Tierarten, wie etwa dem Orang Utan. Renaturierungsprojekte sind in
Indonesien jedoch nur auf 60, maximal 95 Jahre angelegt. Nach den
Befunden der Studie ist dieser Zeitraum viel zu kurz, um die volle
Ökosystemleistung eines intakten Torfwaldes wieder herzustellen.

"Angesichts der heutigen Praxis der flächendeckenden Abholzung und
intensiven Nutzung als Plantagen ist zu vermuten, dass die
Regenerationszeit noch viel länger ist", sagt Tim Jennerjahn vom ZMT,
einer der Autoren der Studie. "Die Frage ist auch, wie lange diese
Torfgebiete überhaupt noch existieren werden. Durch die Entwässerung
und weil der Abbau der organischen Torfböden CO2 freisetzt, senkt sich
der Boden ab. Die meist küstennah gelegenen Torfgebiete könnten dem
steigenden Meeresspiegel zum Opfer fallen."

Publikation

Hapsari, K.A., Biagioni, S., Jennerjahn, T.C., Reimer, P., Saad, A.,
Sabiham, S., Behling, H. (2018). Resilience of a peatland in Central
Sumatra, Indonesia to past anthropogenic disturbance: improving
conservation and restoration designs using palaeoecology. Journal of
Ecology. DOI: 10.1111/1365-2745.13000



Weitere Informationen finden Sie unter

https://besjournals.onlinelibrary.wiley.com/doi/full/10.1111/1365-2745.13000

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news696177

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution457

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT) - 23.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / UMWELT / INDUSTRIE





ATOM/1355: 60 Jahre Reaktor-Sicherheitskommission (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 23. Mai 2018

Nukleare Sicherheit

60 Jahre Reaktor-Sicherheitskommission



Im Mai 1958 und somit vor 60 Jahren trat die
Reaktor-Sicherheitskommission (RSK) zu ihrer ersten Sitzung für das
damals zuständige Bundesministerium für Atomkernenergie und
Wasserwirtschaft in Bad Godesberg zusammen. Aus Anlass des Jubiläums
dankt Bundesumweltministerin Svenja Schulze allen aktiven und
ehemaligen Mitgliedern der RSK und ihrer Ausschüsse für ihr
unverzichtbares ehrenamtliches Engagement für die nukleare Sicherheit
in Deutschland.

Svenja Schulze: "Für das Bundesumweltministerium hat es oberste
Priorität, dass die Atomkraftwerke bis zum letzten Tag ihrer
Restlaufzeit auf dem höchstmöglichen Sicherheitsniveau betrieben und
anschließend sicher rückgebaut werden. Hierzu leistet die RSK einen
entscheidenden Beitrag."

Die Empfehlungen und Stellungnahmen der RSK sind für die Sicherheit
von kerntechnischen Anlagen in Deutschland von herausragender
Bedeutung. So ist die RSK etwa mit der bundesaufsichtlichen Prüfung
von Genehmigungen oder der fachlichen Bewertung von Ereignissen in
Atomkraftwerken im In-und Ausland betraut. Nach den
Reaktorkatastrophen in Tschernobyl und Fukushima hatte die RSK
maßgeblichen Anteil bei den daraufhin durchgeführten
Sicherheitsüberprüfungen der deutschen Atomkraftwerke. Seit dem
Bestehen hat die RSK in mehr als 500 Sitzungen beraten.

Auch in Zukunft wird die RSK eine wichtige Rolle spielen, wenn es
darum geht, den internationalen Forderungen des BMU nach hohen
Sicherheitsstandards Gewicht zu verleihen und das Ministerium dabei zu
unterstützen, zu Sicherheitsfragen grenznaher und anderer
ausländischer Atomkraftwerke qualifiziert Stellung nehmen zu können.

Um eine ausgewogene Beratung sicherzustellen, ist die RSK so besetzt,
dass die gesamte Bandbreite der nach dem Stand von Wissenschaft und
Technik vertretbaren Anschauungen repräsentiert ist. Derzeit hat die
RSK 16 Mitglieder und bildet Ausschüsse und Arbeitsgruppen für
fachspezifische Fragestellungen. Der Großteil der Mitglieder stammt
aus verschiedenen im Nuklearbereich tätigen Gutachterorganisationen.
Vorsitzender der RSK ist derzeit Dipl.-Ing. Rudolf Wieland.

Informationen zur RSK unter:

http://www.rskonline.de/

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 107/18, 23.05.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMUB)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





MEER/298: Invasive Quallen - Strömungen als Ausbreitungsmotor (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 22.05.2018

Invasive Quallen: Strömungen als Ausbreitungsmotor



Seit 12 Jahren behauptet sich die von der nordamerikanischen Ostküste
stammende Rippenqualle Mnemiopsis leidyi auch in nordeuropäischen
Gewässern. Auf Grundlage der ersten umfassenden Datenerhebung zum
Auftreten dieser invasiven Qualle in Europa konnten
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus 19 Ländern unter Leitung
des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel jetzt
nachweisen, dass Meeresströmungen eine wesentliche Rolle für ihren
Erfolg im neuen Lebensraum spielen. Die Studie ist in der
internationalen Fachzeitschrift Global Ecology and Biogeography
erschienen.

Als die amerikanische Rippenqualle Mnemiopsis leidyi, auch bekannt als
Meerwalnuss, vor 35 Jahren das Schwarze Meer als neuen Lebensraum
eroberte, veränderte sie das dortige Ökosystem nachhaltig. Die
wirtschaftlich bedeutenden Sardellenbestände brachen ein, weil die
Qualle als neuer Nahrungskonkurrent den Fischen die Lebensgrundlage
streitig machte. Vor diesem Hintergrund waren Wissenschaft,
Fischereiverbände und Umweltbehörden alarmiert, als sich die
Meerwalnuss ab 2005 auch in nordeuropäischen Gewässern ausbreitete.
Ähnlich massive Auswirkungen wie im Schwarzen Meer blieben in Nord-
und Ostsee zwar bislang aus, trotzdem beobachtet die Forschung die
Entwicklung weiterhin aufmerksam - zumal viele Fragen zu den
Ausbreitungswegen invasiver Arten bis heute weitgehend ungeklärt sind.

Insgesamt 47 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus 19 Ländern
veröffentlichen jetzt in der internationalen Fachzeitschrift Global
Ecology and Biogeography die erste umfassende Bestandsaufnahme von
Mnemiopsis leidyi in europäischen Gewässern. Mit diesen Daten zeigt
das interdisziplinäre Autorenkolleg, dass Meeresströmungen als
Verbreitungsweg invasiver Quallen und anderer driftender Organismen im
Meer bislang deutlich unterschätzt wurden. "Um das Eindringen fremder
Arten in marine Ökosysteme zu erklären, ist man sehr stark auf den
Transport in oder an Schiffen fokussiert. Das stimmt auch, erklärt
aber alleine nicht das ganze Phänomen", sagt Leitautorin Dr. Cornelia
Jaspers, Biologische Ozeanographin am GEOMAR Helmholtz-Zentrum für
Ozeanforschung Kiel und an der Technischen Universität Dänemark in
Lyngby.

Als Grundlage für ihre Studie haben die Beteiligten alle gesicherten
Daten über das Auftreten der amerikanischen Rippenqualle in
europäischen Gewässern seit 1990 zusammengetragen - insgesamt mehr als
12.000 georeferenzierte Datenpunkte. "Schon diese Bestandsaufnahme ist
neu, denn bisher gab es nur regionale Studien über die Ausbreitung",
erklärt Dr. Jaspers.

In Kooperation mit Ozeanographen und Ozeanmodellierern brachten sie
die Daten über die Ausbreitung von Mnemiopsis leidyi in Verbindung mit
vorherrschenden Strömungen in europäischen Gewässern. In die Analyse
flossen nicht nur die Strömungsrichtungen und deren Stärke, sondern
auch ihre Stabilität mit ein. Die Modelle zeigten, dass die südliche
Nordsee durch beständige Strömungsmuster eng mit weiten Teilen
Nordwesteuropas wie der norwegischen Küste und sogar der Ostsee
verbunden ist.

Aufgrund dieser engen Verbindung können nicht nur invasive Quallen,
sondern generell im Meer treibende nicht-heimische Arten innerhalb
kürzester Zeit über weite Strecken verbreitet werden. "Anhand der
eingeschleppten Meerwalnuss konnten wir zeigen, dass sie innerhalb von
drei Monaten bis zu 2000 Kilometer weit reisen kann", sagt der
physikalische Ozeanograph Hans-Harald Hinrichsen vom GEOMAR. Arten,
die in Häfen der südwestlichen Nordsee wie Antwerpen oder Rotterdam
ankommen, gelangen so sehr schnell bis Norwegen und in die Ostsee.

Zur Bestätigung dieses Zusammenhangs diente den Autorinnen und Autoren
ein natürliches Experiment. Nach einer sehr kalten Winterperiode
Anfang 2010 verschwand die Rippenqualle im Jahr 2011 aus der Ostsee
und weiten Teilen Nordwesteuropas. Dabei blieb es bis 2013. Doch nach
dem warmen Winter 2013/14 hatte sie sich sofort wieder etabliert.
"Allerdings handelte es sich bei der Wiederbesiedelung um Tiere eines
anderen Genotyps. Damit hat innerhalb kürzester Zeit eine neue
Einwanderung stattgefunden, getrieben durch die vorherrschenden
Meeresströmungen", sagt Dr. Jaspers. Möglicherweise sind die
Neuankömmlinge aus der zweiten Invasionswelle sogar besser an die
hiesigen Bedingungen angepasst.

Daher plädieren die Autorinnen und Autoren dafür, nicht nur die
Transportwege über Ozeane hinweg im Blick zu behalten, sondern auch
die Ausbreitungsmöglichkeiten innerhalb einer Region besser zu
untersuchen. "Die Studie zeigt: Es reicht schon ein einzelnes
Einfallstor, ein einziger Hafen, in dem Schiffe mit invasiven Arten
ankommen. Wenn dieser Hafen in einem Gebiet mit starken Strömungen in
die 'falsche' Richtung liegt, reicht das, um die nicht-heimischen
Arten wiederkehrend über ganze Regionen weiterzuverbreiten", fasst die
Quallen-Expertin zusammen.

Originalarbeit

Jaspers, C. et. al. (2018): Ocean current connectivity propelling the
secondary spread of a marine invasive comb jelly across western
Eurasia.

Global Ecology and Biogeography, 

https://doi.org/10.1111/geb.12742




Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.geomar.de

Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news696113

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution818

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 22.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/3234: Vortrag in Aachen zum "Fleischatlas 2018", 30.5. (SFV)


Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. (SFV) - Rundbrief vom 24.
Mai 2018

Vortrag in Aachen: "Fleischatlas 2018"



Referent:

Christian Rehmer (39), Leiter Agrarpolitik beim Bund für Umwelt- und
Naturschutz Deutschland e.V., Studium "Landschaftsnutzung und
Naturschutz" in Eberswalde, geboren in Hessen, wohnt in Brandenburg,
isst gerne (wenig) Fleisch aus artgerechter Tierhaltung.

Termin: 30.5.2018 um 18.00 Uhr

Ort: 

Haus der Evangelischen Kirche, Frère-Roger-Str. 8-10, 52062 Aachen

Worum geht es?

Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) hat zusammen
mit der Heinrich-Böll-Stiftung und der Le Monde Diplomatique im Januar
den neuen "Fleischatlas 2018" veröffentlicht. Die Erstauflage ist
bereits vergriffen und eine zweite Auflage befindet sich in
Vorbereitung. Der Atlas enthält vielfältige Daten, Fakten und Grafiken
zum Thema Fleischproduktion in Deutschland.

Im Gegensatz zu den ersten Fleischatlas-Veröffentlichungen in den
Jahren 2013, 2014 und dem "Fleischatlas Regional 2016", die vor allem
die bisherigen Probleme bei Fleischerzeugung und -konsum aufzeigten,
widmet sich der Fleischatlas 2018 verstärkt Lösungswegen zum Umbau der
Nutztierhaltung. So zeigt der Atlas unter anderem neue
Vermarktungswege für bäuerliche Betriebe auf, um die Wertschöpfung im
ländlichen Raum zu steigern. Der Fleischatlas geht auch auf kontrovers
diskutierte Themen ein, beispielsweise auf Fleisch aus dem Labor oder
Insekten als Nahrungsmittel.

"Die Intensivtierhaltung ist gesellschaftlich nicht mehr akzeptiert.
Kein anderer Sektor trägt so massiv zum Verlust der Artenvielfalt, zur
Zerstörung des Klimas, zur Überdüngung und zu der Gefährdung unserer
Gesundheit bei wie die industrielle Fleischproduktion. Tierleid, die
Belastung und Verschmutzung von Böden, Luft und Gewässern sind
dringliche Probleme der industriellen Tierhaltung, die in den
vergangenen Jahren immer größer wurden. Es gibt gute Konzepte für eine
umwelt- und tierfreundlichere Nutztierhaltung und die Bundesregierung
könnte noch in diesem Jahr hierfür die richtigen Weichen stellen",
sagt Rehmer. Der Leiter Agrarpolitik beim BUND kritisiert, dass auf
politischer Ebene abgesehen von Ankündigungen zur Verbesserung der
Nutztierhaltung bislang wenig geschehen sei. Die neue Bundesregierung
habe es nun in der Hand, den dringend notwendigen Umbau der
Nutztierhaltung voran zu treiben. Dafür brauche es beispielsweise eine
verbindliche staatliche Haltungskennzeichnung tierischer Lebensmittel.

Im Rahmen des Vortrages wird Herr Rehmer viele Rezepte für eine
bessere und umweltfreundlichere Tierhaltung präsentieren. Diese können
in der anschließenden Diskussionsrunde debattiert und hinterfragt
werden.

Der Vortrag findet im Rahmen unserer Veranstaltungsreihe
"Mittwochswerkstatt "Zukunft gestalten" statt, die wir gemeinsam dem
Evangelischen Erwachsenenbildungswerk im Kirchenkreis Aachen
organisieren.

Die Teilnahme ist kostenfrei, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

SFV-Rundbrief 24.05.2018

Herausgeber:

Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. (SFV)

Frère Roger Straße 8-10, 52062 Aachen

Tel.: 0241/51 16 16, Fax: 0241/53 57 86

E-Mail: zentrale@sfv.de

Internet: http://www.sfv.de
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FESTE/2509: Herten - Tiöns-Kirmes in der Innenstadt vom 31. Mai bis 3. Juni 2018


Tiöns-Kirmes in der Hertener Innenstadt

Fahrgeschäfte und Trödelmarkt am Fronleichnam-Wochenende



Herten. In der kommenden Woche ist es wieder soweit: Die Tiöns-Kirmes
lockt in die Hertener Innenstadt. Ab Fronleichnam, Donnerstag, 31.
Mai, bis einschließlich Sonntag, 3. Juni, warten neben dem
Fahrgeschäft "Crazy Dancer" und Zuckerwatte noch andere zahlreiche
Attraktionen auf der Vitusstraße, der Ewaldstraße und dem Parkplatz
"Am Wittkamp" auf die Besucherinnen und Besucher. Von 11 bis 22 Uhr
sind die Fahrgeschäfte täglich geöffnet.

Zusätzlich kann am Eröffnungstag der Kirmes, Donnerstag, 31. Mai, auf
dem Trödelmarkt nach Herzenslust gestöbert werden. An der unteren
Ewaldstraße/Pastoratsweg wird eine große Auswahl an gebrauchtem
Spielzeug, Haushaltsgegenständen, Büchern und vielem mehr geboten.

Wer sich an diesen Tagen mit dem Auto auf den Weg in die Innenstadt
macht, sollte beachten, dass der Parkplatz "Am Wittkamp" und der
Parkstreifen in der Vitusstraße ab Dienstag, 29. Mai, von 20 Uhr bis
Montag, 4. Juni, 18 Uhr nicht zum Parken zur Verfügung stehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 23. Mai 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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SPIELE/390: Braunschweig - Zwei Spiele-Nachmittage für Senioren, 28. und 29. Mai 2018


In der kommenden Woche zwei Spiele-Nachmittage für Senioren 

Neues Angebot in der Zweigstelle Heidberg der Stadtbibliothek
Braunschweig



Braunschweig. Ein Spiele-Nachmittag für Senioren findet am Montag, 28.
Mai, von 15 bis 17 Uhr, in der Zweigstelle Weststadt der
Stadtbibliothek Braunschweig, Rheinring 12 statt. Zuschauer sind
willkommen. Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht
erforderlich. Für weitere Informationen ist die Zweigstelle Weststadt
unter der Telefonnummer 470 6857 zu erreichen.

Am Dienstag, 29. Mai, findet erstmals in der Zweigstelle Heidberg der
Stadtbibliothek Braunschweig, Weimarstraße 4, ebenfalls ein 
Spiele-Nachmittag für Senioren statt. Es sollen dann regelmäßig einmal pro
Monat weitere Spielenachmittage folgen. Der nächste Spiele-Nachmittag
im Heidberg ist für Dienstag, 26. Juni vorgesehen. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 26 30 94 73.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 22. Mai 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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